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1. Vorwort

Das Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der Univer­
sität Hamburg (IFSH) wurde im Sommer 1971 als Stiftung bürgerlichen
Rechts gegründet. Stiftungsträgerin ist die Freie und Hansestadt Ham­
burg, vertreten durch die Behörde für Wissenschaft und Forschung. Die
Organe des Instituts sind: Stiftungsvorstand, Kuratorium, Wissenschaft­
licher Beirat und Institutsrat. Stiftungsvorstand ist der jeweilige Wissen­
schaftliche Direktor.

Das Themenspektrum der Friedensforschung ist außerordentlich breit.
Es fmdet in der Satzung des IFSH und im Namen des Instituts insofern
eine Einschränkung, als der Schwerpunkt der Institutsarbeit bei friedens­
wissenschaftlichen Fragestellurigen mit sicherheitspolitischen BeZÜgen
liegen soll. Entsprechend standen im Mittelpunkt der Institutsprojekte
der vergangenen Jahre Probleme der militärischen Kräfteverhältnisse
und der Kooperativen Rüstungssteuerung (arms control), Themen wie
Rüstungsdynamik, Kriegsgefahr und Rüstungskonversion, die Suche
nach sicherheitspolitischenAlternativen, aber auch Fragenökonomi­
scher und ökologischer Aspekte von Sicherheit sowie Konzepte ~ einer
Neuen .Europäischen Friedensordnung (NEFO) und eines Systems Kol­
lekt~ver Sicherheit in und für Europa (SKSE).

In der zweiten Hälfte der 80er Jahre arbeitete ein Teil der Wissenschaft­
lerinnen und Wissenschaftler des Instituts vorrangig an einer Konkreti­
sierung des Konzepts Gemeinsainer Sicherheit (GS). Dazu gehörten
auch Fragen der "Konventionellen Stabilität" und der "Strukturellen
Angriffsunfähigkeit" unter besonderer Berücksichtigung auch der Ver­
handlungen über konventionelle Streitkräfte in Europa (VKSE).

Seit 1989 beteiligt sich das IFSH an der Diskussion der revolutionären
Umbrüche in den Staaten Mittel- und Osteuropas. Der Bereich Ruß­
landjOsteuropa und Gesamteuropäische Integration ist mittlerweile ei­
ner der Schwerpunkte der Institutsarbeit. Seit 1992 arbeitet ein Teil der
Institutsmitarbeiter und -mitaibeiterinnen darüber hinaus an einem Kon­
zept einer Europäischen Sicherheitsgemeinschaft (ESG), in das u.a. die
Vorarbeiten des Instituts zu einem System Kollektiver Sicherheit und die
Resultate der Diskussion Gemeinsamer Sicherheit weitgehend einflie­
ßen. 1995 legte das IFSH ein erstes umfangreiches Buch zur ESG vor;
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zugleich verlagerte das Institut in Folge der Ergebnisse der ESG-Studie
einen Teil seiner Schwerpunktarbeit auf Untersuchungen zur Tätigkeit
und FortentwicklungderOrganisation für Sicherheit und Zusammenar­
beit in Europa (OSZE).

Seit' 1993 schließlich diskutiert das Institut im Rahmen eines neuen in­
terdisziplinären Forschungsschwerpunktes eine Reihe globaler Risiken,
Gefahren, Bedrohungen nicht-militärischer Art und ihre Rückwirkungen
auf Frieden und Sicherheit. Der neue Forschungsschwerpunkt läßt sich
vorläufig mit dem Arbeitstitel "Weltinnenpolitik" und dem Grundgesetz­
auftrag "... dem Frieden dienen" zusammenfassen.

Die Ergebnisse der Institutsarbeit werden in einer Vielzahl von Schriften
publiziert. Ein Großteil der Buchpublikationen erscheint in der Schrif­
~enreihe Demokratie, Sicherheit, Frieden (vormals: Militär, Rüstung, Si­
cherheit), ein Teil der Aufsätze in der Vierteljahresschrift für Sicherheit
und Frieden (S + F).

Das IFSH selbst gibt vier Reihen heraus: Die "Hamburger Beiträge zur
Friedensferschung und Sicherheitspolitik" richten sich eher an einen
fachwissenschaftlichen Adressatenkreis; die "Hamburger Informationen
zur Friedensforschung und Sicherheitspolitik" sind dagegen für eine
breitere Öffentlichkeit gedacht; die· "Pädagogischen Informationen"
schließlich sind auf die schulische und außerschulische Bildungsarbeit
ausgerichtet. Ergänzt werden diese drei Veröffentlichungsreihen seit
1991 durch den Rundbrief "IFSH-aktuell". IFSH-aktuell soll die interes­
sierte Öffentlichkeit in knapper Form über neue Projekte, Veranstaltun­
gen, aktuelle Stellungnahmen, Besucher und Veröffentlichungen des In­
stituts informieren. Alle, vier IFSH-Reihen bzw. deren Veröffentlichun­
gen sind - soweit vorrätig - kostenlos erhältlich.

Neben den Reihen gibt das Institut seit 1987 zusammen mit zwei weite­
ren Einrichtungen alljährlich das "Friedensgutachten" heraus. Seit 1994
schließlich ist das IFSH mit der Aufgabe betraut, das Jahrbuch der
OSZE, also das Jahrbuch zur Arbeit der 53 Staaten, die sich in der Orga­
nisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa zusammenge­
schlossen haben, herauszugeben. Das erste OSZE-Jahrbuch erschien
1995 beim Nomos-Verlag, Baden-Baden.
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Die Ergebnisse des Instituts werden jedoch nicht nur schriftlich vorge­
legt. Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Instituts nehmen
vielmehr (teilweise in ständiger Lehrtätigkeit) seit 1971 auch
Lehraufträge an der Universität Hamburg, an der Universität der
Bundeswehr Hamburg und anderen Hochschulen innerhalb und
außerhalbHamburgs wahr. Darüber hinaus bemüht sich das IFSH durch
ständige Kooperation und' eine Vielzahl von Diskussionen sowie über
verschiedene Formen der Öffentlichkeitsarbeit nicht nur um die
Vermittlung seiner Ergebnisse an andere in- und ausländische Institute
und 'Pachexperten, sondern auch um ihre Umsetzung in Politik,
Exekutive, Medien und. Bildungseinrichtungen. Diesem Zweck dient
auch der 1995 gegründete Falkensteiner Gesprächskreis. Er hat sich das
ehrgeizige Ziel gesetzt, hochrangige Vertreter aus Politik, Wissenschaft
und Wirtschaft, aber auch anderen Bereichen wie zum Beisp~el Militär
und Medien, zusammenzuführen. Aufgabe soll es sein, strategische
Überlebensfragen der Menschheit in Beziehung zu den praktischen
Schritten einer friedlichen 'Weltinnenpolitik zu setzen.

Zu den Serviceleistungen für die Öffentlichkeit gehören ferner die Bib­
liothek und die Dokumentation des Instituts. Beide sind öffentlich zu­
gänglich. In ihnen stehen annähernd 20 000 Bänd~, ca. 140 laufend ge­
führte Zeitschriften und das ausgewertete Material aus etwa zwei Dut­
zend in- und ausländischen Zeitungen sowie Presse- und Informations­
diensten zur Verfügung.

Am IFSH sind in der Regel etwa 30 wissenschaftliche und nichtwissen­
schaftliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen tätig, darunter auch aus­
ländische Fellows, abgeordnete OffIZiere des Bundesministeriums der
Verteidigung sowie Beamte des Auswärtigen Amtes und Pädagogen und
Pädagoginnender Schulbehörde. Wie bereits diese Aufzählung zeigt, fm­
det das Institut Hilfe und Unterstützung bei einer Vielzahl von Personen
und Institutionen. Die Hauptlast der Finanzierung ruht aber zweifels­
ohne bei der Stiftungsträgerin, der Freien und Hansestadt Hamburg. Ihr,
bzw. ihren Bürgerinnen und Bürgern, gilt deshalb unser besonderer
Dank.

Hamburg, Januar 1996 Dieter S. Lutz

7



2. Zur Arbeit 'des IFSH 1995

Im Mittelpunkt der Institutsarbeiten im Jahre 1995 stand zum einen die
Fortentwicldung des Konzeptes für ein System Kollektiver Sicherheit in

, und für Europa, der "Europäischen Sich~rheitsgemeinschaft(ESG)" (vgl.
Abschnitt ~.1.1.), zum anderen die Analyse der Umbrüche und Konflikte
in der GUS und in Osteuropa und deren Folgen (vgl. Abschnitt 2.1.3.),
ferner die Fortführung der ersten Arbeiten im neuen interdisziplinären
Forschungsschwerpunkt "Weltinnenpolitik" (vgl. Abschnitt 2.1.4.). Dane­
ben wurden wieder eine Reihe von Studien zu aktuellen Problemen, z.B.
zur.Lage im ehemaligen Jugoslawien und zum Peacekeeping der·Verein­
ten Nationen vorgelegt. Genannt werden sollte auch die Ausrichtung und
Durchführung von nationalen und internationalen Tagungen und Konfe­
renzen· des IFSH (vgl. Abschnitte 2.2.1. bis 2.2.6.), .darunter auch zwei im
Ausland (Kanada und Polen).

Eine Reihe von ErgebnisseJ;! und Aktivitäten des IFSH und seiner Mitar­
beiter und Mitarbeiterinnen lassen es zu, den Berichtszeitraum 1995 als
~ besonderem Maße erfolgreich zu bezeichnen. Zu ihnen gehört die
erstmalige Veröffentlichung des OSZE-Jahrbuches (vgl. Abschnitt 2.1.2.
und 2.2.4.), der Abschluß des gemeinsam von allen Wissenschaftlern und
Wissenschaftlerinnen des IFSH getragenen und publizierten ES.G-Bu­
ches (vgl. Abschnitt 2.1.1.), die Erstellung einer umfangreichen Studie
für das Büro für Technikfolgenabschätzung beim Deutschen Bundestag
(TAB) zum Thema präventiver Rüstungskontrolle (vgl. Abschnitt 2.3.1.).
Zu nennen ist auch die Einwerbung von .Mitteln·der VW-Stiftung für ein
"Internationales Fellowship-Programm Graf Baudissin" (vgl. Abschnitt
2.7.), das zwanzig Vertretern der jungen Demokratien Mittel- und Ost­
europas ermöglichen soll, sich am IFSH mit dem Aufbau demokratischer
Streitkräfte zu beschäftigen. Zu nennen ist schließlich auch die Grün­
dung eines "Falkensteiner Gesprächskreises", der hochrangige Vertreter
aus Wirtschaft, Politik und Wissenschaft am IFSHzusammenführt (vgl.
Abscluoitt 2.2.5.).

Die Forschungsprojekte der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Insti­
tutes werden im folgenden detailliert im Abschnitt 3 aufgeführt; die Er­
gebnisse der Forschungsarbeiten in Form von Veröffentlichungen wer­
den in den Abschnitten 4. und 5.2. &ufgelistet. Ausführungen zum Frie­
densgutachten detdrei Friedensforschungsinstitute, das im Berichtszeit-
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raum turnusgemäß unter der Federführung des IFSH erstellt wurde, fm­
den sich in Abschnitt 2.4. Die Breite der Tätigkeiten und Initiativen, aber
auch die Unterschiedlichkeit der Kooperations- und Adressatenkreise,
die das Institut mit seiner Arbeit bzw. seinen Arbeitsergebnissen zu er- .
reichen sucht, werden in den Abschnitten 2.1. ff und im Anhang illu­
striert.
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~.1. Arbeitsschwerpunkte

2.1.1. Arbeitsschwerpunkt Europäische Sicherheitsgemeinschaft (ESG)

Die wissenschaftliche Analyse von Problemen d~s Friedens und der Si­
cherheit in Europa stellt eine der Aufgaben dar, die dem IFSH durch

.seine Satzung vorgegeben, ist. Einen historischen Augenblick lang schien
der Eindruck begründet, diese eine Aufgabe aus dem Spektrum der Ziel­
setzungen und Funktionen des IFSH WÜrde sich politisch erledigen. Dem
Ende des Ost-West-Konflikts ging die Hoffnung auf eine dauerhafte Si­
cherung des Friedens mangels kriegsträchtiger Konfliktgründe einher.
Inzwischen zählt Europa in den fünf Jahren der postkonfrontativen Ära
ein Vielfaches mehr an Kriegstoten als in den fünf Jahrzehnten des Kal­
ten Krieges zuvor; die Hoffnung hat getrogen.

Vor fünf Jahren war nicht absehbar, daß in den nachfolgenden Monaten
und Jahren in Staaten wie Jugoslawien, Moldawien, Georgien und Arme­
nien geschossen und getötet wird. Heute sind die Kriegsschauplätze der
kommenden Jahre unbekannt. Aber die Beschaffenheit der europäi­
schen, insbesondere der osteuropäischen Konfliktgeographie macht die
Annahme wahrscheinlich, daß dann weiterhin einige der alten, vermehrt
um einige neue Krisenherde militärische Gewalt hervorbringen werden.
Anders als gestern bei Untersuchungen zur Ost-West-Konfrontation sind
heute die Streitparteien von morgen nicht eindeutig identiflZierbar. Frie­
den in Europa wird mehr denn je zu einer generellen Frage politisch-in­
stitutionell-organisatorischer Konfliktprävention und Sicherheitsvorsor­
ge.

Das IFSH hat bereits im Frühjahr 1990, wenige Monate nach dem Sy­
stemumbruch in Osteuropa, eine erste Skizze der Grundzüge eines re­
gionalen Systems Kollektiver Sicherheit in Europa vorgelegt. Es konnte
hierbei auf die vielfältigen Studien zurückgreifen, die am IFSH seit Be­
ginn der 80er Jahre (vgl. z.B. Heft 1/1984 der Vierteljahresschrift für Si­
cherheit und Frieden (S +F) zum Themenschwerpunkt "Kollektive Si­
cherheit - Eine Alternative?") zu dieser Thematik erarbeitet wurden bzw.
sich so die in langjähriger Forschungstätigkeit erworbene Expertise sei­
ner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zunutze m·achen.
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Im April 1993 veröffentlichte das IFSH einen erstenZwischenbericht mit
dem Titel "Vom Recht des Stärkeren zur Stärke des Rechts. Die Euro­
päische Sicherheitsgemeinschaft (ESG) als Garant von Sicherheit und
Frieden - Eine Studie des IFSH" (Hamburger Beiträge zur Friedensfor­
schung und Sicherheitspolitik, Heft 75). Er wurde im Rahmen einer
Reihe von Veranstaltungen und Arbeitskreisen diskutiert, darunter eine
interne Tagung am IFSH am 1. und 2. Februar 1993 (vgl. auch
Jahresbericht 1993, Abschnitt 2.2.1.), ein internationales Symposion im
Dezember 1993 (vgl. auch Jahresbericht 1993, Abschnitt 2.2.3.) sowie der
Arbeitskreis "Völkerrecht und Friedensordnung". Er ist ferner in ein
Buch eingeflossen, das von Dieter S.Lutz unter dem Titel "Deutschland
und die Kollektive Sicherheit" (Opladen 1993) veröffentlicht wurde. Ein
Teil der ergänzenden Beiträge und Kritiken schließlich wurde unter dem
Themenschwerpunkt "ESG" als Ausgabe 3/1993 der Vierteljahresschrift
für Sicherheit und Frieden (S +F) 'publiziert. Darüber hinaus wurde 1994
ein Sammelband zu den ,Ergebnissen des Internationalen Symposions
vom Dezember' 1993 fertiggestellt und in der Reihe "Demokratie, Sicher­
heit, Frieden" unter dem Titel "Egon Bahr/Dieter S. Lutz (Hrsg.), Unse­
re Ge~einsame Zukunft - Die Europäische Sicherheitsgemeinschaft
(ESG) veröffentlicht.

Mittlerweile·haben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des IFSH die
Arbeiten.zur ESG vertieft und erweitert. Zu den Ergänzungen gehören
u.a. eine Analyse der gegenwärtigen defIZitären Sicherheitsarchitektur,
die Einarbeitung, der obligatorischen Schie,dsgerichtbarkeit in das Ge­
samtkonzeptund die Darstellung möglicher Umsetzungsschritte. Die Er­
gebnisse der Diskussionen wurden 1995 von der Stiftung für Entwicklung
und Frieden,' Bonn, in der Reihe EINE WELT unter dem Titel "Die Eu­
ropäische Sicherheitsgemeinschaft. Das Sicherheitsmodell für das 21.
Jahrhundert" publiziert.

Die ESG selbst wird im Vorschlag des IFSH als ein System kollektiver
Sicherheit verstanden. Sie funktioniert so, wie die Vereinten Nationen
ihrer Gründungsabsicht zufolge funktionieren sollten, aber aus unter­
schiedlichen Gründen weder während des Kalten Krieges noch danach
funktionieren konnten: nach dem Prinzip des konsequenten Einstehens
der Gemeinschaft für die Sicherheit jedes einzelnen ihrer Mitglieder.
Große, wie kleine Staaten stehen unter gleichem Recht, erhalten gleiche
Sicherheit, übernehmen gleiche Verpflichtungen. D.ie verläßliche Funk-
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tionsfähigkeit verlangt dazu einen begrenzten Schritt von der zwischen­
staatlichen Zusammenarbeit zu einem übernationalen Mechanismus;
deshalb wird die Gewaltoption, die letzte Zuflucht des Rechts auf Sicher­
heit, aus der Verfügung der Einzelstaaten bzw. ständiger oder zeitweili­
ger Interessenkoalitionen in die Obhut der internationalen Rechtsge­
meins.chaft überführt. Das meint die Leitidee von der Ablösung des

. Rechts des Stärkeren durch die Stärke des Rechts.

Folgende Merkmale charakterisieren das Konzept:

1. Rechtscharakter: Die Europäische Sicherheitsgemeinschaft ist eine
regionale Abmachung im Sinne des Kapitels VIII der Charta der
Vereinten Nationen.

2. Beitrittskreis: Die Europäische Sicherheitsgemeinschaft steht zum
Beitritt allen Mitgliedstaaten der OSZE offen.

3. Beitrittsanforderung: Die Mitglieder der Europäischen Sicherheits­
gemeinschaft verpflichten sich zur Einhaltung des ESG-Vertrages.
Insbesondere verpflichten sie sich rechtsverbindlich, auf die Anwen­
dung von Gewalt bei der Lösung von Konflikten verzichten. Sie ver­
pflichten sich ferner, die Minderheiten- und Menschenrechte zu
achten. Mit dem Beitritt zur ESG ist automatisch der Beitritt zum
obligatorischen (Schieds-)Gerichtshof der Gemeinschaft verbun­
den.

4. Organisationszweck: Die Europäische Sicherheitsgemeinschaft dient
der Aufrechterhaltung des Friedens. Diesen Organisationszweck
erfüllt die ESG mittels Gewaltverhütung durch friedliche Streitbei­
legung. Dazu dient ihr ein breiter Fächer ziviler Einwirkungsmittel
von der obligatorischen (Schieds-)Gerichtsbarkeit . ("Aggressor in
einem bewaffneten Konflikt ist, wer sich dem Schiedsverfahren ent­
zieht") über klassische und unkonventionelle politische Einfluß­
nahmen bis zur Verhängung wirtschaftlicher Sanktionen.

5. Militärischer Beistand: Militärischer Waffeneinsatz bleibt die äu­
ßerste Sanktion gegen Bruch der ESG-Regeln, gegen Aggression
oder zur Beendigung bereits ausgebrochener militärischer Gewalt.
Sollte zu ZwangSDlaßnahmen gegriffen werden müssen, stehen
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hierfür (neben nationalen) auch systemeigene Verbände zur Verfü­
gung. Der Einsatz von Streitkräften unterliegt dabei der ausschließ­
lichen Verantwortung der Gemeinschaft im Einklang mit der Char­
ta der Vereinten Nationen. An die Stelle von Intervention tritt Ord­
nungsrecht.

6. Abrüstung: Die kollektive Sicherheitsleistung der Gemeinschaft
senkt den verteidigungspolitischen Selbstvorsorgebedarf ihrer Mit­
glieder, was militärische Abrüstung in erheblichen Größenordnun­
gen ermöglicht.

7. Handlungsfähigkeit: Um die Handlungsfähigkeit der Gemeinschaft
sicherzustellen, wird der Generalsekretär als eine nationalen Inter­
essen nicht verpflichtete Institution mit weitreichenden Vollmach­
ten ausgestattet, über die er autonom verfügen kann, soweit andere
Organe der ESG die behandelten Angelegenheiten .nicht an sich
ziehen. Die Kompetenzverteilung zwischen den entscheidungsbe­
fugten Organen ist so geregelt, daß in einem System von "checks
and balances" eine gegenseitige Kontrolle gewährleistet wird, je­
doch ohne die negative Konsequenz einer gegenseitigen Lähm~g
der Gremien.

8. Demokratischer Entscheidungsprozeß: Der EntscheidungsprozeB der
ESG-Organe - neben dem (Schieds)Gerichtshof ein Europäischer
Sicherheitsrat, eine Ständige Kommission und der Generalsekretär
- ist in hohem Maße demokratisiert, indem er unter Beteiligung der

. größtmöglichen Zahl von Mitgliedstaaten, jedoch ohne einzelstaat-
liches Vetorecht, abläuft. .

9. Finanzierung: Die Finanzierung der Europäischen Sicherheitsge­
meinschaft ist so zu regeln, daß sie nicht durch Mittelverknappung
lahmgelegt werden kann.

10. Außenbeziehungen:Die Europäische Sicherheitsgemeinschaft wird
ihre Außenbeziehungen zu Nichtmitgliedstaaten, zu den Vereinten
Nationen und zu den Bündnisorganisationen nach dem Grundsatz
engstmöglicher Kooperation gestalten, um auch jenseits ihres geo­
graphischen Geltungsbereichs zu' einem Faktor sicherheitspoliti­
scher Stabilität· zu werden.
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Nach Ansicht des IFSH läßt sich eine effektive und funktionierende Eu­
ropäische Sicherheitsgemeinschaftaus der OSZE heraus entwickeln. Zu

,den erforderlichen Reformmaßnahmen der OSZE gehören:

die Schaffung einer völkerrechtlich verbindlichen Grundlage für die
OSZE;
dieEffektivierung der Entscheidungsstruktur der OSZE nach dem
Mehrheitsprinzip und ohne Vetorecht;
die Einrichtung eines gesamteuropäischenSicherheitsrates;
die Stärkung der Po~ition und Erweiterung der Kompetenzen des
OSZE-Generalsekretärs;
die Einrichtung eines obligatorischen und rechtsverbindlich ent­
scheiden,den (Schieds-)Gerichtshofes nach dem Vorbild des Artikel
24 Absatz 3, GG;
die Aufstellung von systemeigenen Friedenstruppen inklusive von

. Verfügungstruppen für den Generalsekretär sowie die Einrichtung
eines Militärstabes;
die Einführung des Prinzips "zuerst OSZE" (OSCE fust).

Das IFSH wird diese und ähnliche Vorschläge auch weiterhin in enger
Diskussion mit der 'politischen Praxis ausarbeiten. Eine erste Diskussi­
onsrunde z.B. mit Abgeordneten des Deutschen Bundestages ist bereits

. für Januar 1996 festgelegt.

Veröffentlichungen zum Arbeitsschwerpunkt ESG:

Kollektive Sicherheit - Eine Alternative? Themenschwerpunktheft
der Vierteljahresschrift für Sicherheit und Frieden (S +F) 1/1984.

Volker Böge/Peter Wilke, Sicherheitspolitische Alternativen. Be­
standsaufnahme und Vorschläge zur Diskussion, Baden-Baden
1984.

Dieter S. Lutz (Hrsg.), Kollektive Sicherheit in und für Europa ­
Eine Alternative? Beiträge zur Utopie und Umsetzung einerneuen
Friedens- und Sicherheitspolitik, Baden-Baden 1985.
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Dieter S. Lutz, Sicherheit 2000. Gemeinsame Sicherheit im Über­
gang vom Abschreckungsregime zu einem System Kollektiver Si­
cherheit in und für Europa, Baden-Baden 1991.

V,om Recht des' Stärkeren zur Stärke des Rechts. Die Europäische
Sicherheitsgemeinschaft (ESG) als Garant von Sicherheit und Frie­
den - Eine Studie des IFSH, Hamburger Beiträge zur Friedensfor­
schung und Sicherheitspolitik, Heft 75, Hamburg 1993.

\

From the Law of the Strongest to the Strength of the Law. A Euro-
pean Security Community (ESC) to Safeguard Peace and Security ­
A Study by the Institute for Peace Research and Security Policy at
the University of Hamburg, Hamburger Beiträge zur Friedensfor­
schung,und Sicherheitspolitik, Heft 75, Hamburg 1993..
Dieter S. Lutz, Deutschland und die Kollektive Sicherheit. Politi­
sche, rechtliche und programmatische Aspekte, Opladen 1993.

Egon Bahr/Dieter S. Lutz (Hrsg.), Unsere Gemeinsame Zukunft ­
Die Europäische Sicherheitsgemeinschaft (ESG). Teil I desSympo­
sions über die Perspektiven Europäischer und globaler Friedens­
und Sicherheitspolitik im -Rahmen der Veranstaltungen der Freien
und Hansestadt zum 50. Jahrestag der Luftangriffe auf Hamburg,
Baden-Baden 1994/95.

Institut für Friedensforschung undSicherheitspolitik an der Univer­
sität Hamburg (IFSH), Die Europäische Sicherheitsgemeinschaft.
Das Sicherheitsmodell für das 21. Jahrhundert, Bonn 1995.
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2.1.2. OSZE und OSZE-Jahrbuch

Am 1. August 1975 unterzeichneten die Staats- und Regierungschefs von
33 europäischen Staaten sowie der USA und Kanadas die Schlußakte der
Konfe~enz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) in
Helsinki. Kritiker der KSZE vertraten damals die Ansicht, durch die
Schlußakte werde der Status quo, d.h. die Teilung Europas, festgeschrie­
ben. Zwei Jahrzehnte später wissen wir vom Gegenteil zu berichten: Die
KSZE hat nicht den Status quo stabilisiert, sondern die Rahmenbedin-·
gungen zu seiner Überwindung geschaffen - z.B. als Berufungsgrundlage
für die friedlichen Freiheitsrevolutionen in Mittel- und Osteuropa. Ohne
KSZE keine Abschaffung des Abschreckungssystems, kein Ende des
Ost-West-Konflikts, keine Wiedervereinigung Deutschlands. Wäre die
KSZE nicht geschaffen worden, sie hätte ~ ex post betrachtet - erfunden
werden müssen.

Aber auch nach Überwindung des Ost-West-Konfliktes gilt, daß keines
der gravierenden ProbleDle Europas dauerhaft gelöst werden kann, wenn
nicht die Sicherheitsfrage gelöst ist. Der Organisation für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa (OSZE), wie die KSZE seit 1995 heißt,
kommt damit auch für die Zukunft eine Schlüsselrolle zu. Gleichwohl
gibt es bis heute kein Periodikum, das die KSZE/OSZE und ihre Arbeit
über die Zeit hinweg begleitet, beschreibt, analysiert, kritisiert, würdigt.

Während auf einer Vielzahl von Sachfeldern Jahrbücher herausgegeben
werden und auch .andere europäische bzw. internationale Organisationen
sich durch Eigen- und Fremddarstellungen intensiv der Öffentlichkeit
präsentieren, fehlt es bislang an vergleichbaren Publikationen über die
OSZE. Eine Ausnahme bildet lediglich der sehr kurz und bündig ge­
haltene englischsprachige Helsinki-Monitor. Vor einer ausreichenden In­
formation über die Aktivitäten der OSZE und einer wissenschaftlichen
unabhängigen Analyse ihrer Arbeit kann keinesfalls gesprochen werden.
Dies gilt vor allem auch für den deutschsprachigen Raum.

Auch eine internationale Institution wie die OSZE braucht dringend Öf­
fentlichkeit. Richtig ist zwar, daß der Erfolg präventiver Diplomatie, wie
sie von der OSZE betrieben wird, stille und diskrete Aktivitäten voraus­
setzt. Doch je erfolgreicher die OSZE stille präventive Diplomatie be­
treibt, desto weniger wird sie in der Öffentlichkeit wahrgenommen. Ein
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Konflikt, der nicht stattgefunden hat, ist keine Meldung. Bleiben Aktivi­
täten, Leistungen und Erfolge einer Institution aber unbekannt, so gerät
sie über kurz oder lang ins Abseits, wird für überflüssig gehalten, verliert
ihre Unterstützung, unter Umständen sogar ihre materiellen Zuwendun­
gen. Umgekehrt kann Kritik nur seriös üben, wer Daten und Fakten
kennt und um die Erfolge und Mißerfolge weiß. Aber auch, wenn die
Existenz der internationalen Institution nicht in Frage gestellt wird, son­
dern im Gegenteil ihr Ausbau notwendig ist und ihre Leistungsfähigkeit
gestärkt werden soll, so bedarf es oftmals als Anstoß des öffentlichen In­
teresses, gelegentlich auch des öffentlichen Drucks, sei es bei inhaltli­
chen Fragen, sei es im Streit um Finanzen, Ressourcen, Kompetenzen.
Nicht zuletzt aus diesen und ähnlichen Gründen haben auch die KSZE­
Staaten selbst in einem "Zusatzdokument zur Durchführung einiger Be­
stimmungen der Charta von Paris für ein neues Europa", also im Rah­
men der Erklärung des Pariser KSZE-Treffens der Staats- und Regie­
rungschefs am 21. November 1990, beschlossen, daß das Sekretariat der
KSZE "Jahrbücher" herausgibt.

Das im Jahresbericht 1994 angekündigte unter Federführung des IFSH
1995 erstmals veröffentlichte OSZE-Jahrbuch will versuchen, sowohl das
beschriebene öffentliche DefIZit abzudecken als auch dem Beschluß der
KSZE und der Pariser Charta von 1990 selbst zu entsprechen. Anläßlich
des 20. Jahrestages .der Unterzeichnung der KSZE-Schlußakte auf einem
vom IFSH veranstalteten internationalen Symposion am 8. September
1995 der Öffentlichkeit vorgestellt (vgl. Abschnitt 2.2.4.), fand das
OSZE-Jahrbuch eine breite positive Resonanz, sei es bei den Medien,
sei es in der Politik oder in der Wissenschaft. Mittlerweile wird das Jahr­
buch übersetzt und soll im Frühjahr 1996 in Moskau auch in russischer
Sprache vorgelegt werden.

Herausgeber des Jahrbuches ist das Institut für Friedensforschung und
Sicherheitspolitikan der Universität Hamburg (IFSH), vertreten durch
seinen Direktor Dr. Dr. Dieter S. Lutz, in Kooperation mit folgenden
Personen und Institutionen:

Prof. Dr. Adam Daniel Rotfeld,
Direktor des Stockholm International Peace Research Institute
(SIPRI)
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Dr. Andrej Zagorski,
Stv. Direktor des Moscow State Institute for International Relations

Prof. Dr. Pa! Dunay,
Stv. Direktor des H~ngCl!ian Institute of International ~elations,

Budapest

Prof. Dr. Arie Bloed,
Generalsekretär des Netherlands Helsinki Committee, Den Haag

Prof. Dr. Jonathan Dean,
Botschafter a.D., Union of Concerned Scientists, Washington

Sitz der Redaktion des deutschsprachigen Jahrbuches ist das IFSH in
Hamburg, Chefredakteur ist Professor Dr. Kurt P. Tudyka. Die Redak­
tion wird ab 1996 umUrsel Schlichting und Susanne Bund (IFSH)
erweitert.

Das Jahrbuch selbst soll die OSZE inmitten der Probleme zeigen,' die
sich. aus dem Bemühen um die Verhütung von Konflikten und dem Stre­
ben nach Frieden ergeben.' Es beschränkt sich also nicht auf eine Be­
richterstattung über die Organisation oder aus der Organisation. Es will
auch die ihr zur' Bearbeitung übertragenen sicherheitspolitischen Felder
in deren potentiellem oder faktischem Zusammenhang mit den Aufga­
ben der OSZE darstellen. Dabei können auch DefIZite und Desiderata,
Möglichkeiten, Alternativen und Perspektiven aufgezeigt werden. Dem­
entsprechend ist das Jahrbuch dreigliedrig aufgebaut: Es beginnt mit der
Beschreibung der gesamteuropäischen Problemlagen und der Konflikt­
herde im OSZE-Bereich sowie mit der Darstellung der Haltung zur und
Erwartungen an die' OSZE seitens einzelner Mitgliedsländer. Im zweiten
Teil werden die Instrumente und Verfahren beschrieben bzw. analysiert,
welche die OSZE zur Lösung ihrer mehrdimensionalen Aufgaben ein­
setzt. Einzelne Fallstudien sollen exemplarisch Einsichten in vergleichba­
re Situationen und übergreifende Probleme vermitteln. Der dritte Teil ist
der Arbeitsweise ihre~ Organe und den Beziehungen zu anderen interna­
tionalen Organisationen gewidmet. Im Anhang sind Dokumente und Da-
ten .abgedruckt. .
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Die dreißig Autorinnen und Aut~ren des OSZE-Jahrbuches 1995 sind
~terschiedlicher Herkunft: wissenschaftliche Analytiker unterschiedli­
cher Disziplinen, Diplomaten und Militärs mit einem jeweils unter­
schiedlichen Verhältnis zur Praxis und zur Reflexion über sie. Sie sind
Experten aus verschiedenen Mitgliedsländern der OSZE. Geplant ist, zu­
künftig bei der Vergabe der Themen Autorinnen und Autoren aus mit­
tel- und o~teuropäischenStaaten verstärkt zu berücksichtigen.

Unterstützung fmdet die Herausgabe des Jahrbuchs nachdrücklich beim
Generalsekretariat der OSZE in Wien. Das IFSH, steht sowohl mit dem
Generalsekretär selbst als auch mit der OSZE-Administration und ver­
schiedenen Einrichtungen wie z.B. dem Büro für Demokratische Institu­
tionen und Menschenrechte (BDIMR) in Warschau in direktem Kon­
takt. Darüber hinaus genießt das IFSH die Unterstützung des Außenmi­
nisters der Bundesrepublik Deutschland sowie der zuständigen Abteilun-
gen des Auswärtigen Amtes. .

Zu den Service- und Unterstützungsleistungen der OSZE gegenüber
dem IFSH bzw., den Herausgebern und Redakteuren des OSZE-Jahrbu­
ches gehören u.a.· auch die Übermittlung aller relevanten Informationen,
Daten und Fakten (darunter auch die Unt~rstützung des Aufbaus einer
möglichen Datenbank), ferner der freie Zugang zu allen auch nicht offi­
ziell publizierten Akten und Dokumenten sowie die Erlaubnis zur Teil­
nahme an OSZE-Konferenzen und sonstigen ,Treffen der Organisation
und ihrer Mitglie'der und schließlich auch die Möglichkeit zur beobach­
tenden Teilnahme an den Aktivitäten der OSZE vor Ort. Es steht völlig
außer Zweifel, daß auf dieser Basis nicht nur günstige Bedingungen für
die Herausgabe eines Jahrbuches geschaffen, sondern auch ideale Bedin­
gungen für eine wissenschaftliche Begleitforschung gegeben sind. Das
IFSH wird diese - in vergleichbarem Maße nur selten gebotene - Chance
nutzen. Es wird sich dabei als zentrales Problem auf die Rolle der OSZE
im Rahmen der gegenwärtigen Sicherheitsarchitektur Europas und auf
ihre Bedeutung für die Errichtung einer neuen europäischen Sicher­
heitsordnung konzentrieren. Die Herausgabe des OSZE-Jahrbuches und
mehr noch der sich über das Jahrbuch hinaus' künftig entwickelnde
Arbeitsschwerpunkt OSZE steht insofern in enger Verbindung mit dem
in Abschnitt 2.1.1. dargelegten Arbeitsschwerpunkt ESG.
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Vorstellung des OSZE-Jahrbuchs (Pressekonrer~nz) am 8.
September 1995 im· Rathaus der FHH durch den Generalsekretär
der OSZE Dr. Wilhelm Höynck

"Am 1. August 1975 lief in Helsinki die Konferenz über Sicherheit
und Zusammenarbeit vom Stapel. Zwanzig Jahre danach stellt das '
Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der
Universität Hamburg das erste OSZE-Jahrbuch vor.

Das Jahrbuch erscheint zum ·richtigen Zeitpunkt. Der neue Name,
Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit, zeigt, daß sich die
alte KSZE wesentlich geändert hat. Die Strukturen der OSZE sind
damit nicht einfacher geworden. KSZEjOSZE-Strukturen sind nicht
auf dem Reißbrett konzipiert worden. Sie sind gewachsen wie ein
Baum, der den wechselnden Einflüssen der politischen Umwelt aus-.
gesetzt war.

Hinzu kommt: Wir erleben eine Zeitenwende, ohne daß uns dies
schon wirklich bewußt geworden wäre. Mehr oder minder gleichzeitig
fmden fundamentale Veränderungen statt, und zwar in nahezu allen
Lebensbereichen und in nahezu allen Weltregionen.

Die internationalen Beziehungen, einschließlich der sie prägenden
Strukturen, sind Teil dieser Entwicklung. Es besteht eine ungewöhn­
lich komplexe Problemlage, mit vielversprechenden Chancen, aber
auch mit erheblichen Risiken. Eindimensionale Lösungsansätze, die
auf ein einzelnes Problem oder auf die Probleme. eines einzelnen
Landes ausgerichtet sind, ohne die Nachbarbereiche oder die Nach­
barländer zu berücksichtigen, können nicht weiterführen.

Auch die OSZE befmdet sich in einem Prozeß der Neuorientierung,
ähnlich wie die Vereinten Nationen, die NATO, die WEU und an­
dere internationale Organisationen. In diesem kritischen Ent­
wicklungsstadium kann das OSZE-Jahrbuch insbesondere bei der
Erfüllung von zwei Aufgaben helfen:
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Das Jahrbuch kann Denkarbeit anregen, zusammenfassen und für die
Entscheidungsträger zugänglich machen. Dies ist besonders wichtig,
weil die OSZE keinerlei eigene Planungs- oder Forschungskapazität
hat.

Zweitens ist· der breiten Öffentlichkeit die Arbeit der OSZE kaum
bekannt. Deshalb tut sich die öffentliche Diskussion ,auch so schwer,
halbwegs realistisch darüber zu urteilen, was die OSZE kann und was
sie nicht kann. --

Aus allen diesen Gründen möchte ich allen danken, die an diesem er- ,
sten OSZE-Jahrbuch mitgewirkt haben. Ihnen, insbesondere Herrn
Dr. Lutz und Herrn Professor Tudyka. Hervorheben möchte ich die
Mitwirkung der Institute in Utrecht, in Budapest, in Stockholm und
in Moskau.. Diese internationale Vernetzung erleichtert, ein breites,
möglichst repräsentatives Meinungsspektrum im OSZE-Jahrbuch
darzustellen.

Dies ist ein Jahrbuch zur Organisation für Sicherheit und Zusam­
menarbeit in Europa. Die Arbeit am Jahrbuch ist von den genannten
Institutionen und I:1atürlich von den einzelne.n Autoren geleistet'
worden. Diese tragen auch die Verantwortung für den Inhalt des
Jahrbuc~s. I~h glaube, nur in einer solchen Form läßt sich ein breit
angelegter, freier Diskurs über die OSZE führen.

Der beste Dank für die Mühen der Autoren wären zahlreiche - und
. kritische Leser".
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2.1.3. Arbeitsschwerpunkt GUS/ Osteuropa

Der Verlauf d~s ko~plizierten Transformationsprozesses in Ostmittel­
europa hat weitgehende Auswirkungen auf die Sicherheit und die politi­
sche Struktur Europas. Die Zukunft Rußlands und der Staaten auf dem
Gebiet der ehemaligen Sowjetunion ist durch vielfältige Unsicherheits­
faktoren geprägt. Eine der zentralen Aufgaben europäischer Friedenspo­
litik liegt deshalb in der politischen, wirtschaftlichen und sozialen Stabili-

. sierung und Einbindung der Länder aus Mittel- und Osteuropa sowie der
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) in einen gesamteuropäi­
schen Kooperations- und Integrationsprozeß. Dieses Ziel ·erfordert die
behar~liche Fortsetzung des Demokratisierungsprozessesin dieser
Region. Wegen der damit verbundenen Problemvielfalt und Komplexität
gilt es um so mehr, intensive wissenschaftliche Analysen der Bedingun­
gen, Möglichkeiten und Probleme anzustellen, um die Kenntnisse über
diese Region in Deutschland und den Transformationsprozeß selbst zu
fördern. Dieser akuten Problemrelev~ Rechnung tragend, untersucht
die von Dr. Hans-Georg Ehrhart geleitete "Arbeitsgruppe GUS und eu­
ropäische Sicherheit" am IFSH sicherheitspolitisch relevante Entwick­
lungen in OstInitteleuropa und der GUS sowie ihre Wechselwirkungen
mit west- bzw. gesamteuropäischen Kooperations- und Integrationszu­
sammenhängen.

Im Berichtszeitraum befaßten sich die Mitarbeiter des Arbeitss~hwer­

punktes mit folgenden Themen: Ursel Schlichting setzte sich mit der
Minderheitenproblematik in der GUS und insbesondere mit dem Kon­
flikt· in Tschetschenien· auseinander. Anna Kreikemeyer schloß ihr Pro­
jekt "Russische Außen~ und Sicherheitspolitik in bewaffneten Konflikten
auf dem Territorium der früheren Sowjetunion (1993-1995)" zum Jahres-
ende ab. Hans-:Joachim Gießmann befaßte sich mit der sicherheitspoliti~

sehen Lage in Ostmitteleuropa unter besonderer Berücksichtigung der
Verteidigungs- und Streitkräfteplanung der Reformstaaten. Wolfgang

. Zellner setzte das von der Volkswagen-Stiftung fmanzierte Projekt
"Strategien zur Bewältigung des sicherheitspolitischen Vakuums in Ost­
europa: Das Beispiel Ungarns 1990-1995" fort. Dieses Projekt wird im
Februar 1996 abgeschlossen werden. Konrad Klingenburg und Matthias
Karadi widmeten sich schwerpunktmäßig dem kriegerischen Konflikt im
ehemaligen Jugoslawien. Hans-Georg Ehrhart setzte sich schließlich mit
der Problematik des Peacekeeping .und der spezifischen Rolle der Euro- .
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päischen Union (EU) bei der Gestaltung der europäischen Sicherheit
auseinander.

Des weiteren wurden 1995 zwei Konferenzen außerhalb Deutschl~ds

veranstaltet. Zum einen organisierte Dr. Ehrhart in Zusammenarbeit mit
der Universität Jena sowie der Universität Warschaueine trilaterale,
russisch-polnisch~deutsche Konferenz in Warschau zum Thema Europäi­
sche Sicherheit (vgl. Abschnitt 2.2.2.). Zum anderen wurde ein interna­
tionaler Workshop über die Rolle des Peacekeeping am Lester W. Pear-

_son International Peacekeeping Training Centre in Kanada.durchgeführt
(vgl. Abschnitt 2.2.1.).

Neben der Konferenztätigk~it dient die Aufnahme von internationalen
Fellows und die Entsendung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des
Arbeitsschwerpunktes an ausländische Forschungseinrichtungen dem
Ausbau von internationalen Kooperationsbeziehungen. Im Berichtszeit­
raum weilten drei internationale Fellows im IFSH: Dr. Dmitrij A. Trofi­
mov vom Zentrum für Internationale Studien am Moskauer Staatlichen
Institut für- Internationale Beziehungen (bis 15. Januar 1995), Dr. Pa!
Dunay, Stv. Direktor des Hungarian Institute of International Affairs,
Budapest (bis 31. Januar 1995) undDr. Andrei V. Zagorski, stellvertre­
tender Direktor des Moskauer Staatlichen Instituts für Internationale
Beziehungen (November/Dezember 1995). Aus der Arbeitsgruppe ab­
solvierten Anna Kreikemeyer einen einmonatigen Forschungsaufenthalt
in Moskau und Konrad Klingenburg ein dreimonatiges Fellowship am
Centre for International Relations der Queens University in Kingston,
Kanada. Schließlich ist Dr. Ehrhart von der Institutsleitung mit dem Pro­
jektmanagement des "Internationalen Baudissin-Fellowship-Programms"
betraut worden. Im Rahmen dieses von der Volkswagen-Stiftung mit
einem Betrag von ca. 500.000,- DM geförderten internationalen Stipen­
dienprogramms sollen im Zeitraum von fünf Jahren insgesamt zwanzig
OffIZiere und Wissenschaftler aus den Verteidigungsadministrationen
der Staaten Mittel- und Osteuropas sowie der GUS ein sechsmonatiges
Fellowship am IFSH absolvieren (vgl. noch Abschnitt 2.7.).

Zu den sonstigen Aktivitäten im Rahmen des Arbeitsschwerpunktes ge­
hörte auch die Teilnahme von Anna Kreikemeyer als Mitglied der deut­
sehen Delegation an der Wahlbeobachtung des Büros für demokratische _
Institutionen und Menschenrechte (BDIMR) der OSZE in Armenien.
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Frau Kreikemeyer vertrat das IFSH ferner bei dem regelmäßigen Dialog
mit russischen Generalen, der von der Stiftung \Vissenschaft und Politik
in Ebenhausen organisiert wird. Schließlich empfmgen die Arbeits­
gruppe eine Reihe von Gästen, u.a.: Dr. Vladimir J. Gelman, Institut für
humanitäre und politische Studien, Moskau und Mitglied der russischen
Zentralen Wahlkommission für die Vereinigung JABLoko; Olga
Lasebnikova, Europa-Institut Moskau; Dr. Gali Oda Teriakh, Royal
Scientific Society, Aman; Jan .VogheIen, Abteilungsleiter der Abteilung
für Verteidigungsanalysen des National Defense Research Esta­
blishement, Stockholm; Jussi Säppäle, Finish Broad Casting Company,
Heisinki; Prof. Dr. Ilenka Mitreva, Skopje, Vorsitzende des außenpoliti­
schenAusschusses und außenpolitische Sprecherin der Sozialdemokrati­
schen Partei Mazedoniens; Erhan Yjkas, Berater des staatlichen Fernse­
hens der TüCkei; Dr. Jiri Holob, Berater des tschechis~hen Parlaments;
Valentin Vasilew, außenpolitischer· Sprecher der Parlamentsfraktion der
"Union der Demokratischen Kräfte" Bulgariens, Sofia;/Ivan Kostov,
Vorsitzender der "Union der Demokratischen Kräfte", Sofia.

Aus den Veröffentlichungen der Arbeitsgruppe seien hier stellvertretend
genannt:
- Anna Kreikemeyer/ Andrei V. Zagorski, The mechanisms and capa­

city of the CIS in Peacekeeping, in: Lena Johnson/Clive Archer
(eds.), The CIS, Boulder 1995
Dimitry A. Trofnnov, Islam in the Political Culture of the Former So­
viet Union: Central Asia and Azerbaijan, Hamburger Beiträge zur
Friedensforschung und Sicherheitspolitik, Heft 93, Hamburg 1995.
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2.1.4. Weltinnenpolitik

Das Ende des Kalten Krieges und die revolutionären Umbrüche in den
Staaten der vormaligen Warschauer Vertragsorganisation gaben dem
IFSH die· Chance, in den vergangenen Monaten auch diejenigen grundle­
genden Gefahren zu diskutieren, die der Menschheit weltweit und unab­
hängig vom vormaligen Ost-West-Gegensatz drohen. Welches sind diese
Gefahren? Auf welchen Wegen und mit welchen Mitteln sind sie - bei
Scheitern mit der möglichen Folge des Untergangs - zu beheben?

Zu den Problemdimensionen und den darin enthaltenen Konfliktmög­
lichkeiten, die von den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen des IFSH dis­
kutiert wurden, gehören u.a.:

die militärische Dimension, darunter Fragen der Rüstung und Abrü­
stung ebenso wie die Probleme drohender und/oder aktueller Krie­
ge;
die ökonomische Dimension, darunter insbes. das Massenelend und
die Massenarmut der sog. Dritten Welt;
die ökologische Dimension, darunter der Raubbau an den Ressour­
cen ebenso wie die Vernichtung von Umwelt und Nachwelt;
die technologische Dimension, darunter die Kosten für Reparatur­
maßnahmen oder EfflZienzsteigerungen ebenso wie die zivilen Risi­
ken und der militärische Mißbrauch innovativer Technologien;
die anthroplogis~he Dimension, darunter die Folgen und Einwirkun­
gen von Umwelt und Technologie auf den Menschen als "Person", .
insbes. aber die (schleichenden) Veränderungen des Menschen(bil-

. des).

Im Ergebnis der Überlegungen kamen die Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiter des IFSH zu dem Schluß, daß das Institut weder den Versuch un­
ternehmen sollte, sich auf lediglich einen dieser globalen Problemsekto­
ren' zu konzentrieren noch sich darauf beschränken sollte, nur problem­
übergreifend die Entwicklung analysierend zu begleiten. In Berücksichti­
gung des Satzungsauftrages und der Themenkontinuität der bisherigen
Arbeitsschwerpunkte sollte das IFSH vielmehr die Möglichkeiten erfor­
schen, wie Deutschland entsprechend seinem Verfassungsauftrag "dem
Frieden in der Welt zu dienen", tatig werden kann, um zu einer Entwick­
lung beizutragen, in der zunehmend Gewalt zwischen und in Staaten ver-
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hindert wird, also die Entwicklung in die Richtung einer Weltinnenpoli­
tik geförde~t wird.

Als Folge dieser Überlegungen sollen Projekte, die bevorzugt Konflikte

globaler Reichweite,
wachsender Zukunftsbedeutung,
lebens- und existenzbedrohenden Charakters
und latenter Gewaltsamkeit

zum Gegenstand haben, im Mittelpunkt stehen. Generelles Forschungs­
ziel ist die Prüfung bzw. Erarbeitung kooperativer Strategien der Pro­
blemlösung zwecks Konflikt-und Gewaltvorbeugung in besonderer Aus­
richtung auf Handlungsoptionen der Bundesrepublik Deutschland.

Mittlerweile sind im Rahmen des Arbeitsschwerpunkts Weltinnenpolitik
mehrere Forschungsprojekte initüert worden (vgl. die Projekte in
Abschnitt 3 von Gießmann, Gießmann/Lutz, Müller, Neureither/Gieß­
mann). Aus der Reihe dieser Projekte sei insbesondere die Arbeit von
Dr.Erwin Müller an einer Monographie hervorgehoben, die auf die
Überführung überkommener Weltpolitik und Weltordnungspolitik in

.einen Zustand der Weltinnenpolitik abzielt, indem die mit den be-
. kannten DefIZiten behaftete Außenpolitik zwischen Staaten in eine Poli­

tik verwandelt wird, die nach den Maßstäben von Innenpolitik gestaltet
wird. Da die Idee eines Weltstaats auf absehbare Zeit in das Reich der
Utopie verwiesen werden muß, geht es dem Projekt in erster Linie
darum, organisatorische Alternativen herauszuarbeiten, mit deren Hilfe
eine Weltinnenpolitik (zumindest im weiteren Sinne) praktizierbar wäre,
etwa in der Gestalt einer entscheidungsmächtigen internationalen bzw.
supranationalen Organisation.

Zu den Diskussionen der letzten Monate gehören im Rahmen des Ar­
beitsschwerpunktes Weltinnenpolitik ferner u.a. Überlegungen zu einem
künftigen Projekt "Neue Formen des Terrorismus?". Im Mittelpunkt die­
ses Vorhabens steht die Frage, ob sich gegenwärtig neue Akteure, neue
Ziele und neue Mittel terroristischer Aktionen identifIZieren lassen. Sind
die jüngsten Ereignisse in Tokio, Oklahoma und Tschetschenien "klassi-

.sehe" Terroraktionen, Sonderfälle ode~ Zeichen eines Trends hinzu na­
tionalem Terrorismus? Ermöglicht die globale ProliferatiC?n von Massen-
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vernichtungsmitteln darüber hinaus eine neue Qualität von Terrorismus,
in dem nicht-staatliche Akteure atomare, biologische oder chemische
Materialien, Agenzien oder Waffen zur Durchsetzung ihrer Ziele einset­
zen können und dies auch wollen? Welche politischen und militärischen
Herangehensweis"en an Terrorismus bestehen und welche sind wofür
(nicht) geeignet?

Bei der VW-Stiftung wurde darüber hinaus im Dezember 1995 von Dr.
Gießmann und Dr. Lutz der Antrag zur Förderung eines Projekts zum
Thema "Bedingungen und Chancen der Einbindung souveräner Staaten
in internationale Regime der Zusammenarbeit am Beispiel der Umwelt­
politik der Volksrepublik China" eingereicht. Ziel des zunächst auf ein
Jahr befristeten Projekts ist die Untersuchung der spezifischen gesell­
schaftspolitischen Rahmenbedingungen in der VR China für die Über­
nahme staatlicher Verantwortung im Rahmen internationaler Steue­
rungsbemühungen zum Umweltschutz aus dem Blickwinkel der regio­
nalen und globalen Konfliktprävention. Das Projekt ist dabei ausdrück­
lich auf eine interdisziplinäre Kooperation zwischen dem IFSH und wis­
senschaftlichen Partnereinrichtungen der Bundesrepublik ausgerichtet
und soll auch die Einbeziehung chinesischer Experten ermöglichen.

Nicht unerwähnt bleiben sollte in diesem Zusammenhang auch, die vom
Direktor des IFSH an der Universität Hamburg durchgeführte dreise­
mestrige Lehrveranstaltung "Weltinnenpolitik", die sich für ein Semester
dem "Fallbeispiel China" widmet (vgl. auch Abschnitt 2.8.).

Ein weiteres Kooperationsvorhaben ist mit der Abteilung Forschung,
Gesellschaft und Technik der Daimler Benz AG in Berlin vorgesehen.
Hierbei geht es zunächst um die Frage, wie bestimmte erkennbare Kon­
fliktpotentiale in der gesellschaftlichen Entwicklung und in den interna­
tionalen Beziehungen in das Bewußtsein der entscheidenden Akteure in
Politik und Wirtschaft hineingetragen werden können. Mit Unterstüt­
zung des Kooperationspartners sollen hierzu ausgewählte Krisens~ena­

rien modelliert, Handlungszwänge beschrieben und mögliche Alternati­
ven zur Konfliktprävention ausgearbeitet werden. Wie im Falle des bei
der VW-Stiftung eingereichten Projekts sind auch hier in einem ersten
Schritt Fallstudien geplant, die später in weiterführende Kooperations­
vorhaben münden sollen.
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Um strategische Fragen des Überlebens einerseits und Probleme der
T T 11 .... • 1· 1 1-1· 01· 1- 1-..J
~anwungsorlen[lerunganaererselts gent es SCIll1eJ.JI1Cll aucn uem vom
Direktor des IFSH, Dr. Dieter S. Lutz und dem Vorstandsvorsitzenden
des Otto-Versand, Dr. Michael Otto, gegründeten Falkensteiner Ge­
sprächskreises. Im Mittelpunkt dieses Gesprächskreises, der im IFSH
hochrangige Vertreter aus Wirtschaft, Politik und Wissenschaft zusam­
menführt, stehen insbesondere existentielle und grenzüberschreitende
Probleme, die konkretisiert und am Beispiel Rußlands diskutiert werden
(vgl. ausführlicher Abschnitt 2.2.5.).

Neben einer Reihe weiterer Veröffentlichungen (vgl. Abschnitt 4.) wur­
den 1995 in der IFSH-Reihe "Hamburger .Beiträge zur Friedensfor­
schung und Sicherheitspolitik" auch die vier bereits im Jahresbericht
1994 angekündigten Expertisen publiziert:

Die Studie von Marion Hinte "Internationale Imperative und nationale
Restriktionen in der Energiepolitik der VR China" befaßt sich mit der
Energiepolitik Chinas unter besonderer Berücksichtigung von Energie-­
verbrauch und Kohlendioxid-Emissionen. Sie beschreibt nationale bzw.
internationale Handlungsoptionen zur schrittweisen Verringerung bzw.
zur DäInpfung des Zuwachses der Emissionen von Kohlendioxid in der
VR China.

Die Expertise mit dem Titel "Modernisierung in der VR China: Neue
Konfliktpotentiale und immanente sowie globale Regelungs­
mechanismen" von Dr. Thomas Kiefer, Hamburg, behandelt, ausgehend
vom Modernisierungskonzeptfür die Wirtschaft und die gesellschaftliche
Transformation der VR China, nationalstaatliche Besonderheiten in der
Organisation von Wirtschaft, Politik und Gesellschaft und in der Bewäl­
tigung von Konflikten sowie die ökonomischen und sozialen Auswirkun-
gen der chinesischen Modernisierungspolitik im nationalen, regionalen
und globalen Kontext.

"Beobachtete und modellierte Klimaänderungen - Projektionen in die
Zukunft" ist der Titel der Studie von Dr. Hans-Friedrich Graf, Max­
Planck-Institut für Meteorologie, Hamburg. Untersucht werden die phy­
sikalischenBestandteile des Klimasystems in ihrer Wechselwirkung mit
biologischen und chemischen Prozessen.
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Dr. Volker Linneweber, Potsdam Institut für Klimafolgenforschung, be­
faßt sich mit _"Nutzung globaler Ressourcen als Konfliktpotential". Die
Studie untersucht lokale, regionale und globale Kausalitäten von Umwelt
und sozialen Reaktionen auf veränderte Lebensbedingungen.

Weitere Veröffentlichungen zum Arbeitsschwerpunkt:

- Bahr, Egon/Lutz, Dieter S. (Hrsg.), Unsere Gemeinsame Zukunft ­
Globale Herausforderungen. Teil 11 des Symposions über Perspekti­
ven Europäischer und Globaler Sicherheitspolitik, Baden-Baden
1994/1995.
Gießmann, Hans-Joachim, Wirtschaftswachstum und Umweltzerstö­
rung in .der VR China: Wechselwirkungen und politische Herausfor­
derungen, in: Bahr, Egon/Lutz, Dieter S. (Hrsg.), Unsere Gemeinsa­
me Zukunft - Globale Herausforderungen, Baden-Baden 1994/1995,
S.65-78.

- Neureither, Ulrike, Genetische Veränderung des Menschen, in: Bahr,
Egon/Lutz, Dieter S. (Hrsg.), Unsere Gemeinsame Zukunft - Globa­
le Herausforderungen, Baden-Baden 1994/1995, S. 121-129.

- Müller, Erwin, "Weltinnenpolitik" - mehr als ein Wort?, in: Bahr,
Egon/Lutz, Dieter S. (Hrsg.), Unsere Gemeinsame Zukunft - Globa­
le Herausforderungen, Baden-Baden 1994/1995, S. 165-176.

- Tudyka, Kurt, Von der strategischen Weltpolitiküberdie funktionelle
Weltpolitik zur föderalen Weltpolitik, in: Baht, EgonjLutz, Dieter S.
(Hrsg.), Unsere Gemeinsame Zukunft - Globale Herausforderungen,
Baden-Baden 1994/1995, S. 151-164.
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2.2. Tagungen und Arbeitskreise

2.2.1. IFSH-Konferenz in Kanada: "Peacekeeping at a Crossroad?"

Am 26. und 27. Mai 1995 fand in Kanada die zweite deutsch-kanadische
Konferenz über Sicherheitsfragen statt. Das Thema der Veranstaltung
lautete: "Peacekeeping at a Crossroad?" Veranstaltet wurde dieses von
Dr. Hans-GeorgEhrhart und Professor David G. Haglund initiierte inter­
nationale Kooperationsprojekt vom IFSH, dem Center for International
Relations der Queen's University, Kingston/Ontario, und dem Lester B.
Pearson Canadian International Peacekeeping Training Center, Corn­
wallis/Novia Scotia. Ort der Veranstaltung war das von Alex Morrisson
geleitete internationale Trainingszentrum für Peacekeeping, das im Fe­
bruar 1994 von der kanadischen Regierung mit dem Auftrag ins Leben
gerufen wurde, angesichts der zunehmenden Relevanz friedenbewahren­
der Maßnahmen alle Aspekte des Peacekeeping in den Bereichen For­
schung, Ausbildung und Training sowohl theoretisch als auch praktisch
zu behandeln.

An der Veranstaltung nahmen 25 Wissenschaftlerinnen und Wissen­
schaftler, Militärs und :Diplomaten aus Nordamerika, Asien und
Deutschland teil. Der begrenzte, aber hochrangige Teilnehmerkreis
- erwähnt seien hier nur der ehemalige Botschafter Kanadas in Deutsch­
land, lohn Halstead, öder der Abteilungsleiter für Peacekeeping-Opera­
tionen im kanadischen Außenministerium, Dr. David Livermore, - er­
möglichte eine intensive inhaltliche Diskussion über Probleme und Per­
spektiven des Peacekeeping im Rahmen von vier Panels.

In der ersten Arbeitssitzung wurde am Fallbeispiel des ehemaligen Jugo­
slawien versucht, die Rolle und Bedeutung dieses Konflikts für die
NATO, deren Verhältnis zur UNO ·und die Friktionen im Bereich des
Peacekeeping herauszuarbeiten sowie Lehren aus den dort gemachten
Erfahrungen zu ziehen. Im zweiten Panel konzentrierten sich die Refer­
enten auf die Vermittlung der jeweiligen sicherheitspolitischen Ansätze
und Interessen Deutschlands, Kanadas und der USA. In der dritten Sit­
zung wurden Problemaspekte des "neuen" Peacekeeping analysiert und
mit institutionellen Fragen der UN in Beziehung gesetzt. Das abschlie­
ßende Panel war der konzeptionellen Debatte und der künftigen Rolle
Deutschlands gewidmet. Keynote speaker beim gesellschaftlichen Höhe-
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punkt der Veranstaltung, dem sogenannten "Company of Good Cheer
Diner", war der deutsche Botschafter in Kanada Dr. Hans Günther
Sulimma.

Die Veranstaltung wurde von der Kanadischen Regierung und der Deut­
sehen Forschungsgemeinschaft fmanziell unterstützt. Die Konferenzbei­
träge werden vom Kanadischen Institut für strategische Studien publi­
ziert. 1996 soll der vom IFSH" gepflegte transatlantische Dialog durch
einen Workshop über Stand und Zukunft der gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik der EU fortgesetzt werden.
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2.2.2. Trilaterale Konferenz zum Thema "Deutschland, Polen, Rußland
"und die europäische Sicherheitii ,in Warschau

Zukunftsweisende Wege für Sicherheit und Zusammenarbeit mit den
osteuropäischen Staaten aufzuzeigen und zu erproben, gehört nicht erst
seit 1990 zu den zentralen Forschungszielen des Institutes für Friedens­
forschung und Sicherheitspolitik (IFSH). 1992 veranstaltete ,das Institut
in Deutschland eine gesamteuropäische .Konferenz mit Vertretern aus
den neuen unabhängigen GUS-Staaten, 1994 einen Workshop in Moskau
zu Fragen des Konfliktlllanagements in der GUS.

In diesem Jahr wurde VOtn 20.-21. Oktober 1995 auf Initiative des IFSH
in Zusammenarbeit mit dem Zentrum für östliche Studien -an der Uni­
versität Warschau (Prof. Dr. Michal Dobroczynski) erstmalig eine trilate­
rale Konferenz zum Thetna "Deutschland, Polen, Rußland und die euro-
päische Sicherheit" in Warschau veranstaltet. An dieses Projekt schlossen
sich als Mitorganisatoren der Lehrstuhl für Politische Wissenschaften an
der Universität Jena (Prof. Dr. Raimund Seidelmann), das Warschauer
Büro der Friedrich-Ebert-Stiftung (Dr. Hans P. Blumenthai), das Deut­
sche Institut für Wirtschaftsforschung Berlin (Dr. Heinrich Machowski),
das Institut für Weltwirtschaft der Handelshochschule Warschau (Prof.
Dr. Janusz Golebiowski) sowie das Staatskomitee für wissenschaftliche
Forschungen Warschau an. Auf russischer Seite beteiligten sich Politiker
sowie Experten und Expertinnen verschiedener namhafter Institute aus
Moskau. Die internationale Konferenz fand mit fmanzieller Unterstüt­
zung der Stiftung für deutsch-polnische Zusammenarbeit aus Mitteln der
Bundesrepublik Deutschland statt. Sie wurde von den polnischen Gast­
gebern als ein wichtiges politisches und wissenschaftliches Ereignis ange­
sehen, was sich an der langen, hochrangig besetzten Teilnehmerliste ab­
lesen ließ.

Der Premierminister der Republik Polen, Dr.Jozef Oleksy, ließ es sich
nicht nehmen, die Vertreterinnen und Vertreter aus Polens Nachbar­
staaten persönlich in der Galerie der polnischen Bildhauerkunst der Al­
ten Orangerie in Warschau zu begrüßen. In seiner Eröffnungsrede stellte
Oleksy die historischen und geopolitischen Rahmenbedingungen der pol­
nischen Außenpolitik inden Vordergrund. Die Traumata der Kriege 'und
Teilungen Polens bis hin zur Auslöschung des polnischen Staates be­
stimmten das deutsch-russische und das polnisch-russische Verhältnis in
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entscheidender Weise. Enge deutsch-russische Bezieh~gen seien in der
Vergangenheit immer mit antipolnischen Elementen einhergegangen.
Dennoch hätten Polens militärische Anstrengungen sowohl 1920 als auch
im Zweiten Weltkrieg das Schicksal Europas beeinflußt.

Die geopolitische Lage zwischen Rußland und Deutschland, zwischen
der NATO und der GUS werde in Polen als Auftrag verstanden, zur
Stärkung der europäischen Sicherheit beizutragen. Seit der politischen
Wende im Lande sei es daher das Ziel, die Integration in europäische
Strukturen (EU und NATO) stetig voranzutreiben. Die Rückkehr nach
Europa sei aber gerade in Polen nicht von antirussischen Ressentiments
begleitet. Ganz im Gegenteil hoffe Warschau auf eine demokratische
Entwicklung in Rußland 'und strebe keine neue Teilung Europas am Bug
an. Die NATO sei heute auch kein Gegner Rußlands mehr, vielmehr tra­
ge sie zur Stärkung von Demokratie und Frieden bei. Polen befürworte
daher ein Abkommen für eine strategisch.e Partnerschaft.zwischen der
NATO und Rußland. Was Polens Beitritt zur NATO anbelange,. mache
Warschau sich keine Illusionen über die langsame Geschwindigkeit der
künftigen Ost~Erweiterung.

Die Konferenz wurde mit Stellungnahmen von sicherheitspolitischen
Spitzenvertretern aus dem deutschen Bundestag (Karsten Voigt MdB,
SPD, Dia! Feldmann MdB, FDP und Dr. Friedbert Pflüger MdB, CDU) ,
dem .polnischen Sejm' (Mieczyslaw Czemiawski, Vorsitzender der pol­
nisch-russischen .Parlamentariergruppe) und der russischen Staatsduma
(Vjaceslav Nikonov, Vorsitzender des Ausschusses für internationale Si­
cherheit und Rüstungskontrolle) begonnen. Während Friedbert Pflüger
und Karsten Voigt in dem Ziel einer NATO-Osterweiterung Überein­
stimmung erkennen ließen, zeigten sich doch Unterschiede in der Ein­
schätzung RußI~ds. Voigt vertrat die Ansicht, eine richtig betriebene
NATO-Osterweiterung führe Rußland geradezu an den Westen heran.
Pflüger hingegen war der Meinung, man dürfe gerade bei der Weiterent­
wicklung der NATO die Ungewißheit der Entwicklung in Rußland nicht
aus dem Blick verlieren. Differenzen auf dem Podium ergaben sich auch
in bezug auf die künftige Rolle der OSZE. Karsten Voigt hielt es für eine
Illusion, die OSZE an die Stelle der NATO setzen zu wollen. Olaf Feld­
mann hingegen strebte eine Stärkung der OSZE an, da Sicherheit nicht
allein auf militärischen Grundlagen beruhe.
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Im Panel I: Besonderheiten des Verhältnisses Deutschlan:d - Polen - Ruß­
land und ihre Bedeutung für die europäische Sicherheit (Prof. Dr. Raimund
Seidelmann, Dr.Dr. Dieter S. Lutz, Prof.' Dr. Longin Pastusiak, Prof. Dr.
Tadeusz /winskij und Dr. habil./gor Maximicev) sowie in der anschließen­
den Diskussion unter der Leitung von Karsten D. Voigt stand zunächst,
wie nicht anders zu erwarten, die kontroverse Frage nach der NATO­
Osterweiterung und nach Polens Beitrittschancen im Vordergrund. Wäh­
rend weitgehende Übereinstimmung bestand, daß das deutsch-russische
Verhältnis die polnische Sicherheit derzeit nicht bedrohe, wurden die
verschiedenen Aspekte der NATO-Osterweiterung durchaus unter­
schiedlich eingeschätzt. Differenzen entstanden über die Wirksamkeit
des sicherheitspolitischen Instrumentariums der NATO zur Bewältigung
der aktuellen Bedrohungen, über die Bedeutung von Grenzziehungen bei
den Erweiterungen westlicher Integrationsorganisationen, über den Stel­
lenwert der ungewissen inneren Entwicklung Rußlands für die Gestal­
tung einer europäischen Sicherheitsordnung und über die aktuellen Auf­
gaben des Westens die Sicherheit zu befördern. Dieter S. Lutz versäumte
nicht, hervorzuheben, daß die Debatte über die sicherheitsrelevanten In­
stitutionen an konzeptionellen DefIZiten leide und ein Rückfall in Denk­
weisen der achtziger Jahre drohe. Mehr noch: die dringend notwendige
Beschäftigung mit den eigentlichen sicherheitspolitischen Herausforde­
rungen der Zukunft, den grenzüberschreitenden globalen Ptoblemen,
würde in unverantwortlicher Weise aufgeschoben.

. Im Panel //: Wirtschaftliche Sicherheit und Zusammenarbeit Deutschlands
Polens und Rußlands als Faktoren der europäischen Stabilität (Prof. Dr.
Janusz Golebiowski, Prof. Dr. Kurt Tudyka, Prof. Dr. Hans-Dieter Ja­
cobsen, Prof. Dr. habil. Jerzy Kleer, Prof.Dr. Wladislav Markiewvicz, Prof.
Dr. Jurij Osipov, Prof.' Dr. Leonid Chodov) und der anschließenden Dis­
kussion unter der Leitung von Dr. Vladimir Gutnik wurde rasch deutlich,
daß die Stabilitätsquelle Wirtschaft in Polen noch nicht in dem Maße
sprudelt, daß sie die Relevanz militärischer Sicherheitsstrukturen und
-instrumente relativieren könnte. In dem Maße wie sich aber das Sicher­
heitsdenken von solchen militärischen Kategorien lösen und das Produk­
tions- und Investitionsvolumen sowie der Außenhandel anwachsen und
sich damit die soziale Lage verbessert, wird der polnische Druck auf eine
rasche NATO-Osterweiterung abnehmen.

(
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Im Panel 111: Perspektiven und Möglichkeiten deutsch-polnisch-mssischer
Zusammenarbeit und ihre Bedeutung für die europäische Sicherheit (Prof.

.Dr. Wolfgang Pfeiler, Dr. Christoph Royen, Prof. Dr. Anna' Wolff-Poweska,
Prof. Dr. AndlZej Drawicz, Dr. Vladimir Baranowski) unter der Leitung
vonAndlZej Wielowieski wurde zweierlei klar. Erstens darf der Blick auf
die Internationalisierung der Wirtschaftsprozesse gerade angesichts der
Transformationskrise in Rußland nicht blind machen für·die Risiken und
Widersprüche einer solchen Umgestaltung. In Rußland stagniert die
Entmonopolisierung, herrscht bestenfalls ein Nomenkl~tura- und Man­
chesterkapitalismus, sind weite Teile der Bevölkerung von Verelendung
bedroht und die außenpolitische Elite neigt zu (selbst-) Isolationismus.
Zweitens sind im Westen enorme 'Anstrengungen erforderlich,' um die
"Geographie der Ökonomie" (Voigt) zu verändern, die strukturelle Di­
stanz zwischen den früheren Blöcken zu überwinden und die Bereitschaft
der westlichen Bürgerinnen und Bürger zu erhöhen, den Menschen in
den Reformländern mit mehr Interesse zu begegnen.

Die trilaterale IFSH-Konferenz trug sicherlich das Ihre dazu bei, über
die Mauern der früheren Blockkonfrontation und die aktuellen Gräben
der wirtschaftlichen Asymmetrie hinweg nach dem Gemeinsamen zu su­
chen. Bleibt zu hoffen, daß der Vorschlag, eine entsprechende trilaterale
Parlamentariergruppe auf den Weg zu bringen, bald in die Tat umgesetzt
werden wird.

Die Beiträge zum Symposion sollen als Sammelbände sowohl in deut­
scher als auch in polnischer und russischer Sprache veröffentlicht wer­
den.
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2.2.3. IFSH-Seminar "Kooperative Sicherheitspolitik in Südasien"

Im Rahmen des von der VW-Stiftung' geförderten Forschungsprojekts
~'KooperativeSicherheitspolitik in Südasien" fand vom 23. bis zum 25. Fe­
bruar 1995 ein Symposium mit internationaler Beteiligung jn Bonn statt.
Gegenstand der Tagung im Gustav-Stresemann-Institut war die prekäre.
Sicherheitslage, die seit Jahrzehnten zwischen den Ländern China, In­
dien und Pakistan herrscht. Während China bereits über erhebliche Nuk­
learwaffenbestände und Raketenstreitkräfte verfügt, besitzen Indien und
Pakistan zunächst die Fähigkeit, .Nuklearwaffen zu bauen und mittels
Raketen und Flugzeugen einzusetzen. Darüber hinaus' sind steigende
Rüstungsexporte in diese Region zu verzeichnen.. Auf einigen Gebieten
kann sogar von einem Rüstungswettlauf dieser Länder gesprochen wer­
den. Die vorgenommenen Rüstungssteigerungenwerden den einzelnen
Ländern jeweils mit der Überlegenheit der' anderen Seite auf einzelnen
Waffensektoren legitimiert. Über 20 Wissenschaftler und Wissenschaft­
lerinnen aus Südasien, Europa und Amerika diskutierten drei Tage lang
Strategien, die aus dieser Sackgasse herausführen könnten.

Die Experten aus den betroffenen Regionen beschrieben zunächst die je­
weilige Bedrohungswahrnehm.ung, die durch Aufrüstungsschritte und po­
litische Differenzen zwischen den Staaten der Region in der Vergangen­
heit induziert worden sind. Dr. Shireen Mazari, Zeitungsherausgeberin
aus Islamabad, verwies auf die mehrfache Überlegenheit der indischen
konventionellen Streitkräfte. Potentielle Kernwaffen Pakistans seien in
erster Linie dorthin gerichtet. Nukleare Abrüstung ist insoweit mit der
Bereitschaft zur konventionellen Abrüstung gekoppelt. Dr. David Fischer,
ehemaliger "External Affairs Director"der internationalen Atomenergie­
behörde (IAEO), schlug die Schaffung eines regionalen Vertrages zur
Kontrolle der Kernwaffen und des nuklearen Brennstoffkreislaufes vor,
solange Indien und Pakistan nicht bereit seien, dem Kernwaffensperrver- .
trag beizutreten. Jasjit Singh, Direktor des Institute forDefence Studies
and Analyses aus Neu Dehli, beschrieb die vertrauensbildenden Maß­
nahmen, welche in Südasien bisher vereinbart wurden. Er trat für das
weltweite Verbot bodengestützter Raketen ein, deren Reichweite einen
unmittelbaren Gefechtsbereich überschreiten. Dies würde die globale
Erweiterung des INF-Vertrags von 1986 bedeuten.
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Sicherheit in Südasien ist nicht nur eine Frage militärischer Potentiale
und sicherheitspolitischer Abkommen. Sicherheit wird in einem umfas­
senderen Sinne abhängen von der Entwicklung der zivilen Infrastruktur
und der Sicherstellung der Ernährung der rapide zunehmenden Bevölke­
rung. Dr. Akmal Hussain aus Labore forderte deshalb eine verbesserte,
wissenschaftlich-technische Kooperation zwischen Indien und Pakistan.
Er stellte ein Paket vor, das von einer Konfliktlösung in Kaschmir bis hin
zu gemeinsamen Projekten im Bereich Energieversorgung, Transport
und Handel reichte. Dr. M.R. Sriniviasan, der ehemalige Vorsitzende der
indischen Atomenergiekommission, analysierte die mögliche regionale
Kooperation bei der Energieerzeugung, nuklear, konventionell und solar,
wie auch bei der Energienutzung.

An den Diskussionen beteiligten sich ferner Prof.Sumit Ganguly vom
Hunter College, New York, Dr. Christophe Carle vom Institut Francais
des Relations Internationales, Paris, von Dr. Heinrich Siegmann von der
Schweizer Bankgesellschaft, Zürich und Dr. Christian Wagner vom For­
schungsprogramm Moderner Orient Berlin.

Beiträge und Ergebnisse des Seminars sollen als Sammelband veröffent­
licht werden.
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2.2.4. Symposion "20 Jahre nach Helsinki - die OSZE und die europäi­
sche Sicherheitspoiitik im,Wandeiii

Am 1. August 1975 unterzeichneten die Staats- und Regierungschefs von
33 europäischen Staaten sowie der USA und Kanadas in Helsinki die
Schlußakte der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu­
ropa (KSZE). Aus Anlaß des 20. Jahrestages der Unterzeichnung. legte
das IFSH am 8. September 1995 erstmals das "OSZE-Jahrbuch" vor (vgl.
Abschnitt 2.1.2. und 2.2.4.) und veranstaltete im Rathaus der Freien und
Hansestadt Hamburg ~in Symposion unter dem Titel "20 Jahre nach
Helsinki - Die OSZE und die europäische Sicherheitspolitik im
Umbruch". In Anwesenheit des OSZE-Generalsekretärs, Dr. Wilhelm
Höynck, diskutierten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler mit
politischen Praktikern über die Zukunft der OSZE und die künftige
europäische Sicherheitsarchitektur.

In seiner Begrüßung würdigte Senator Thomas Mirow die Leistungen der
O~ZE/KSZE, insbesondere im Bereich der Menschenrechte. OSZE­
Generalsekretär Wilhelm Höynck wies in seiner Einführung auf die Dis­
kussion über ein europäisches Sicherheitsmodell für das 21. Jahrhundert
hin. Höynck gab u.a. der Meinung Ausdruck, daß die Diskussionen um

. das Sicherheitsmodell an sich schon zur langfristigen Vertrauensbildung
beitrügen. Militärische Aspekte würden allerdings immer mehr in den
Hintergrund treten. Den Ausführungen des Genralsekretärs zu Folge,
soll das zu erarbeitende Modell internationale eng mit innerer Sicherheit
verbinden. Der Direktor des IFSH, Dieter S. Lutz, zeigte die Möglichkeit
auf, die OSZE zu einem funktionierenden gesamteuropäischen Sicher­
heitssystem zu entwickeln und verwies auf das vom IFSH vorgelegte
Modell einer "Europäischen Sicherheitsgemeinschaft (ESG)".

Der erste der drei Schwerpunkte des Symposions war der Thematik
"Sicherheitsarchitektur Europas" gewidmet. In seinem einführenden Refe­
rat unterbreitete Botschafter a.D. Jonathan Dean fünf Vorschläge zur
Stärkung derOSZE: verbesserte Entscheidungsstrukturen, die Anwen­
dung des Prinzips "OSZE fIrst", Friedenserhaltung durch Drittländer, die
Einrichtung einer OSZE-Friedensoperation in Nagorny-Karabach und
die Fortsetzung des OSZE-Engagements in Tschetschenien sowie eine
verbesserte Finanzierung der OSZE. Ortwin Hennig rief zur Förderung
von Stabilität auf, unterbreitete Vorschläge zur institutionellen Reform
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der OSZE und betonte die zunehmende Bedeutung von "soft power".
Zum von Kooperation, Konkurrenz und Subsidiirrität geprägten Ver­
hältnis von OSZE und Vereinten Nationen äußerte sich Ralf Roloff. Die
Erweiterung der westlichen Sicherheitsstrukturen und die Rolle der
OSZE hatten die Ausführungen von Adam Daniel Rot/eid zum Inhalt.
Heinrich Schneider befaßte sich mit den Schwierigkeiten der. Implemen­
tierung neuer Sicherheitsstrukturen und diskutierte die Frage der
Verrechtlichung der OSZE. Eine kritische Position gegenüber einer
weiteren Verrechtlichung der OSZE nahm Andrej Zagorski ein.

. Den zweiten Themenschwerpunkt "Abrüstung und Rüstungskontrolle" er­
öffnete Detlof von Berg. Er befaßte sich insbesondere mit der deutschen
Außenpolitik und forderte den Ausbau kooperativer Sicherheitsbezie­
hungen mit den mittel- und osteuropäischen Staaten. Heinz Dieter fopp
gab einen breiten Überblick über die Einwirkungsmöglichkeiten der
OSZE-Staaten in den Bereiclien Proliferation, Rüstungsexport und Prä­
ventiver Rüstungskontrolle. Das' Spannungsverhältnis von russischen Re­
visionswünschen zum KSE-Vertrag emerseits und einer möglichen
NATO-Osterweiterung andererseits veranschaulichte das Refrat von Pol
Dunay. Hans-foachim Gießmann unterstrich den Beitrag der OSZE zu
Abrüstung und Rüstungskontrolle und forderte die Stärkung der Ele­
mente kollektiver Sicherheit gegenüber solchen kollektiver Verteidigung.
Die Brisanz der Probleme des KSE-Vertrags, insbesondere die Frage
der Flankenregelung, hatte der Beitrag von Wolfgang Zellner zum Inhalt.

"Präventive Diplomatie" war der dritte Schwerpunkt des Symposions. Bot­
schafter Hansjörg Eiff wies auf die OSZE-Aufgaben in diesem Bereich
hin. Der Abbau des DemokratiedeflZits, ein verbesserter Menschen­
rechtsschutz und Frühwarnung waren seine wesentlichen Forderungen.
Rolf Welberts berichtete von den OSZE-Langzeitmissionen in der Re­
publik Moldau und in Georgien. ]örg-Peter Mentzel erörterte 4ie Rolle
von Streitkräften als Instrument Präventiver Diplomatie. Auf die Abhän­
gigkeit der OSZE von der Kompromißbereitschaft der Konfliktparteien
wies Falk Lange hin. Früherkennung, frühzeitiges Handeln sowie die Un­
terstützung durch die internationale Staatengemeinschaft wurden als
Voraussetzungen für erfolgreiche Konfliktprävention benannt. Anna
Kreikemeyer plädierte für die Einbeziehung substaatlicher Akteure in Se­
zessionskonflikten, eine verstärkte wirtschaftliche Wiederaufbauhilfe,
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einen verbesserten Menschenrechtsschutz sowie die stärkere Einbezie­
hung von ~'rauen in uSzb-Strukturen und -Missionen.

Die Teilnehmerinnenund Teilnehme'r des OSZE-Symposions waren sich
darin einig, daß die Zusammenkunft von Wissenschaftlern und Prakti­
kern anregend und fruchtbar für beide Seite war und. der regelmäßige
Austausch fortgesetzt werden soll. Die Ergebnisse der Tagung wurden
als Themenschwerpunkt der "Vierteljahresschrift für Sicherheit und
Frieden (8 +F)" Heft 4/1995 veröffentlicht. .
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2.2.5. "Falkensteiner Gesprächskreis"

Der Kalte Krieg hat lange - zu lange - den Blick verstellt für die grundle­
genden Probleme und Gefahren, die der Menschheit grenzüberschrei­
tend und unabhängig vom vormaligen Ost-West-Konflikt drohen. Stich­
worte sind: Überbevölkerung und Welthunger, Massenarbeitslosigkeit
und Massenarmut, Ressourcenraubbau und Umweltvernichtung, Klima­
veränderung und Terrorismus und vieles mehr. Doch auch fünf Jahre
nach "Epochenbruch" und "Zeitenwende" ist die propagierte neue Welt­
ordnung noch. immer bloße Deklaration, ist weder eine Weltinnenpolitik
in Sicht noch eine ''grand strategy" .erkennbar, sind noch nicht einmal die
Überlebensfragen der Menschheit auch nur in Ansätzen, geschweige
denn in ihrer gordischen Komplexität diskutiert.

Aktuell mehr denn je gefordert ist deshalb die sog. Hohe Politik. Vor­
rangig ihre Aufgabe ist es, die brachliegenden Gestaltungsmöglichkeiten
auch zu nutzen. Gegenwärtig besonders gefordert ist aber auch die Wis­
senschaft, darunter insbesondere die Friedensforschung. Sie ist jener
Zweig der Existenzerhaltungswissenschaften, der sich als methodisch ge­
lenkter Versuch versteht, nach den Ursachen von Gewalt, einschließlich
von Kriegen, zu fragen und nach Wegen ihrer Überwindung zu suchen.
Bezweifelt werden muß allerdings, ob die bisherigen knappen fmanziel­
len und personellen Ressourcen der Friedensforschung zur Bewältigung
der anstehenden Aufgaben ausreichen: Das Ende des Ost-West-Kon­
flikts hat Chancen der Friedensgestaltung in einem Ausmaß eröffnet, die
bislang Utopien waren. Entsprechend groß und neu zugleich sind die
Möglichkeiten und Aufgaben, die es zu nutzen bzw. zu erfüllen gilt.

In dieser historischen Situation gefordert ist deshalb - neben Politik und
Wissenschaft - auch die Wirtschaft: Die wachsende internationale Ar­
beitsteilung, die Internationalisierung der Unternehmensentscheidungen,
die Mobilität der Kapitalströme, die grenzüberschreitende Wirkung
durch elektronische Medien und Vergleichbares mehr lassen nicht nur
die Staaten dieser Welt, sondern auch deren Wirtschaften immer mehr
zusammenwachsen. Nach dem Ende des Ost-West-Konfliktes kommt
hinzu, daß sich die vormals kommunistischen Länder im Osten, aber
auch die Länder der sog. "Dritten Welt" im Süden bei der Umgestaltung
ihrer Volkswirtschaften am marktwirtschaftlichen Modell orientieren.
Den Ländern des Westens und Nordens eröffnen sich damit nicht nur

41



neue Märkte und Kooperationsbeziehungen; das 'westliche Modell" wird
vieimehr seihst zu einem ausschlaggebenden Vehikel im Transfoima­
tionsprozeß dieser Staaten auf dem Weg zu Demokratie und Rechts­
staatlichkeit sowie zu einem mitentscheidenden Faktor für den inneren
und äußeren Frieden. Im eindeutigen Interesse der westlichen Markt-:
wirtschaften liegt es, daß dieser "friedliche Prozeß" intensiviert, jedenfalls

. nicht durch gewaltsame. oder kriegerische Umbrüche in Frage. gestellt
wird.

Dr. Michael Otto, Vorstandsvorsitzender des Otto-Versand, sowieDr.
Dr. Dieter S. Lutz, Direktor' des IFSH, hab~n deshalb die Gründung
eines DiskussionsforUIlls "Falkensteiner Gesprächskreis" mit Sitz am
IFSH in Blankenese initiiert. Dieser Gesprächskreis soll hochrangige
Vertreter aus Politik, Wissenschaft und Wirtschaft, aber auch anderen
Bereichen, wie z.B. Militär und Medien, zusammenführen. Aufgabe soll
es sein, strategische Überlebensfragen der Menschheit in Beziehung zu
den praktischen Schritten einer friedlichen Weltinnenpolitik zu setzen.
Von Fall zu Fall i~t ferner denkbar, die von der Diskussion festgestellten
DefIZite und offenen Fragen über die Vergabe von Expertisen und For­
schungsaufträgen einer Antwort zuzuführen. .Das IFSH bietet sich als
Sitz des geplanten Gesprächskreises an, weil es einen Teil der geforder­
ten Expertise selbst einbringen kann. Es ist darüber hinaus als "Mitver­
anstaltet" der Gespräche besonders geeignet, weil es schon zu seinensat­
zungsmäßigen Aufgaben gehört, wegweisend im normative~und konzep­
tionellen Sinne zu arbeiten und doch zugleich den nachdrücklichen An­
spruch de.r Praxisorientierung beizubehalten.

Auf seiner ersten Sitzung am 9. Oktober 1995 hat der Falkensteiner Ge­
sprächskreis beschlossen, sich in den kommenden Monaten mit den glo­
ba1e~ Herausforderungen, konkretisiert am Beispiel derGUS-Staaten,
insbes. Rußlands, zu befassen. Im Mittelpunkt werden voraussichtlich
Fragen von'Energie un4 Wirtschaft stehen.

Teilnehmer des Falkensteiner Gesprächskreises:

Herr Dr. Klaus Asche, Vorsitzender der Handelskammer Hamburg und
des Vorstands des Holsten-Brauerei

Herr·Prof. Egon .Bahr, Bundesminister a.D.
Frau Dr. Birgit Breuel, Generalkommissarin Expo 2000



Herr Prof. Dr. Hans-Peter Dürr, Direktor IMPI, München
Herr. Prof. Dr. Hartmut GraBI, Director' of the.World Climate Research

Prograrnme, Genf
Herr Prof. Dr. Leonhard Hajen, Präses der Behörde für Wissenschaft

und Fprschung
Herr Prof. Dr. Knut Ipsen, Präsident .des Deutschen 'Roten Kreuzes
Herr Prof. Dr. Freim.ut Leidenberger, Direktor des In'stituts für

Hormon- und Fortpflanzwigsfprschung, Universität Hamburg
. Frau Dr. Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz und

Reaktorsicherheit
Herr Dr. Michael Otto, Vorsitzender des Vorstands des ,Otto-Versand

Harnburg
Herr Alfons Pawelczyk, Senator a.D., Generalrepräsentant Mercedes­

Benz
Herr Jürgen Schrempp, Vorsitzender des Vorstands der Daimler-Benz

AG
Herr Dr. Volker Schwarz, Verlagsleiter des Nomos-Verlags, Baden-

Baden
Herr Prof. Dr. Udo E. Sim.onis, WissenschaftszentrumBerlin
Herr Dr. Fritz Vahrenholt, Präses der Umweltbehörde, Hamburg
Herr Ulrich Wickert, Moderator, Tagesthemen
Herr Dr. Dieter Wild, Stv. 'Chefredakteur, Der'Spiegel
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2.2.6. Ausstellung "Phantastische Zeiten ?!"

Vom 30. Mai bis zum 27. Juni 1995 holte das IFSH in Zusammenarbeit
mit 18 in Hamburg friedenspolitisch aktiven Organisationen und Initiati­
ven aus Gewerkschaften, Kirche und Politik die Ausstellung und Ideen­
werkstatt "Phantastische Zeiten?!" nach Hamburg. Das Projekt der Mün­
chener Arbeitsgemeinschaft Friedenspädagogik demonstriert die welt­
weite Gefährdung von Frieden, Umwelt und Gerechtigkeit in einer Viel­
zahl von handfesten Inszenierungen, in der das Konzept der Einen ..Welt
"begreitbar" wird. Rund 1000 Besucherinnen und Besucher ließen sich
von geschulten Betreuern und Betreuerinnen, unter ihnen auch Nach­
wuchskräfte des IFSH, durch die Ausstellung ~ Jugendclub Movi­
mento/DGB-Gewerkschaftshaus führen. Prominenteste Besucherin' war
aischöfm Maria Jepsen, die sich inmitten der Mädchen und Jungen aus
der Klasse 6c der Erich KästnerGesamtschule phantastischen Exponate
erläutern ließ und "hautnah" miterleben ·konnte, wie ll-jährige einen
Kühlschrank mit gentechnisch erzeugten Lebensmitteln, den Original­
Bauzaun des Atomkraftwerks Brokdorf und Schränke mit der Ware
Mensch erleben.

Mit diesem Projekt setzte dasIFSH die 1987 mit der sicherheitspoliti­
schen Ausstellung "Schreck laß nach" begonnene Zusammenarbeit mit
den Münchener Friedenspädagogen fort und präsentierte seinen seit
Jahren von den Hamburger Schulen genutzten nüchternen Service in Sa­
chen Friedenserziehung einmal anders.
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2.2.7. Wohin treibt Deutschland?

Unter diesem Motto stand eine gemeinsame Veranstaltung des IFSH
und des Instituts für Politische Wissenschaft der Universität Hamb~g
am 27. November 1995. Dr. Paul Walker aus.den USA und Dr. Andrei
Zagorski aus Rußland sowie Prof. Dr. Rainer Tetzlaff vom Institut für
Politische Wissenschaft diskutierten die E~wartungen an die künftige
deutsche Außenpolitik unter der Moderation von Dr. Margret Johann­
sen (IFSH). In seiner Einführung sagte Universitäts-Vizepräsident Prof.
Dr. Arnold Sywottek u.a.:

"Zum heutigen Abend habe~ die Veranstalter mit der Frage "Wohin
treibt Deutschland?" eingeladen - eine Frage, die nicht zum ersten Mal
,gestellt wird.Wenn man will, kann man unsere heutige Diskussion auch
als eine Gedenkveranstaltung an eine Situation sehen, in der diese Frage
'schon einmal - und nicht ganz folgenlos- gestellt wurde. Im Novem,ber
1965 schloß Katl Jaspers, sein Buch "Wohin treibt die Bundesrepublik?" '
ab, das ein breites Echo fand. Er wollte, so schrieb er·im Vorwort, dieje-

:nigen, 'die denken, wissen und Ziele setzen, solange Jugend noch unab- \
hängig zu denken wagt und von hohen Antrieben beseelt ist, ... zur Klar-

, heit dessen bringen, was sie wollen.'
Vor diesem Hintergrund ... scheint mir nur f~lgerichtig und angebracht,
wenn wir unsere neuerlichen Gehversuche im Nachdenken über Zielbe­
stimmungen der deutschen Außenpolitik nicht autoritär einem einzelnen
Philosophen überlassen, sondern als Diskurs präsentieren - als Erörte­
rung zwischen Wissenschaftlern,' die zu ihren jeweiligen Staatslenkern in
ähnlicher Distanz stehen, das heißt die sich nicht als Botschafter ihrer
Präsidenten oder Kanzler oder Außenminister begreifen, sondern nur als
Kenner ihrer jeweiligen Szene mit all den Vorbehalten, die da gemacht
werden müssen.

Ich danke Herrn Lutz und Frau Johannsen vom Institut für Friedensfor­
schung und Sicherheitspolitikund Herrn Tetzlaff vom Institut für Politi­
sche Wissenschaft für die Vorbereitung dieses Abends; ich hoffe, daß un­
sere Gäste, Herr Dr. Zagorskij aus Rußland und Herr Dr. Walker aus
den USA, die ich besonders begrüßen möchte, hier in unserer Universi­
tät die Rationalität vorfmden, die wissenschaftliche Diskussion über Au­
ßenpolitik benötigt, und ich wünsche Uns allen eine spannende uns zur
Zielklarheit im Sinne von Karl Jaspers führende Diskussion."
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2.3. Expertisen

2.3.1. Expertisen für das Büro für Technikfolgen-Abschätzung beim
Deutschen Bundestag (TAB)

Im Rahmen eines Auftrages des Unterausschusses Rüstungskontrolle
und Abrüstung ·des Deutschen Bundestages führte das Büro für Technik­
folgen-Abschätzung beim Deutschen Bundestag (TAB) ein Projekt mit
dem Titel "Kontrollkriterien für' die Bewertung und Entscheidung beZÜg­
lich neuer Technologien im Rüstungsbereich" durch.

Zum Auftakt des Projektes fand 1993 ein Workshop mit Experten und
Parlamentariern in Bonn statt, an dem Egon Bahr und Götz Neuneck die
Vorstellungen des IFSH zur präventiven Rüstungskontrolle vortrugen. In
emer vertiefenden Expertise über Erfahrungen und Möglichkeiten qua­
litativer Rüstungskontrolle unter Leitung von Egon Bahr wurden 1994
am IFSH von Götz Neuneck und Reinhard Mutz die sicherheitspoliti­
schen und technologischen Rahmenbedingungen präventiver Rüstungs­
kontrolle dargelegt. Insbesondere wurde untersucht, welche Technolo­
gien zukünftig verstärkt in die militärische Planung einfließen werden
und inwieweit sie rüstungskontrollpolitisch erfaßt werden können. Als
Ergebnis stellte sich heraus, daß die verstärkte·· Nutzung von zivilen
'Technologien für den militärischen Sektor (Dual-Use-Strategie~). und
die zunehmende Weiterverbreitung von Produktions- und· Herstellungs­
strategien in Länder, die selbst eigene Rüstungsindustrien unterhalten
bzw. aufbauen, die präve'ntive Beschränkung destabilisierender Waffen-

,systeme deutlich erschwert.

In der 1995 durchgeführten zweiten Expertise für das TAB (siehe noch
Abschn. 3, Projekt Mutz/Neuneck/Wallner) wurden vor dem Erfah­
rungshintergrund der traditionellen Rüstungskontrolle und mit Blick auf
die Aufgaben zukünftiger Rüstungskontrollsteuerung institutionelle und
verfahrensmäßige Probleme eines präventiven Rüstungskontrollansatzes
genauer analysiert ~d mögliche Lösungen auf politische Umsetzbarkeit
hin vorgeschlagen.

Allgemein gesprochen läßt sich die Funktion präventiver Rüstungskon­
trolle dahingehend beschreiben, die zukünftigen technologischen Ent­
wicklungen und ihre Konsequenzen für die Sicherheitspolitik und Abrü-
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. stung zu erfassen, abzuschätzen, unter Rüstungskontrollaspekten zu be­
werten und destablisierende Entwicklungen einzugrenzen. Für die Ab­
fassung des Gutachtens wurde eine "Ad-hoc-Arbeitsgruppe" aus Sozial­
und Naturwissenschaftlern am IFSH etabliert. Neben den oben angege­
benen Personen wirkten an der Erstellung der Studie mit: Dr. Hans­
Georg Ehrhart,. Dr. Margret Johannsen, Dr. Hans-Joachim Gießmann,
Konrad Klingenburg, Dr. Dr. Dieter S. Lutz, Mathias Martin,
Ursel Schlichting, Dr. Wolfgang Zellner. Der Informationsstand wurde
mittels Materialstudien, Datenbankrech~rchen und zusätzlichen Befra­
gungen erhoben. Ausführliche Hintergrundgespräche wurden im Aus­
wärtigen Amt, im Verteidigungs- und im Wirtschaftsministerium geführt.
Darauf aufbauend lag der Schwerpunkt bei der konzeptionellen Analyse
der institutionellen und instrumentellen Potentiale präventiver Rü­
stungskontrolle im Spannungsfeld nationaler Kompetenz und internatio­
naler Bemühungen. Gesichtspunkte wie politische Akzeptanz und Reali­
sierbarkeit wurden besonders berücksichtigt.

Im einzelnen wurden· in der Expertise die folgenden Sachgebiete bzw. •
Problemfelder untersucht:

Entwicklung der Sicherheitsstrukturen in Europa,
Entstehung militärrelevanter Innovationen,
neue Technologien und Verteidigungsplanung,
Diffusion militärrelevanter Technologien,
Proliferation,
Strukturwandel der europäischen Rüstungsindustrien.

Dabei sind Schwachstellen der parlamentarischen Kontrolle deutlich ge-
.worden: So bedarf etwa das Verhältnis zwis.chen Haushalts- und Vertei­
digungsausschuß einer Reform. Insbesondere die gegenseitige Informa­
tionspflicht und die Zeitmargen bei der Beschaffung von Wehrmaterial
müssen verbessert werden. Die Etats zur militärischen Forschung und
Entwicklung müssen für die Entscheidungsträger transparenter gestaltet
werden.

Als Verbesserungsvorschlag wurde die Schaffung einer Koordinierungs­
stelle für präventive Rüstungskontrolle angeregt, welche nicht nur einen
Jahresbericht über "Rüstungskontrolle und neue Technologien" erstellen
sollte, sondern auch die entsprechenden Fachausschüsse mit Ein-
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zelexpertisen zu destabilisierenden Tendenzen in der Wehrentwicklung
unterstützen könnte.

Aus den Ansätzen präventiver Rüstungskontrolle, die sich bereits in ver­
schiedenen bi-' und multilateralen Abkommen zu Massenvernichtungs­
waffen fmden, konnten Lehren für die zukünftige Vereinbarung von prä­
ventiven. Rüstungskontrollmaßnahmen - auch bei den konventionellen
Streitkräfen - gezogen werden. So z.B. die Notwendigkeit, in jedem ein­
zelnen Fall nach Schlüsselstellen im Lebenszyklus eines Waffensystems
zu suchen, die. verhältnismäßig einfach und zuverlässig überwacht werden
können und Aufschluß über die Einhaltung möglicher beschränkender
Bestimmungen geben.

Die Arbeiten wurden im Jahr 1995 mit der Studie "Vorbeugende .Rü­
stungskontrolle: Ziele und Aufgaben unter besonderer. Berücksichtigung
verfahrensmäßiger und institutioneller Umsetzung im Rahmen interna­
tionaler Rüstungskontroll- und Abrüstungsregime. Gutachten für das
Büro für Technologiefolgenabschätzung des Deutschen Bundestages im
Rahmen des Projekts 'Rüstungskontrollkriterien'" abgeschlossen. Sie soll
1996 als Buch veröffentlicht werden.

48



2.4. Friedensgutachten 1995

In der Woche des Erscheinens des Friedensgutachtens 1995 jährte sich
zum fünfzigst~n Mal die Unterzeichnung der Charta der Vereinten Na7
tionen. Sie beginnt mit dem Versprechen, "künftige Geschlechter vor der
Geißel des Krieges zu bewahren". In scharfem Kontrast dazu stehen die
vielen Schauplätze fortdauernder bewaffneter Konflikte mit teilweise
monströsen Formen organisierten Tötens. Regionale Schwerpunkte sind
Schwarzafrika, wo die Kämpfe zwischen den Volksgruppen der Hutu und
Tutsi zu entsetzlichen Massakern geführt haben, in zweiter Linie Süd­
westasien mit den verheerenden Bürgerkriegen in Afghanistan, Kaschmir
und in Sri Lanka.

Die fruchtbarste 'Strategie gegen Kriegsgewalt ist zu verhindern, daß sie
entsteht. Die Friedens- und Konfliktforschung sieht darin ihr wichtigstes
Aufgabenfeld. Sie unterbreitet beharrlich ihre Arbeitsergebnisse. Aber
sie kann nicht ändern, daß Kriegsverhütung und zivile Konfliktlösung
nun einmal zu den eher spröden Forschungsmaterien zählen, auf die sich
die Scheinwerfer des öffentlichen Interesses selten richten. Folgerichtig
hatte das Friedensgutachten einmal mehr den auffälligsten Mangel kon­
zeptioneller Politik analytisch aufzugreifen: den völligen Fehlschlag des
Bemühens, trotz günstiger Ausgangsbedingungen nach 1989 eine funk­
tionsfähige Sicherheitsordnung für Europa zu entwickeln. Die
jugoslawische Tragödie illustriert nur das Problem: Nicht weniger als
fünf internationale Organisationen konkurrieren bei der Suche nach
Frieden - die UNO und die NATO, die Europäische Union mit der
WEU und ganz am Rande die OSZE, jede entweder unzuständig oder
unzulänglich und alle gemeinsam mit der Aufgabe überfordert.

In der Osterweiterung der NATO kann aus zwei Gründen ein erfolgver­
sprechender Ausweg nicht gesehen werden. Zum einen würde sie Ruß­
land ausgrenzen mit voraussehbar sicherheitssc,hädlichen Konsequenzen
für ganz Europa. Zum anderen kann ein militärisches Bündnis, das sich
selbst als Interessengemeinschaft seiner Mitglieder versteht, keine Ord­
nungsfunktion außerhalb dieses Mitgliederkreises übernehmen, die das
Recht zur Intervention auf Drittschauplätzen einschließt. Das würde un­
gleiche Sicherheit festschreiben und in Europa neue Gräben ziehen. "Die
Bundesrepublik Deutschland", so folgert das Friedensgutachten, "die alle
außenpolitischen Positionsgewinne seit 1989, die staatliche Vereinigung,
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den Wegfall der militärischen Bedrohung einem historischen Wandel
.. .., .. • ........ .. • .."'" 1 1.. ~verOanK(, oer m NlOSKaU Degann, nal am wenlgslen {Jfuno, alle uegner-

schaften und überwundene Fr()nlcil Ilell I.U ocgrunden. Sie sollte sich
einem' SicherheitskonZept versl:hrcil>cll, das cigl:lle Sicherheit nicht zu
Lasten fremder Sicherheit erwirkt. Sie sollte alle Ansätze kooperativer
Sicherheitspolitik nach Kräften fördern und sich konfrontativem Vorha­
ben widersetzen."

Ebenfalls vornehmlich an die deutst:11C Adresse wendet sich die Empfeh­
lung zum internationalen Waffenhandel.Rüstungsexporte sind weltweit
rückläufig. Nur ein Land geht gegen den Trend - die Bundesrepublik
Deutschland. Sie hat ihre Verkaufserlöse aus Waffen und Militärgerät
1994 gegenüber 1992 verdoppelt. Sie liegt jetzt in der Welt. auf Platz zwei
vor Rußland und vor den klassischen westeuropäischen Anbietern Eng­
land und Frankreich. Zusätzlich hat die Bundesregierung 1995 die natio­
nalen Exportbeschränkungen nochmals gelockert. Die Liste der Länder,
in die konventionelle Waffen deutscher Hersteller nicht geliefert werden
dürfen, wurde halbiert. Staaten, in bzw. zwischen denen es keineswegs
friedlich zugeht, wie z.B. Algerien, Indien und Pakistan_ können jetzt
deutsche Rüstungserzeugnisse kaufen. Kriegswaffen und militärische
A~srüstungen' sind jedo:h keine All~fllilrglll~:r Wil ..l11~ andcJ en. Die
Bundesrepublik läuft Gefahr, ihr~11 I{llf Ltls I.ulu\.:klldltcndes I J;(portland
zu verspielen und die internationalen Bemühungen um eine weitere
wirksame Einschrätikung des Waffenhandels zu erschweren.

Das Friedensgutachten veröffentlichen das IFSH, die HSFK in Frank­
furt/Main und die FEST in Heidelberg gemeinsam. Es erschien 1995
zum neunten Mal. Die Federführung lag turnusgemäß beim IFSH. Als
Ort der öffentlichen Vorstellung Wurde erstmals statt Bonn die Bundes­
pressekonferenz in Berlingewählt, was zu einem nochmals breiteren
Medienecho beitrug. Die Einzelanalysen haben 27 Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler unterschiedlicher Fachdisziplinen erarbeitet. Die
Beiträge aus dem IFSH stammen von Hans-Georg Ehrhart, Hans­
Joachim Gießmann, Otfried Ischebeck, Margret Johannsen, Matthias
KarAdi, Konrad Klingenburg, Reinhard Mutz, Ursel Schlichting,Claudia
Schmid, Jörg Wallner.und Wolfgang Zellner.
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2.5. Öffentlichkeitsarbeit von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des
IFSH

Neben den schriftlichen Publikationen (vgl. Abschnitt 4) besteht die Öf­
fentlichkeitsarbeit der .Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des IFSH im
wesentlichen in·Aktivitäten wie Interviews, Vorträgen, Diskussionsbeiträ­
gen und ähnlichem mehr. Nach groben Schwerpunkten unterteilt, gibt
die f91ge.nde Aufstellung diese Tätigkeiten im quantitativen Zugriff wie­
der.

Themen Vorträge Podiums- Tagun- Inter- Gesamt
disk. gen views

Aktuelle 84 16 38 169 307
sicherheits-
pol. Fragen

Regionale 24 2 4 35 65
Konflikte

Friedens- 11 - 2 4 17
forschung
(auch IFSH)

Friedens- 12 2 - - 14
pädagogik

Europ. Frie- 24 2 9 7 42
densordnung,
ESG

Weltinnen- 7 2 1 6 16
politik

Sonstiges 8 - 2 10

Gesamt 170 24 56 221 471
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Auch 1995 gab es wieder eine große Anzahl von Anfragen an das IFSH.
.,...... " .,....... .... .... 7·· 11 11 .... ~. 11 ...........Meillen traten mIt zarureIcnen wunscnen nacn InlerVIews unQ tlm(er-
giundinformationen an das Institut heran. Die Schwerpunkte des Inter­
esses lagen im Berichtszeitraum v.a. bei der Entwicklung des Krieges in
Bosnien-Herzegowina und des russischen Einsatzes in Tschetschenien.
Das Problem der Nukleartests hatte ebenfalls-veranlaßt durch die fran­
zösischen Atomtests auf dem Mururoa-Atoll- ein erhebliches Medienin­
teresse zur Folge. Wie schon im Vorjahr war auch die Frage einer deut­
schen' Beteiligung an Blauhelm-.Einsätzen wieder aktuell. Darüber hinaus
fanden auch die Überlegungen des Instituts zu einem regionalen System
Kollektiver Sicherheit in und für Europa breite Beachtung. Zu nennen ist
eine große Zahl von Anfragen zu Diskussionsveranstaltungen besonders
von gesellschaftlichen Gruppen. Das IFSH bemühte sich, allen Anforde­
rungen nachzukommen, wenngleich mittlerweile die Grenzen der perso­
nellen und zeitlichen Ressourcen als erreicht angesehen werden müssen.

Das IFSH empfmg auch 1995 wieder eine Reihe in- und ausländischer
Gäste. Hervorgehoben sei der Besuch des griechischen Verteidigungsmi­
nisters Gerassimos D. Arsenis am 12. Januar. In einem einstündigen
Vortrag vor Gästen und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des
IFSH betonte Arsenis, daß die Frage des Friedens zu Unrecht immer zu
sehr unter militärischen Aspekten gesehen werde. Der Frieden sei aber
vorrangig ein soziales, ökonomisches und ökologisches Problem. Zusam­
menfassend meinte Arsenis, Frieden sei ein langfristiges strategisches
Problem, das nicht von heute auf morgen gelöst werden könne. Er sagte
ferner, was er vermisse, die Welt aber dringend brauche, seien Visionen,
Mut und politisches Engagement.

Stellvertretend für die vielen anderen Besucher seien genannt: Botschaf­
ter a.D. Elias Pinchas, Israelisches Außenministerium; Walter Kolbow,
MdB; Senator a.D. Peter Zumkley, MdB; General a.D. Manfred Opel,
MdB; General JOOo Arnoldo Balconi Turcios, Brigadegeneral Cesar An­
tonio Garcia Gonzales und Brigadegeneral Victor Manuel Ventura
Arellana, Guatemala; Rainer Funke, Parlamentarischer Staatssekretär
im Justizministerium; Dr. Paul Walker, Institute for Peace and Inter­
national Security, Cambridge, Mass.; Konrad Gilges, MdB; Hans Swe­
denberg und Jan Foghelin, National Defence Research Establishment,
Stockholm; Dr. Gali Oda Tealakh, Royal Scientific Society, Amman,
Jordanien; Dr. Jiri Holub, Tschechisches Parlament, Prag; Kwon Tai
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Young, Vizepräsident des Instituts für VerteidigungsaJ;lalysen, Korea;
Seon-Hong Shon, Außenministerium, Korea; Prof. Dr. Hinka Mitreva,
Sozialdemokratische Partei Mazedonien; Dr. Magnus Haavelsrud, Uni­
versität Tromsö, Norwegen; Prof. Masamori. Sase, National Defense
Academy, Japan (vgl. auch Abschnitt 2.1.3., der u.a. einen Teil der zahl­
reichen Besucher .aus Osteuropa ausweist).
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2.6. Die Arbeit der Pädagogin

Auch 1995 konnte das IFSH durch die Abordnung einer Pädagogin
durch die Behörde für Schule, Jugend und Berufsbildung an das Institut
dem Wunsch von Schulen und anderen Bildungseinrichtungen nach pä­
dagogisch autbereiteter Information zu Problemen der Friedensfor­
schung und Sicherheitspolitik nachkommen.

Unverändert besteht eine hohe Nachfrage nach der pädagogischen Ver­
mi~tlungsarbeit der abgeordneten Lehrerin. 1995 standen im Mittelpunkt
der Anfragen Themen, die sich aus den Gedenktagen zum Kriegsende in
Europa, der atomaren Bombardierung Hiroshimas und Nagasakis und
der Gründung der Vereinten Nationen ergaben. 'Weitere Schwerpunkte
bildeten' die Operationen von UN-Blauhelmen im ehemaligen Jugosla~

wien, die Kontroverse über die französischen Atomtests im SüdpazifIk
sowie der Friedensprozeß im Nahen Osten.

Inzwischen gibt es einen Stamm von Lehrern an Schulen Hamburgs so­
wie des Hamburger Umlandes, die mit ihren Lerngruppen das Angebot
"des IfSH an Information über aktuelle Themen aus der Friedensfor­
schung und Sicherheitspolitik regelmäßig nutzen. Es handelt sich in der
Mehrzahl um Grund- und Leistungskurse der Fächer Gemeinschaftskun­
de und Geschichte aus der Oberstufe von Gesamtschulen und Gymna­
sien und \ll11 Projektgruppen. Hinzu kam in diesem Jahr eine Reihe von
größeren Veranstaltungen an Hamburger Schulen, in denen im Rahmen
von Projekttagen zeitgeschichtliche und aktuelle Themen zur Sprache
kamen. Auch diese Veranstaltungen standen' im Zusammenhang mit den
genannten drei Gedenktagen. Nach wie vor suchen Schüler die Beratung
der Pädagogin bei der Materialsuche und der Anfertigung von Referaten
und Jahresarbeiten sowie bei der Vorbereitung auf das Abitur. Darüber
hinaus beriet sie Pädagogen undPädagoginnen bei der Planung von Un-
,terrichtseinheiten sowie bei der Erstellung von Abiturvorschlägen.

Die Pädagogin wirkte auch 1995 wieder an den einjährigen Weiterbil­
dungsseminaren des Instituts für Lehrerfortbildung in den Fächern Gt?­
meinschaftskunde und Geschichte (Zeitgeschichte) mit. In ihrem Mittel­
punkt standen die Vorschläge des IFSH zur Neuorganisation europäi­
scher Sicherheit im Rahmen einer Europäischen Sicherheitsgemein-
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schaft sowie die Rolle der Vereinten Nationen bei der Bewältigung von
Regionalkonflikten nach dem Ende des Kalten Krieges.

Die Pädagogin war verantwortlich für die Initüerung eines Hamburger
Trägerkreises für die Ausstellung und Ideenwerkstatt "Phantastische Zei­
ten" (vgl. Abschnitt 2.2.6.), übe~nahm Aufgaben bei der Organisation
und Einwerbung von Finanzmitteln und wirkte mit an der pädagogischen
Betreuung der Besuchergruppen. Rund 1000 Schülerinnen und Schüler
besuchten die "Phantastischen Zeiten" im Jugendclub Movimento/DGB­
Gewerkschaftshaus.

Die IFSH-Reihe "Pädagogische Informationen zur Friedensforschung
und Sicherheitspolitik" wurde mit drei Ausgaben fortgesetzt, die an die
drei genannten Gedenktage anknüpften, mit den Titeln "'Nie wieder
Krieg?" Wege zum Frieden', "50 Jahre nach Hiroshima: Mit der Bombe ~

leben?" -und "Alle für jeden oder jeder für sich? Soll und Haben der Ver­
einten Nationen."
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2.7. Internationales Fellowship-Programm

Mit Hilfe der VW-Stiftung hat der Direktor des IFSH, Dr. Dr. Lutz, ein
Internationales Fellowship-Programm ins Leben gerufen. Das Pro­
gramm, für das die Stiftung ca. 500 000 DM zur Verfügung stellt, soll,den
Namen des Gründungsdirektors des IFSH, General a.D. Wolf Graf Bau­
dissin tragen. Graf Baudissin, der am 5. Juli 1993 verstarb, gilt als Mit­
begründer der heutigen Bundeswehr und als Vater der Inneren Führung.

Im Rahmen des Programmes, das u.a. auch in Kooperation mit der Füh­
rungsakademie der Bundeswehr in Hamburg durchgeführt wird,.' sollen

. vorrangig OffIZiere aus den Staaten Mittel- und O~teuropas, aber auch
Wissenschaftlerinnenund Wissenschaftler sowie zivile Angehörige der
jeweiligen' Verteidigungsadministrationen mit . den Grundsätzen demo­
kratische! Streitkräfte und der Einbettung in eine. rechtsstaatliehe
Ordnung einerseits sowie in ein neues europäisches Sicherheitsgefüge
andererseits vertraut gemacht werden.

Vor dem Hintergrund der epochalen Veränderungen in den Staaten der
ehemaligen Warschauer Vertragsorganisation und im Zuge der Demo­
kratisierungsprozesse der jeweiligen Reformstaaten besteht für deren
militärische Streitkräfte ein OrientierungsdeflZit, das vergleichbar mit
der Situation bei der Gründung der Bundeswehr nach 1945 ist. Entspre­
chend groß ist das Interesse der Staaten Mittel- und Osteuropas an dem
von Graf Baudissin entwickelten Integrationskonzept. In Fachkreisen
wird bereits vom "Exportschlager Innere Führung" gesprochen. General­
inspekteur Klaus NaUDlann sagte am 7. Juni 1974 in der Führungsakade­
mie der Bundeswehr in Hamburg: "Innere Führung ist zum Gütesiegel
der Bundeswehr und bei der Öffnung Ost-und Mitteleuropas auch dort
zu einem Modell für die Demokratie geworden".

Das Unterfangen, die vorhandenen Streitkräfte "demokratiegerecht" UDl­
zustrukturieren und sowohl ihre Eingliederung in die jeweilige Gesell­
schaft voranzutreiben als auch ihre Befähigung zur Zusammenarbeit mit
westlichen Armeen, beispielsweise im Rahmen von OSZE-, NATO- oder
WEU-Kooperationsprogrammen weiterzuentwickeln, ist eine Aufgabe,
die sicherlich nicht von heute auf morgen zu lösen ist. Dieses Unterneh­
men ist um so erfolgreicher zu bewerkstelligen, wenn es Hilfe und Un- .
terstützung von außen erfährt. Im Interesse Westeuropas, insbesondere
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Deutschlands, liegt es deshalb, rasch einen Beitrag zum Gelingen dieser
Aufgabe und damit zur Akzeptanz der Reformen und zur Festigung der
Demokratie in Mittel- und Osteuropa zu leisten. Diese Aufgabe stellt
sich das "Internationale Fellowship-Programm Graf Baudissin" am Insti-

. tut für Friedensforschung in Hamburg.

Nach Finanzierungszusage durch die VW-Stiftung wurde das Fellowship­
Programm vom IFSH international ausgeschrieben. Die erste Zusage hat
Oberstleutnant Alexandr Bushan aus Weißrußland erhalten.
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2.8. Lehrtätigkeit von Mitarbeitern des IFSH

Die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Instituts
führten die folgenden Lehrveranstaltungen durch:

Wintersemester 1994/1995

1. UniversitätHamburg
Fachbereich Philosophie und Sozialwissenschaften: Hauptseminar
"Kollektive Sicherheit in und für Europa. Konzeptionelle, politi­
sche, rechtliche und militärische Aspekte" (Dieter S. Lutz)

2. Universität Hamburg
Fachbereich Mathematik: Seminar "Mathematik und Internatio­
nale Sicherheit" '(GötzNeuneck)

Sommersemester 1995

3. . Universität Hamburg .
Fachbereich Philosophie und Sozialwissenschaften: Hauptseminar
"Weltinnenpolitik - Probleme, Prozesse, Konzepte, Akteure. Teil
I: Globale Probleme (Dieter S. Lutz)

4. . Universität Hamburg
Fachbereich Mathematik: Seminar "Mathematik und Internatio­
nale Sicherheit" (Götz Neuneck)

. Wintersemester 1995/96

5. Universität Hamburg
Fachbereich Philosophie und Sozialwissenschaften: Hauftseminar
"Demokratisierung in Ostmitteleuropa - Systemwechse im Ver­
gleich" (Hans-Joachim Gießmann)

6. Universität Hamburg
Fachbereich Philosophie und Sozialwissenschaften: Hauptseminar
"Weltinnenpolitik Teil 11: Fallbeispiel China im Vergleich" (Dieter
S. Lutz)
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·7. .Universität Hamburg
Fachbereich Mathematik: Seminar "Mathematik und Internatio­
nale Sicherheit" (Götz Neuneck)
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2.9. Personalia

Im Jahr 1995 wurden am IFSH eine wissenschaftliche Hilfskraft sowie
drei studentische· Hilfskräfte eingestellt. Im gleichen Zeitraum verließen
das .Institut zwei wissenschaftliche Mitarbeiter und drei studentische
Hilfskräfte. Über das Jahr waren sieben ausländische Fellows .zu einem
Forschungsaufenthalt Gast des IFSH.

Ein wissenschaftlicher Mitarbeiter nahm einen dreimonatigen For­
sehungsaufenthalt am Center of International Relations der Queens Uni­
versity, Kingston/Ontario in Kanada wahr. Ferner führte eine wissen-'
schaftliehe Mitarbeiterin - fmanziert über das Auswärtige Amt - eine
Reihe von Forschungsgesprächen in den USA durch.

Durch den Fachbereich Philosophie und SozialWissenschaften der Uni­
versität Hamburg wurde im·April1995 Dr. Hans-Joachim Gießmann die
akademische Lehrbefähigung erteilt und der Titel eines Privatdozenten
verliehen.

Zur Zeit arbeiten am IFSH der Direktor, der Stellvertretende Direktor,
fünf wissenschaftliche Referentinnen und Referenten, fünf wissenschaft­
liehe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, eine Öffentlichkeitsreferentin,
zwei abgeordnete Beamte, zwei wissenschaftliche Hilfskräfte, zwei stu­
dentisch'e Hilfskräfte sowie sieben nichtwissenschaftliche Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeiter.

Institutsangehörige:

Institutsleitung:

Wisse Direktor: PD Dr. Dr. Dieter S. Lutz
Stv. Wisse Direktor: Dr. Reinhard Mutz

Wissenschaftliche .Referentinnen/Referenten:

Dr. Hans-Georg-Ehrhart
PD Dr. Hans-Joachim Gießmann
Dr. Erwin Müller
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Dr. Götz Neuneck
Ursel Schlichting, MA.

,Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter:

Dr. Otfried Ischebeck
Konrad Klingenburg, Dipl.-Pol.
Anna Kreikemeyer, MA.
Ulrike Neureither, Dipl.-Pol.
Dr. Jörg Wallner
Dr. Wolfgang Zelhi'er

Öffentiichkeitsreferentin:

Susanne Bund

Abgeordnete Pädagogin:

Dr. Margret Johannsen

Abgeordneter der Streitkräfte:

Major Dr. Jürgen Groß

Fellows:

Jonathan Bach/USA
Prof. Dr. Pa! Dunay/Ungarn
Prof. Dr. Avishai Ehrlich/Israel
Dr. Dmitri TroflDlov/Rußland
Prof. Dr. KurtP. Tudyka/Niederlande
Dr. Paul Walker/USA
Dr. Andrej Zagorski/Rußland

Wissenschaftliche Hilfskräfte:

Matthias Karadi, Dipl.-Pol.
Bettina Klee, MA..
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Studentische Hilfskräfte:

PanI Steffen
Eva-Maria Rohr

,TinaKamp
Julia Bartelt
Verena Fritz

Sekretärinnen:

Heike Maurer
Gabriele Mayring
GundaMeier
Heinke Peters

Bibliothek:

Anke Roering, Dipl.-Bibl.

Dokumentation:

Dagmat Otto, Wisse Dokumentarin

Verwaltung:

Heidemarie Bruns
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2.9.1. Nachwuchsförderung

.Das IFSH fördert .bereits" über viele Jahre hinweg nachdrücklich den wis­
senschaftlichen "Nachwuchs. Traditionell erfolgt Nachwuchsförderung
über die Mitarbeit studentischer Hilfskräfte, gegebenenfalls auch über
die Mitarbeit von examinierten oder diplomierten Nachwuchswissen~

"schaftlern und -wissenschaftlerinnen im Rahmen von Drittmittelprojek-
. ten. Das IFSH bildet darüber hinaus schulische und studentische Prakti­

kanten aus, bietet Rechtsrefere.ndaren ein erstes Praxis- und Betäti­
gungsfeld, besetzt neben den studentischen Hilfskräften zwei Stellen mit
wissenschaftlichen Hilfskräften, wirbt zusätzliche Mittel für Stipendiaten­
steIlen ein und hat schließlich (mit Zustimmung von Kuratorium und
Hochschulamt) eine Referentenstelle in zwei Nachwuchswissenschaft­
lerlinnen-St.ellen aufgeteilt.

Im Berichtszeitraum hat ein Wissenschaftler des IFSH seine Promotion
abgeschlossen. Die Arbeit wurde mit Auszeichnung (sehr gut) bewertet.

63



· 2.9.2. Praktika

Im Rahmen seiner traditionell intensiven Nachwuchsförderung bietet das
.IFSH Studentinnen' und Studenten auch die Gelegenheit zur Absolvie­
rung eines Praktikums - ein Angebot, von dem Ill:ittlerweile stark Ge­
brauch gemacht wird: 1995 konnten acht Praktikantinnen und Prakti­
kanten.im IFSH hospiti~ren.Sie bescheinigen dem Institut ausnahmslos,
ihnen einen interessanten und fruchtbaren Aufenthalt ermöglicht zu ha­
ben.

Die Praktikantinnen und Praktikanten bewerben sich teils aus eigener
Initiative, teils aufgrund universitärer Studienordnungen-, die Praktika als
verbmdliches Element des Studiengangs vorschreiben. Das IFSH wird in
diesem Zusammenhang auch als Ausbildungseinrichtung anerkannt, z.B.
von der Referendarausbildungsstelle des Hamburger Oberlandesge­
richts.

Unter den studentischen Gästen des IFSH dominieren angehende Sozi­
alwissenschaftlerinnen und Sozialwissenschaftler. Das Fach. Politikwis­
sensehaft ist besonders stark vertreten. An zweiter Stelle liegt die rechts­
wissenschaftliche Disziplin mit dem Schwerpunkt Völkerrecht. Der Frau­
enanteil entspricht dem an den Universitäten. Bewerbungen aus dem
Ausland nehmen zu, einerseits von deutschen Studentinnen und Studen­
ten, die an ausländischen Universitäten studi~ren, andererseits von Stu­
dierenden aus Staaten der Europäischen Gemeinschaft.

Ein Praktikum bestehtu.a. aus der Mitwirkung in Bibliothek 'und Doku­
mentation des IFSH, der Teilnahme an den Diskussionsrunden im
Hause und der Anfertigung einer dem Ausbildungstand entsprechenden
schriftlichen Ausarbeitung unter Anleitung und Betreuung durch erfah­
rene Institutsmitglieder.

Die Praktika, die in der Regel mindestens sechs Wochen dauern, be­
gründen .kein Arbeitsverhältnis. Eine fmanzielle Unterstützung von sei­
ten des IFSH ist nicht möglich. Trotzdem häufen sich die Praktikumsbe­
werbungen "derart, daß die Kapazitätsgrenzen mittlerweile erreicht sind
bzw. zeitweise überschritten werden. Dennoch bemüht sich das IFSH
weiterhin, die Zahl der Absagen so gering wie möglich zu halten.
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2.10. Drittmittel und sonstige Finanzierungen

Das IFSH bemüht sich - über die Jahre hinweg kontinuierlich - um die
Finanzierung von Mitarbeitern und Projekten außerhalb des regulären
Institutsetats. Im Berichtszeitraum haben neun Mitarbeiterlinnen ihre
Tätigkeit am IFSH über Fremdfmanzierung aufnehmenbzw. fortführen
können:

VW-Stiftung: .5 Wisse Mitarbeiter, 1 stud. Hilfskraft
Bundesverteidigungsministerium: 1 abgeordneter OffIZier
Schulbehörde: 1 abgeordnete Lehrerin
Büro für Technikfolgen-Abschätzung: 1 Wisse Mitarbeiter

Das Symposion "20 Jahre nach Helsinki. Die OSZE und die Europäische
Sicherheitspolitik im Umbruch" wurde durch die FHH und das Auswär­
tige Amt gefördert. Das Auswärtige Amt bezuschußte darüber hinaus
die Veröffentlichung der Konferenzbeiträge.

Das IFSH-Seminar "Kooperative Sicherheitspolitik m Südasien" fand
Unterstützung durch die VW-Stiftung.

Die Konferenz "Peacekeeping at a Crossroad?", eine gemeinsame Veran­
staltung des IFSH mit dem Center for International Relations der
Queen's University, Kingston/Ontario und dem Canadian International
Peacekeeping Training Center, wurde von deutscher Seite fmanziell von
der D FG gefördert.

Die trilaterale Konferenz "Deutschland, Polen, Rußland und die europäi­
sche Sicherheit" -in· Warschau förderte die Stiftung für polnisch-deutsche
Zusammenarbeit der Bundesrepublik Deutschland und die Friedrich­
Ebert~Stiftung.

Darüber hinaus förderte das Auswärtige Amt das Projekt "Friedenspro­
zeß und Rüstungskontrolle im Nahen Osten" (Dr. Johannsen) mit Reise­
mitteln.

Für einen amerikanischen Fellow des IFSH stellte der German­
Marshall-Fund Reisemittel zur Verfügung.'
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Folgende Drittmittelanträge wurden 1m Berichtszeitraum positiv be­
schieden:

Innere Führung, Demokratie, Sicherheitspolitik/Internationales Fel­
lowship-Programm Graf Baudissin (VW-Stiftung)

Von Nonproliferation zu Counterproliferation: Die (richtige?) Ant­
wort des Westens auf die globalen Proliferationsgefahren (VW-Stif­
tung)

Zwischen Integration und Abschottung: Die westliche Diskussion
über eine Ost-Erweiterung von Europäischer. Union und NATO

.' .... (VW-Stiftung). Die Mittel wurden dem Lehrstuhl für Völkerrecht an
der Eötvös-Lorand Universität Budapest bewilligt, das Projekt wird
in Zusammenarbeit mit dem IFSH durchgeführt.

Folgender Drittmittelantrag ist gestellt, im Berichtszeitraum aber noch
nicht beschieden:

Bedingungen und Chancen der Einbindung souveräner Staaten im in­
ternationalen Regime der Zusammenarbeit am Beispiel der Umwelt­
politik der Volksrepublik China (VW-Stiftung).
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.2.11. Sonstiges

Der Buchbestand der Bibliothek erhöhte sich 1995 um 851 Bände auf ins­
gesamt 19 842 Bände. Zur Zeit werden ca. 140 Zeitschriften fortlaufend
gehalten. Die Arbeiten am Schlagwortkatalog wurden ebenso wie die
Umstellung der Bibliothekskataloge auf EDV 1995 fortgeführt.

In der Dokumentation, die seit 1981 nach einer Systematik. mit 16 Haupt­
und inzwischen ca. 160 Unterkategorien geführt wird, werden 12 Tages­
und Wochenzeitungen ausgewertet. Aus dem 'Article Alert Service', des
Amerika-Hauses werden Veröffentlichungen amerikanischer Zeitungen
und Zeitschriften ausgewählt und ebenfalls in die Systematik des IFSH
eingearbeitet. Darüber hinaus werden zwölf regelmäßig erscheinende

.Presse- und Informationsdienste von Ministerien, Botschaften sowie
Publikationen anderer offIZieller und inoffIZieller Stellen archiviert.
Bibliothek und Dokumentation sind öffentlich zugänglich. Bücher, Zeit­
schriften und Zeitungsausschnitte sind reine Präsenzbestände. Kopier­
möglichkeit ist vorhanden.

Das Kuratorium des IFSH tagte im Berichtszeitraum einmal. Es setzt
sich derzeit aus folgenden Mitgliedern zusammen:

Staatsrat Hermann Lange
Behörde für Wissenschaft und Forschung
- Hochschulamt -
(Vorsitzender)

Dr. Jürgen Lüthje
Präsident der Universität Hamburg
(Stellv. Vorsitzender)

Dr.. Johannes Bastian
Fachbereich Erziehungswissenschaft

Helmut Bilstein
'Staatsrat a.D.
SPD-Hamburg

67



Uli Cremer
GAL-Hamburg

Dr. Hartmut Delmas
Literaturwissenschaftliches Seminar

Prof. Dr. Leoni Dreschler-Fischer
Institut für Experimentalphysik

M3non Hamann
Studentenvertreterin

Klaus Lattmann
Mitglied der Hamburgischen Bürgerschaft .
CDU-Hamburg

Prof. Dr. Heinz Renn
Institut für Soziologie

Prof. Dr. Rainer Tetzlaff
Institut für Politische Wissenschaft

Der Wissenschaftliche Beirat trat im Berichtszeitraum nicht zusammen.
Beiratssitzungen fmden in der Regel im Zweijahresturnus statt. Die
nächste Beiratssitzung ist für Anfang 1996 geplant. 1995 gehörten dem
wissenschaftlichen Beirat an:

Prof. Dr. Marian Dobrosielski
Universität Warschau
(Vorsitzender)

Prof. Egon Bahr
Bundesminister a~D., vormaliger Direktor des IFSH

Prof. ·Dr. Hans-Peter Dürr
Werner-Heisenberg-Institut für Physik,
München
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Prof. Dr. Jean Klein
"-

Institut Fran~ais des Relations Internationales, Paris

Prof. Dr. Adam Daniel Rotfeld
Stockholm International Peace Research Institute (SIPRI)

Der Institutsrat trat im Berichtszeitraum zu fünf Sitzungen zusammen.
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.3. Forsch~ngsprojekte der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Hans-Georg Ehrharl
- Peacekeeping und europäische Sicherheit

Hans-Georg Ehrhart
- Die friedenspolitische Rolle der EU im gesamteuropäischen Inte­

grationsprozeß:Zur Entwicklung der gemeinsamen Außen- und Si­
cherheitspolitik (GASP).

Hans-Joachim Gieß~ann

- Sicherheit in Ostmitteleuropa

Hans-Joachim Gießm.ann
- Rüstungspolitik, Rüstungsexporte und Probleme der Konversion in

der Bundesrepublik Deutschland

Hans-Joachim Gießmann/Dieter S. Lutz
- Bedingungen und Chancen der Einbindung souveräner Staaten in

internationale Regitne der Zusammenarbeit am Beispiel der Um-'
weltpolitik der Volksrepublik China

.Hans-Joachim Gießmann/Ursel Schlichting

.- Militär und Sicherheit in Mittel- und Osteuropa

Jürgen Groß
- Die eingebildete Ohmnacht. Internationale Staatengemeinschaft und

lokale Kriege . '

Otfried Ischebeck
- Kooperative Strategien zur Prävention der Proliferation von Raketen

und Nuklearwaffen - Perspektiven für Südasien

Margret Johannsen
Die nukleare Frage im Madrider Friedensprozeß: Regionale und
globale Dimensionen der Rüstungskontrollpolitik im Nahen und
Mittleren Osten
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Matthias Z. Karadi
Europäische Sicherheit im qeflecht ineinandergreifender Insti­
tutionen - Arbeitsteilung oder Konkurrenz?

Konrad Klingenburg
Vom Krisenmanagement zur Konfliktprävention - Herausforderung
und Chance für Europa nach dem Ende des Ost-West-Konflikts

Anna Kreikemeyer
Russische Außen- und Sicherheitspolitik in bewaffneten Konflikten
auf dem Territorium der früheren Sowjetunion (1993-1995)

Erwin Müller
Weltinnenpolitik: .Vom Wort zum Konzept

Reinhard Mutz
Europäische Sicherheit zwischen alter und neuer Frontenbildung und
die sicherheitspolitische Orientierung der Bundesrepublik Deutsch­
land.

Reinhard Mutz/Götz Neuneck/Jörg Wallner
Vorbeugende Rüstungskontrolle - Ziele und Aufgaben unter beson­
derer Berücksichtigung verfahrensmäßiger und institutioneller Um­
setzung im Rahmen internationaler Rüstungskontroll- und Abrü-

• !

stungsregune

Götz Neuneck'
Die Weiterverbreitung und Diffusion moderner, militärrelavanter
Technologien

Ulrike NeureitherjHans-Joachim Gießmann
Technik - Gewalt - Ethik. Entwicklung von Gesellschaft und Technik,
ihrer wechselseitigen Beeinflussung und Kontrolle.

Ursel Schlichting
Minderheiten und europäische Sicherheit. "Ethnische Identität" und
Politik: Sprachgruppen und Wahlverhalten an ausgewählten Fallbei­
spielen
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Jörg Wallner!Götz Neuneck
... 7.,..T ...,.~. ,., ~ ...,.~. 'r'.. /. 1~· n'\. ....

von NonprOllIeratlon zu counterprOllIeral10n: Vle trlcnIlgel) A.D.I-
wort des Westens auf die globalen Proliferationsgefahren

Wolfgang Zellner .
- Strategien zur Bewältigung des sicherheitspolitischen Vakuums in

Osteuropa: Das Beispiel Ungarns 1990 bis 1995
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Bearbeiter: Hans-Georg Ehrhart

Projekt: Peacekeeping und europäische Sicherheit

Kurzbeschreibung:
Nach den weltpolitischen Umbrüchen der letzten Jahre ist das wieder­
vereinigte Deutschland auf der Suche "nach seiner künftigen friedenspoli­
tischen Rolle. Es ist weitgehend unbestritten, daß die UNO und regiona­
le Sicherheitsorganisationen den institutionellen Rahmen für die Schaf­
fung bzw. Bewahrung von Sicherheit und Frieden bilden sollen. Umstrit­
ten sind hingegen die dafür einzusetzenden Mittel und deren Wirksam­
keit. Das gilt auch fürPeacekeeping-Operationen (PKO) der UN-Blau-

"helme, die noch 1988 mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet worden
waren. Die radikalen Veränderungen in den internationalen Beziehun­
gen haben nicht nur neue Handlungsmöglichkeiten .zur Konfliktregelung
eröffnet. Angesichts veränderter Konfliktstrukturen verändert sich auch
das Anforderungsproftl an PKO, deren sicherheitspolitische Relevanz
gerade für Europa zUzunehmen scheint.

Die Möglichkeit der Anwendung militärischer Zwangsmaßnahmen im
Rahmen von robustemPeacekeeping-Operationen (PKO) hat in der

"Bundesrepublik die politische Auseinandersetzung über die künftige frie­
denspolitische Rolle des wiedervereinigten Deutschland in der Welt ver­
schärft. Die politischen Fronten verlaufen quer durch die deutsche Ge­
sellschaft und" die politischen Parteien. Die Debatte ist u.a. gekennzeich­
net durch politisch-taktische Erwägungen, große Verunsicherung und
viele" offene Fragen. In ihrem Mittelpunkt steht das äußerst komplexe
Problem eines Rechtes auf Einmischung. Demnach soll das Recht der
Staaten zu einem Recht der Völker und Menschen weiterentwickelt wer­
den, welches wiederum eine friedenspolitisch gerechtfertigte Einmi­
schung in Form eines humanitär begründeten, die klassische staatliche
Souveränität einschränkenden Interventionismus erfordert. Diesem An­
satz liegt die Vorstellung von der Notwendigkeit einer Zivilisierung von
Staaten- und Gesellschaftswelt im Rahmen einer zukunftsorientierten
Weltinnenpolitik zugrunde. Einerseits können vor dem Hintergrund zu- "
nehmender Interdependenzen weitere Schritte in Richtung eines sich
verdichtenden Multilateralismus festgestellt werden. Andererseits steht
einer Implementierung des universellen Zivilisierungsprojektes insbeson-
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Der Wissenschaft fällt die Aufgabe zu, die Problemkomplexität metho­
disch zu durchdringen und versachlichend in die öffentliche Auseinan­
dersetzung einzugreifen. Mit der Konzentration des Projekts adf Mög­
lichkeiten und Grenzen des Peacekeeping soll ein friedens- und sicher­
heitspolitischer Teilaspekt in den Mittelpunkt der Untersuchung gerückt
werden, der sowohl auf globaler als auch auf europäischer Ebene zuneh­
mende Bedeutung zugewinnen scheint.

Die Leitfragedes Projektes lautet deshalb: Welche konflikttheoretischen
und -praktischen Lehren kann die Bundesrepublik Deutschland aus den
jüngsten Erfahrungen im Hinblick auf tatsächliche und mögliche frie-

. denspolitische Funktionen von PKO im allgemeinen und auf ihren Stel­
lenwert für die europäische Sicherheit im besonderen ableiten? .

Wissenschaftliche Kooperation:
Center for International Relations, Queen's University, Kingston,
Kanada
Canadian Institute of Strategie Studies, Ottawa, Kanada
Universite de Montreal, Kanada

Veröffentlichungen zum Thema:
The "New Peacekeeping" and European Security: German and Ca­
nadian Interests and Issues, Baden-Baden 1995 (hrsg. zusammen mit
David G. Haglund)
Problems of Peacekeeping, in: Hans-Georg Ehrhart/Anna Kreike­
meyer/Andrei Zagorski (Hrsg.), Conflict Management in the CIS:
Whither Russia? Baden-Baden 1995, S. 229-243
Peacekeeping im Jugoslawienkonflikt und die Folgen für die sicher­
heitspolitische Kooperation in Europa, in: Aus Politik und Zeitge­
schichte B 6/1995, S. 13-20.
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Hans-Georg Ehrhart

. Projekt: Die .friedenspolitische Rolle der EU· im gesamteuropäischen
Integrationsprozeß: Zur Entwicklung der gemeinsamen Außen-
und Sicherheitspolitik.(GASP) . .

Kurzbeschreibung:
Der Aufbau einer gesamteuropäischen Friedensordnung kann durch die
Unterstützung urid Weiterentwicklung derjenigen Institutionen erfolgen,
die sich bereits in der Vergapgenheit friedenspolitisch bewährt haben.
Diesbezüglich ist an erster Stelle die Europäische Union zu nennen. Als
nominell stärkste Wirtschaftmacht der Welt fällt ihr einerseits die Rolle
des wirtschaftlichen Stabilitätsankers für ·die ostmitteleuropäischen Staa­
ten zu. Andererseits ist sie als erfolgreiches Modell ziviler Konfliktre-

. gelung zwischen ehemals verfeindeten Staaten eine Kraft, die der Her­
ausforderung der gesamteuropäischen Integration. am ehesten gewach-

. sen scheint. Ob sie dieser Verantwortung auch künftig gerecht werden
wird, hängt wesentlich von der Fähigkeit der Harmonisierung der kom­
plizierten Prozesse der Integrationsvertiefung und Integrationserweite­
rung ab. Auch wenn dieser Prozeß im Rahmen der angestrebten Wirt­
schafts- und Währungsunion sowie der Politischen Union nur beschwer­
lich voranschreitet, gibt es zu ihm keine Alternative.

Ein wichtiger Zwischenschritt wird die für 1996 geplante Überprüfungs­
konferenz des Maastrichter Vertrages sein. Der Weiterentwicklung der
darin verankerten gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik wird
während dieser Regierungskonferenz eine besondere Aufmerksamkeit
gewidmet werden. Will die EU außen- und sicherheitspolitisch hand­
lungsfähig werden, so sind einerseits weitreichende, die Substanz des tra­
ditionellen Souveränitätsverständnisses in Frage stellende Reformen un­
verzichtbar. Andererseits wird sie wegen des Konfliktpotentials ·an ihren
Grenzen Strategien und Instrumente zur möglichst präventiven Konflikt­
bearbeitung entwickeln müssen. Gleichzeitig muß die künftige Rolle der
WEU defIniert werden, da der geänderte Brüsseler Vertrag spätestens
bis zum 17. März 1997 gekündigt werden muß, wenn er einer Revision
unterzoge.n werden soll. Dieser Prozeß steht wiederum in einer engen
Beziehung zur Entwicklung des transatlantischen und des gesamteuropä­
ischen Beziehungsgefüges sowie zu der Frage, wie künftig Sicherheit in
Europa organisiert werden soll. Die in den Römischen Verträgen veran-
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kerte gesamteuropäische Zielsetzung ist heute trotz vielfältiger Wider-
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blemlage in Mittel- und Osteuropa nur schrittweise zu erreichen sein.
Der Erfolg oder Mißerfolg .der GASP wird entscheidend dazu beitragen,
wie dieser Prozeß voranschreitet. Zudem ermöglicht er theoretische Er­
kenntnisse über das Spannungsverhältnis von konkurrierenden nationa­
len Interessen und inter- bzw. übernationalen Organisationen sowie über
die Chancen und Grenzen integrationspolitischer Friedensstrategien.
Diese Problemskizze führt zu folgenden Forschungsfragen:

1. Wie gestaltet sich die institutionelle Entwicklung der GASP?
2.' Wie verläuft der Reformprozeß der WEU?
3. Welche "Ostpolitik" wird mit welchen Mitteln und Methoden im Rah­

men der GASP verfolgt?
4. Welche "Südpolitik" wird mit welchen Mitteln und Methoden im

Rahmen der GASP verfolgt?
5. Welche ·theoretischen Folgerungen über Möglichkeiten und Grenzen

integrationspolitischer Friedensstrategien können aus der Analyse
der Entwicklung der GASP und der WEU gezogen werden?

Wissenschaftliche Kooperation:
Abteilung Außenpolitikforschung der Friedrich-Ebert-Stiftung, Bonn

- Arbeitsstelle Frankreich der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige
Politik, Bonn

- Europainstitut der Russischen Akademie der Wissenschaften, Mos­
kau

Veröffentlichungen zum Thema:
- Die Europäische Umon am Scheideweg. Welches Europa soll es

sein?, in: Reinhard Mutz/Bruno Schoch/Friedhelm Solms (Hrsg.),
Friedensgutachten 19.95, Münster/Hamburg 1995, S. 116-128.

- Die EU und die Sicherheit Europas (Teil I). Integrationspolitische
und rÜStungswirtschaftliche Aspekte, Hamburger Beiträge zur Frie­
densforschung und Sicherheitspolitik, Heft 91, 1995. .
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Bearbeiter: Hans-Joachim Gießmann

Projekt: Sicherheit in Ostmitteleuropa

·Kurzbeschreibung:
.Ostmitteleuropa besitzt in der Neuordung der sicherheitspolitischen
Landschaft Europas eine' besondere .Bedeutung. Die Region zwischen
den Staaten der .Eu und der GUS verfügt zum einen über vergleichs­
weise günstige iIinergesellschaftliche Voraussetzungen, die Schwierig­
keiten der Demokratisierung in überschaubaren Zeiträumen zu mei­
stern. Z~ anderen aber vollzieht sich der Systemwechsel vor dem Hin­
tergrund gravierender, vor allem wirtschaftlich-sozialer Probleme' und
einer nach dem Ende des Ost-West-Konflikts aufgebrochenen Instabili­
tät des internationalen Umfelds in Osteuropa. Die ostmitteleuropäischen
Staaten sind in dieser .Situation zugleich nicht nur unmittelbar angren­
zende Sicherheitspartner des Westens, sondern auch dessen Verbündete
im Interesse einer weitergehenden Stabilisierung Osteuropas insgesamt.
Die Chancen einer gesamteuropäischen Sicherheitsstruktur hängen
maßgeblich davon ab, ob die ostmitteleuropäische Identität und Politik
künftig vorrangig durch Westanbindung oder Separierung, durch Puf­
ferlage oder regionale Allianzbildung bestimmt werden. Die Entwicklung
der Sicherheitspolitik dieser Staatengruppe ist insofern für den Bestand,
für die Wirksamkeit und für die Wandlungen der europäischen Frie­
densordnung von großem Gewicht.

Das Projekt zielt auf die vergleichende Analyse der sicherheitspolitischen
Konzeptionen, 4er Verteidigungs- und Streitkräfteplanung sowie der Rü­
stungswirtschaft derostmitteleuropäischen Staaten im Zuge der refor­
merischen Gesamtentwicklung und auf Schlußfolgerungen für die Ost­
politik der Bundesrepublik Deutschland und des westlichen Bündnisses.
Besondere aerücksichtigung im Berichtszeitraum fand die' Lage der
Staaten der sogenannten Visegrad-Gruppe, d.h. Polens, der Tschechi­
schen und der Slowakischen Republik sowie Ungarns.

Wissenschaftliche Kooperation:
Institut für Strategische und Verteidigungsstudien, Budapest
Institut für Internationale Beziehungen, Warschau
Militärakademie der T~chechischenRepublik, Brno
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Österreichisches Institut für Internationale Politik, Wi~n
Berliner Informationszentrum für Transatlantische Sicherheit

Veröffentlichungen zum Projekt:
Sicherheitspolitik in Ostmitteleuropa. Probleme - Konzepte - Per­
spektiven, Baden-Baden, 1995.
Die "Westdrift" Ostmitteleuropas. Probleme und Chancen der Wirt­
schaftsreform und die Zusammenarbeit im Rahmen der OSZE, in:
OSZE-Jahrbuch Bd. 1, Baden-Baden, 1995, S. 353-364.
Osteuropäische Sicherheit - Bedingungen, Perspektiven, Anforde­
rungen an die Bundesrepublik Deutschland, in: .JÖrg Calließ/Bern­
hard Moltmann (Hrsg.), Die Zukunft der Außenpolitik. Deutsche
Interessen in den Internationalen Beziehungen, Loccumer Proto­
kolle Nr. 67/94, Rehburg-Loccum 1995, S. 391-400.
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Bearbeiter: Hans-Joachim Gießmann

Projekt: Rüstungspolitik, Rüstungsexporte und Probleme der Konversion
in der Bundesrepublik Deutschland

Kurzbeschreibung:
Die Versuche zur Neubestimmung der Rolle der Bundeswehr nach dem
Ende des' Ost-West-Konflikts schließen Veränderungen in der Rü­
stungspolitik der Bundesregierung und in der Ausrüstungsplanung der

.Bundeswehr ein. Die hochgesteckten Erwartungen zur Konversion der
militärischen Strukturen und der wehrtechnischen Produktion haben sich
.indes in den vergangenen Jahren nur in sehr unbefriedigender Weise
erfüllt. Erkennbar wird statt dessen eine schleichende Remilitarisierung
des sicherheitspolitischen Denkens auch mit Blick auf die Einflußnahme
der Bundesrepublik auf die Gestaltung der internationalen Beziehungen.
Ausdruck dieser Entwicklung ist - neben der Diskussion um die Beteili­
gung der Bundeswehr an internationalen Kampfeinsätzen - vor allem die
deutsche Rüstungsexportpolitik. Erstmals ist die Bundesrepublik im ver­
gangenen Jahr unter die führenden Rüstungsexporteure der Welt 'ge­
rückt, hat in absoluten Ziffern sogar traditionelle Großlieferanten wie
Rußland und Frankreich überholt.

Das Projekt untersucht die schrittweise Aufweichung der noch bestehen­
den Restriktionen in der Rüstungsexportpolitik der Bundesregierung,
ferner Probleme der Harmonisierung des Exportrechts innerhalb der
Europäischen Union in bezug auf Kriegswaffen und sogenannte Dual­
Use-Güter sowie, anknüpfend an umfangreiche Vorarbeiten, Fortschritte
und Ursachen für das Scheitern politischer Konversionsbemühungen im
Kontext der durch die Bundesregierung in den vergangenen Jahren
schrittweise veränderten sicherheitspolitischen Vorgaben.

Wissenschaftliche Kooperation:
Berliner Informationszentrum fürTransatlantische Sicherheit
Führungsakademie der Bundeswehr, Hamburg

Veröffentlichungen zum Projekt:
Regionale Konversion. Bilanz und Perspektiven, in: Jörg Calließ
(Hrsg.), Die Soldaten ziehen ab - Was wiid aus den Standorten,
Rehburg-Loccum, 1995, S. 309-316.
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Abrüstung und Konversion in Deutschland, in: Kon~ersion als
Chance zur regionalen Entwicklung, Graue Reihe Nr. 7 (Hrsg. VOrn

Institut für Regionalentwicklung und Strukturplanung - IRS), Erk­
ner b. Berlin 1995, S. 9-14.
Frieden schaffen .mit deutschen' Waffen? Der diskrete Abschied von
strengen Exportkontrollen, in: R.einhard Mutz/Bruno Schoch/
Friedhelm Sohns, Friedensgutachten 1995, Münster/Hamburg
1995, S. 316-326.
Tod für die Welt, in: Die Woche, Nr. 46, 10. 11. 1995,S. 11.



Bearbeiter: Hans-Joachim Gießmann/Dieter S. Lutz

Projekt: Bedingungen und Chancen der Einbindung souveräner Staaten
in internationale Regime der Zusammenarbeit am Beispiel der
Umweltpolitik der Volksrepublik China

Kurzbeschreibung:
Die Gegenwart ist von einer Vielzahl grenzüberschreitender Problemla~

gen gekennzeichnet, die ihre. Ursache in der Art der Verfolgung von
Einzelinteressen der wichtigsten Akteure der internationalen Beziehun-

. geil - der Staaten - besitzen und die insofern auch nur durch die· Mitwir­
kung dieser Staaten im Rahmen kooperativer und· kollektiver Verhal- .

. tensmuster zu lösen sind. ·Der Bereitschaft der Staaten, sich entspre­
chenden kooperativen und kollektiven Regeln und Regelungen zu un-
.terwetfen, ist· dab:ei. in .der Konsequenz eine ents·cheidende Bedeutung
beizumessen. Das gilt vor allem für jene .Staaten, die über. ein herausra­
gendes.Potential zur Beeinflussung der Problemlagen verfügen. Di~

Volksrepublik China ist· zweifellos ein Staat mit globaler Bedeutung.
Angesichts dessen ist die Art und Weise, wie und in welche Richtung
sich die innere Entwicklung der VR China Und die Gestaltung ihrer au­
ßengerichteten Politik vollzieht, von großem Gewicht nicht nur für Asien
sondern für die Zukunft der Menschheit. Dies an einem Ausschnitt der
Weltpolitik - den Bemühungen um einen globalen präventiven Umwelt­
schutz - zu untersuchen, steht in wissenschaftlicher Hinsicht im Zentrum
des zur Förderung bei der Volkswagenstiftung neu eingereichten For­
schungsprojekts. Das Ziel des zunächst begrenzten Projektes besteht in

. der Beurteilung von Chancen und Optionen sowie Hindernissen für die
Mitwirkung der VR China an Regelwerken und Regimen internationa­
ler, insbesondere zwischenstaatlicher (bilateraler und multilateraler) Zu­
sammenarbeitam Beispiel des präventiven Umweltschutzes. Ausgelotet
werden sollen Voraussetzungen und mögliche Ziele einer partiellen
Preisgabe von nationalstaatlichen Souveränitätsrechten zum Vorteil ko­
operativer oder supranationaler Steuerungen in der internationalen
Umweltpolitik. Im Rahmen des Projekts sollen kooperative Forschungs­
ansätze an einem begrenzten, in sich relativ geschlossenen, Unter­
suchungsgegenstand, unter Beteiligung .von Experten unterschiedlicher
Fachdisziplinen in der Bundesrepublik Deutschland sowie wissenschaftli­
chen Einrichtungen und Einzelwissenschaftle~n der VR China erprobt
werden. Hierzu ist u.a. der Austausch von Wissenschaftlern beider Staa-
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ten, im besonderen die projektbezogene Förderung von mehrmonatigen
Forschungsaufenthalten jüngerer chinesischer Wissenschaftier und Wis­
senschaftlerinnen in der Bundesrepublik Deutschland vorgesehen. Das
Gelingen des Vorhabens vorausgesetzt, sollen die gesammelten Erfah­
rungen als Grundlage für ein unmittelbar anschließendes mehrjähriges
FolgeprQjekt mit einer erweiterten Problemperspektive genutzt werden.

Wissenschaftliche Kooperation (geplant):
Institut für Asienkunde, Hamburg
China Institute of Contemporary International Relations, Beijing
Institute of World Economics and Politics, Beijing

Veröffentlichungen zum Projekt:
Chinas Umweltpolitik - "Totentanz" einer globalen Ökokatastro­
phe?, in: Vierteljahresschrift für Sicherh~it und Frieden (S + F)
1/1995, S. 31-35.
Zivilisierung. durch Weltinnenpolitik?, in: Berliner Debatte Initial,
6/1995', S. 13-22.
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Bearbeiter: Hans-Joachim GießmannjUrsel Schlichting

Projekt: Militär und Sicherheit in Mittel-und Osteuropa

Kurzbeschreibung:
Die Debatte um die zukünftige europäische Sicherheitsarchitektur, um
ein "umfassendes Sicherheitsmodell für· das 21. Jahrhundert", hält an. Die
Kernfragen betreffen die Einbeziehung der mittel- und osteuropäischen
Staaten in gesamteuropäische Strukturen, insbesondere die zukünftige
Rolle Rußlands. Für Zündstoff sorgt vor allem die Diskussion um die
NATO-Osterweiterung. Die Frist für die Umsetzung der Bestimmungen
des KSE-Vertrags ist im November 1995 abgelaufen. Dennoch gibt es
auch hier noch substantielle Auseinandersetzungen~" 'So zeigen:· ·:z~B.i' die
russischen ÄnderungsWÜDsche, .daß auch Fragen der Abrüstung und Rü­
stungskontrolle noch nicht geklärt sind.

Welches sind die militärischen und (außen- und sicherheits-) politischen
Voraussetzungen' in den Ländern Mittel- und Osteuropas für zukünftige
gesamteuropäische Entwicklungen? Im "Handbuch Sicherheit" haben die
Bearbeiter im Jahre 1995 erstmals versucht, die Militär-, Rüstungs- und
Sicherheitspolitik der mittel- und osteuropäischen Staaten umfassend zu
dokumentieren, Tendenzen und Entwicklungsrichtungen aufzuzeigen
und kritisch zu analysieren. Angesichts der noch immer offenen Fragen,
der Veränderungen von Positionen und Einstellungen aufgrund sich
wandelnder Rahmenbedingungen (wie z.B. der gewaltsame Ausbruch
neuer oder die Eskalation alter Krisen und Konflikte) und anhaltender
Transformationsprobleme sollen in einer aktualisierten Neufassung des
Handbuchs die derzeitigen Bedingungen in 22 mittel- und osteuropäi­
schen Ländern untersucht werden. Die synoptische Darstellung in Form
.von Länderkapiteln soll anhand der wichtigsten Daten, Informationen
und Konzeptionen, die den militär- und sicherheitspolitischen Orientie­
rungen der Staaten zugrunde liegen, sowohl einen Einblick in die Situa­
tion und Interessenlage der Einzelstaaten als auch eine vergleichende re­
gionale Perspektive bieten.

In den einzelnen Länderkapiteln soll zunächst anhand umfangreichen
Zahlenmaterials ein detaillierter Überblick über die jeweiligen nationa­
len Streitkräfte (u.a. Umfang, Struktur, Bewaffnung, Personalplanung
und Haushalt) gegeben werden. Grundzüge der Militärdoktrinen sowie
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Daten zur Rüstungswirtschaft sind weitere Übersichtskapitel. Inhaltliche
Analysen foigenunter dem Stichwort "Sicherheitspolitik", Untersucht
und dargestellt werden zum einen Konflikte und Konfliktpotentiale in
und zwischen ,den Einzelländern sowie die grundsätzlichen Orientierun­
g~n und Konzepte der jeweiligen nationalen Außen- und Sicherheitspo­
litik. Im einz~lnenbeleuchtet wird das Verhältnis des jeweiligen Staates
zur UNO, zur' OSZE, zur NATO, zur EU/WEU sowie gegebenenfalls
zu regionalen Bündnissen und Kooperationsforen. Hierbei stehen bei­
spi~lsweise ,Fragen nach den Einstellungen zur NATO~Osterweiterung,

nach dem Fortgang der Abrüstungs- und Rüstungkontrollbemühungen
u.a. im Rahmen der START-V·erträge und des KSE-Vertrages, nach der
zuk~igen Rolle, die' die Einzelstaaten der OSZE beimesse.n, oder die
Frage nach der Rolle Rußlands innerhalb der GUSim Mittelpunkt.

Wissenschaftliche Kooperation:
. Institut für .Strategische· Grundlagenforschung an derÖsterreichi-

schen Landesvert~idigungsakademie,Wien

.Veröffentlichung zum Thema: '
Handb.uch ·Slcherheit. Militär und Sicherheit ,in Mittel- und Ost­
europa. Daten - Fakten - Analysen, Baden-Baden 1995.
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Bearbeiter: Jürgen Groß

Projekt:·Die eingebildete Ohnmacht. Internationale Staatengemeinschaft
und lokale Kriege

Kurzbeschreibung:
Fünf Jahre nach dem Ende des Kalten Krieges in Europa wird immer
deutlicher, daß er eine Fülle anderer Konfliktpotentiale nur verdeckt
bzw. deren Austragung verhindert hatte. Diese vergessenen und überla­
gerten Konflikte drängen sich jetzt wieder in den Vordergrund.

Die wirklich bedeutsamen globalen Zukunftsaufgaben der Menschheit
jedoch erfordern die Bündelung aller Energien und Kräfte. Lokale
Kriege .lenkeJ;l davon ab' und sind somit auch unter diesem Aspekt in ho~

hem Maße dysfunktional. Ihre Verhinderung bzw. rasche Beendigung ist
daher eine Aufgabe höchster Priorität und Dringlichkeit. Gefragt ist die
ständige Ausdifferenzierung und flexible Verknüpfung eines breiten

'. Spektrums von Konfliktbe~beitungsinstrumenten. Dieser Optimie­
rungsprozeß wird langwierig und 'mühsam sein, UJ;1dauch· Rückschläge
werden nicht ausbleiben; von' einer zwangsläufigen Ohnma~ht der inter­
nationalen Staatengemeinschaft kann jedoch keine Rede sein.

Ohne die Zustimmung der Bevölkerung, die mehr sein muß als eine
vordergründige verbale Duldungsbereitschaft, erscheint eine solche Poli­
tik aber utopisch. Es sollte daher zunächst untersucht werden, was den
Bürgern und BUrgerinnen in diesem Bereich zugemutet werden kann.

Weiterhin ist zu berücksichtigen, daß weder die Vereinten Nationen
noch irgendwelche einzelnen Staaten oder Allianzen über die Mittel
verfügen, allen ausgebrochenen militärischen Konflikten ein Ende zu
setzen. Da es jedoch keine Alternative sein kann, "Brandherde von selber
ausbrennen" zu lassen, ist ein breites Spektrum von eingeübten Mecha­
nismen, von Kräften und Mitteln notwendig, die (a) regional zu differen­
zieren und (b) schwerpunktmäßig auf die Früherkennung von Konflikten
und die· präventive Verhinderung ihrer gewaltsamen Austragung auszu­
richten sind.
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Unter Zugrundelegung der gewonnenen Erkenntnisse über die Einstel­
lung der Öffentlichkeit zu dieser Problematik sollte versucht werden, In­
strumente des internationalen Krisenmanagements zu bewerten und zu
einem Konzept zu verknüpfen.

Das Projekt wurde im Jahre 1995 mit einer Veröffentlichung abgeschlos­
sen.

Wissenschaftliche Kooperation

- Führungsakademie der Bundeswehr, Hamburg
- Sozialwissenschaftliches Institut der Bundeswehr, Strausberg

Veröffentlichungen zum Thema:

- Die unterschätzte Öffentlichkeit, Sicherheitspolitische Einstellungen
der Bundesbürger, in: Vierteljahresschrift für Sicherheit und Frieden

, (S+F) 2/1995, S. 114-119.
- Die eingebildete Ohnmacht. Internationale Staatengemeinschaft und

'lokale Kriege, Hamburger Beiträge zur Friedensforschung und Si­
cherheitspolitik, Heft 95, Hamburg 1995.
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Bearbeiter: Otfried Ischebeck

Projekt: Kooperative Strategien zur Prävention der ~roliferation von
Raketen und Nuklearwaffen - Perspektiven für Südasien

Kurz.beschreibung:
Die Proliferation von Kernwaffen und deren Trägersystemen in Südasien
ist zu einem brennenden Thema der globalen Sicherheitspolitik gewor­
den. Indien.und Pakistan sind dabei, Kurzstreckenraketen bereitzustel­
len, die einen Kernsprengkopf tragen können. Trotz geringer Reichweite
(80-250 km) können diese Raketen Millionenstädte bedrohen (z.B. La­
hore und Delhi). Weder Indien noch Pakistan scheinen bereit zu sein,
dem nuklearen Nicht-Verbreitungsvertrag beizutreten. Dies ist vor dem
Hintergrund zu sehen, daß regionale Konflikte in Kaschmir und in der
pakistanischen Südprovinz Sindh in den vergangenen Jahren zu einer kri­
senhaften Verschlechte~ung des indisch-pakistanischen Verhältnisses
geführt haben.

Das Projekt untersucht Wege, wie die militärische Zuspitzung im Ver­
hältnis der heiden Länder in kooperativer Weise stabilisiert werden
kann. Insbesondere werden Wege gesucht, die Bedrohungen durch
Kernwaffen und Raketen einzudämmen.

Möglich sind klassische Zugänge, die sich im Ost-West-Konflikt bewährt
haben: Vertrauensbildung, Rüstungskontrolle und Abrüstung. Dabei
müssen die Verflechtungen von lokalen Konflikten mit strategischen
Überlegungen und Rüstungsanstrengungen zu einer nuklearen Ab­
schreckung im südasiatischen Raum berücksichtigt werden. In strategi­
scher Hinsicht sind die Verhältnisse hier sehr verschieden von denen des
zurückliegenden bipolaren Ost-West-Konflikts. Indien sieht seine Aufrü­
stung mit Kernwaffen und Raketen vor allem als einen Versuch, im asia­
tischen und im globalen Rahmen politisch mit China gleichzuziehen. In­
dien versucht, mit diesen Rüstungsanstrengungen den Status einer si­
cherheitspolitisch bestimmenden Macht im Raum des Indischen Ozeans
zu erlangen. Pakistan sieht hingegen die nukleare Bedrohung direkt im
Zusammenhang mit den pakistanisch-indischen Regionalkonflikten.
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Zum anderen können Kooperationen im nicht-militärischen Bereich zwi­
schen Forschungs- und Entwicklungszentren in Südasien Signale für eine
zivile Kooperation in Feldern fortgeschrittener Technologie setzen.
Energieprogram~e und Nutzung des Weltraums zur Kommunikation,
zur regionalep. Wettervorhersage und zur Fer~e.rkundungkönnen dabei
eine wichtige Rolle spielen. Als Tell einer "erweiterten Sicherheitspolitik"
können diese Programme längerfristig· einen Beitrag zur Stabilisierung
der wirtschaftlichen Entwicklung, zum Umweltschutz und zur Armutsbe­
kämpfung leisten. Sie stehen so im Rahmen einer "erweiterten Sicher­
heitspolitik"•.

Eine Einbindung europäischer Institutionen und Forschungsinstitute in
diese Programme kanJt zum einen die regionale Kooperation unter den
südasiatischen Ländern fördern, zum anderen auch für die beteiligten
europäischen Institutionen s~lbst Nutzen bringen. Sie kann dazu beitra­
gen, daß die Anstrengungen der Entwicklungsländer in Bereichen fortge­
schrittener Technologie nicht nur als potentielle militärische Bedrohung
der Industrieländer gesehen wird.

Das Projekt wurde 1995 abgeschlossen.

Wissenschaftliche Kooperation:
Quaid-I-Azam University, Islamabad, Pakistan

- Institute for Defence Studies and Analyses, New Delhi, Indien.

Veröffentlichung zum Thema:
- Kernwaffen in.Südasien: Die Proliferation muß gestoppt werden, in:

Wissenschaft und Frieden 4/1994, S. 19-23.
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Bearbeiterin: Margret Johannsen

Projekt: Die nukleare Frage im Madrider Friedensprozeß: Regionale
und globale Dimensionen der Rüstungskontrollpolitik im Nahen
und Mittler,en Osten

Kurzbeschreibung:
Die Auflösung des Ost-West-Konflikts .führt dazu, daß sich die interna­
tionalen Politik fragmentiert und in 'Folge dieses Prozesses regionale Si­
cherheitssysteme wachsende Bedeutung erlangen. Zwischen regional­
spezifischen Strategien zur nuklearen Rüstungskontrolle und dem global
angelegten Regime des Nichtverbreitungsvertrags (NPT) besteht gleich­
wohl ein interdependentes Verhältnis. Dies gilt aufgrund ihrer hohen
Bedeutung für die internationale Sicherheit in besonderem Maße für die
Region des Nahen und Mittleren Ostens.

Neben Südasien ist der Nahe und Mittlere Osten eine der sensibelsten
Proliferationsregionen weltweit, der darüber hinaus nach wie vor hohe
Bedeutung für die europäische Sicherheit zuzusprechen ist. Untersucht
wer.den sollen sowohl global angelegte Strategien zur Nichtweiter­
verbreitung als auch die Möglichkeiten, die der nahöstliche Friedenspro­
zeß für eine nachhaltige Lösung der Sicherheitsdilemmata bietet, die mit
der - bereits bestehenden und nicht auszuschließenden weiteren - Nu­
Idearisierung des .Nahen und Mittleren Ostens verbunden sind. Ziel des
Projektes ist die IdentifIkation von Hindernissen, die der Errichtung ei­
ner nuklearwaffenfreien Zone in der Region entgegenstehen, sowie von
Schritten, die geeignet sind, diese Hindernisse zu überwinden.

Um die Region ~üstungspolitisch zu stabilisieren, ~üssen erstens die re­
gionalen Territorialkonflikte politisch geregelt sein und sind zweitens Sy­
rien, langfristig auch Irak und Iran in die Vereinbarungen einzubeziehen.
Allein dieses Erfordernis macht 'deutlich, mit welch langen Zeitspannen
zu rechnen sein wird. Hierüber besteht ein breiter Konsens in der Fach­
welt.. In Expertenkreisen umstritten ist hingegen die Bedeutung, die ei­
nerseits dem konventionellen Kräfteverhältnis und der Verbreitung
chemischer Waffen in der Region und andererseits vertrauensbildenden
Maßnahmen und konventioneller Rüstungskontrolle für eine Agenda zur
IdentifIkation von Schritten zukommt, die langfristig zur Errichtung ei­
ner nuklearwaffenfreien Zone im Nahen Osten führen könnten. Klä-
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rungsbedarf besteht auch bei der Frage nach dem Verhältnis von bilate­
ralen und multilateralen Foren sowie von regionalen und globalen An­
sätzen zur Nichtverbreitung bnv. zur Rückführung bereits erfolgter Pro­
liferation. Veriftkationsfragen dürften in diesem Zusammenhang eine
herausragende Rpllespielen.

Neben der Untersuchung dieser systematischen Probleme wird sich das
Projekt auch den Möglichkeiten von nvei außerregionalen Akteuren
widmen, zu Fortschritten bei den multilateralen Rüstungskontrollgesprä­
chen beizutragen. Zum einen wird die rüstungskontrollpolitische Agenda
der USA - heute der einzige relevante externe Anbieter von Sicherheit in
der Region und daher Hauptsponsor des Madrider Friedensprozesses
1.lIld Koordinator der Working Group on Arms Control and Regional Se-

. curity (ACRS) - untersucht und auf ihre Problemlösungsfähigkeit ge­
prüft. Zum anderen wird der Frage nachgegangen, in welcher Weise die
Bundesrepublik Deutschland dazu beitragen kann, die Gespräche über
Rüstungskontrolle und Vertrauensbildung in der Region voranzubrin­
gen.

Wissenschaftliche Kooperation:
Co~gressionalResearchService, Washington, D.C.
Royal Institute of International Affairs, London
The Jaffee Center forStrategic Studies, Tel Aviv
The Royal Scientüic Society, Amman

Veröffentlichungen zum .Thema:

Die Chancen für eine. Denuklearisierung des Nahen Ostens im
Lichte des arabisch-israelischen Friedensprozesses, in: Vierteljah­
resschrift für Sicherheit und Frieden (S+F) 3/1995, S.148-156.
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Bearbeiter: Matthias Z. Karadi

Projekt: Europäische Sicherheit im Geflecht ineinandergreifender Insti­
tutionen - Arbeitsteilung oder Konkurrenz?

Kurzbeschreibung:
S~it dem Ende des Ost-West-Systemantagonismus befmdet sich der eu­
ropäischeKontinent auf der Suche nach einer adäquaten Sicherheitsar­
chitektur. Die Reform, Anpassung und Erweiterung der bestehenden re­
levanten Institutionen stehen im Mittelpunkt des Interesses. Gegenwärtig
zeichnet sich die europäische sicherheitspolitische Realität durch ein in­
stitutionelles und konzeptionelles ."Durchwursteln" und ein schwer durch­
schaubares Nebeneinander und M;iteinander der "interlocking institu­
tions" aus, mit denen sich der Nachteil verbindet, daß sie zugleich als "in­
terblocking institutions" wirken.
Ziel des Projektes ist es, das europäische Institutionengeflecht von
NATO, WEU, OSZE und UNO zu entwirren, d.h. zu untersuchen, wel­
che Aufgaben und sicherheitspolitischen Funktionen die einzelnen In­
stitutionen erfüllen, erfüllen könnten oder erfüllen möchten.
Drei sicherheitspolitische Grundkonzeptionen lassen sich unterscheiden:

die atlantische Konzeption: Primat der NATO, um die USA so fest
wie irgend möglich in Europa zu verankern;
die westeuropäische Konzeption: ZÜgiger Ausbau der WEU als Alter­
nativorganisation;

- die gesamteuropäische Konzeption: Aufbau eines regionalen Systems
kollektiver Sicherheit unter gleichberechtigter Teilhabe Rußlands im
OSZE-Rahmen.

Es stellt sich die Frage, ob eine einseitige Realisierung einer dieser Op­
tionen möglich oder gar wünschenswert ist. Die unterschiedlichen Inter­
essen der unterschiedlichen Akteure legen vielmehr den Schluß nahe,
daß einseitige Optionen sich von selbst verbieten.
Aus dem oben gesagten lassen sich folgende Fragenkomplexe ableiten:

Wie kann der gegenwärtige Institutionenwirrwarr zu einem wirksa­
men arbeitsteiligen System kooperativer Sicherheit umgewandelt
werden? Welche Ansätze können nebeneinander laufen, welche ste­
hen sich diametral gegenüber? Welche Institutionen müßten aufge­
wertet, welche in ihren Kompetenzen beschnitten werden?
Inwieweit ist das Konzept der "interlocking institutions" in sich schlüs­
sig? Besteht überhaupt die Möglichkeit einer wirksamen Arbeitstei-
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lung oder stehen nicht vollkommen unvereinbare sicherheitspolitische
Konzepte hinter den einzelnen Institutionen?

- Soll die NATO um die osteuropäischen Staaten erweitert werden?
Wie sind im Rahmen der·NATO-Reform die PfP der NACC und die
Rolle der NATO als ausführendes Organ der UNO zu bewerten?

- Können die westlichen Institutionen nach Ostmitteleuropa behutsam
ausgedehnt und das übrigeOsteuropa (GUS) gleichzeitig sicherheits­
politisch im Rahmen einer aufgewerteten OSZE und des NACC ein­
gebunden werden?

- Wie kann die OSZE aufgewertet werden? Welche Aufgabenüber­
schneidungen bestehen im besonderen zwischen OSZE ~d NATO/
NACC und PfP?

- Welche nationalstaatlichen Interessen favorisieren aus welchem
Grunde bestimmte Institutionen?

These: Hauptziel europäischer Sicherheitspolitik muß es sein den atlanti­
schen, den westeuropäischen und den gesamteuropäischen sicherheits­
politischen Ansatz vertreten durch NATO, WEU/EU und.OSZE zu ei­
nem wirksamen Konzept europäischer Sicherheit zu verbinden. Die je­
weiligen Stärken begründen jedoch zugleich die Schwächen der Institu­
tionen. Zudem stellt sich die Frage, ob die Stärken beliebig zu kombinie­
ren sind. Eine eindeutige Festlegung der spezifischen Aufgaben und
Kompetenzen ist hierfür erforderlich.

Wissenschaftliche Kooperation:
- Arbeitsstelle für transatlantische Außen- und Sicherheitspolitik, Freie

Universität Berlin

Veröffentlichungen zum Thema:
- Auf den Trümmern der "Neuen Weltordnung". Das Scheitern von

UNO und NATO im Balkankrieg, in: Vierteljahresschrift für Sicher­
heit und Frieden (S+F) 1/1995, S. 16-23 (zusammen. mit Konrad
Klingenburg).
Chancen und ·Risiken von militärischen Aktionen unter dem Dach
der UNO, in: IPW der Universität Heidelberg (Hrsg.), 50 Jahre Ver­
einte Nationen. Begleitreader zum .IPW-Forum 1995, S. 87-98.
Putting Troops on Russians' Border?, in: European Brief July/ Au-

. gust 1995, S. 41f.
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Bearbeiter: Konrad Klingenburg

Projekt: Vom Krisenmanagement zur Konfliktprävention - Herausforde­
rung und .Chance für Europa nach dem Ende des Ost-West­
Konflikts

Kurzbeschreibung:
Die Hoffnung, mit dem Ende des Kalten Krieges würde auch eine Zivili­
sierung der internationalen Beziehungen in Europa einhergehen, muß
nach den Ereignissen seit 1991 eher als unerfüllbare Illusion charakteri­
siert werden. "Der ·Krieg im ehemaligen Jugoslawien steht als Synonym
für das Scheitern der Bemühungen der.Staatengemeinschaft, den gewalt­
samen .Austrag von. Konflikten zu verhindern, sie einer friedlichen Lö­
sung zuzuführen und mithin gewaltverhütend tätig zu werden. Allerdings
sind dafür weniger die Organisationen selbst als vielmehr ihre Mitglied­
staaten verantwortlich zu machen, die die notwendige Unterstützung in
jeder Hinsicht vermissen lassen. Weder die Vereinten Nationen (UNO)
noch die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
(OSZE) oder. die Europäische Union konnten vor diesem Hintergrund
den ihnen zugedachten Platz als Schaltstellen ,in .einer neuen, friedlichen
europäischen Ordnung ausfüllen und als Ordnungsinstrumente tätig
werden. Die genannten Organisationen stehen den neuen Kriegen und
deren verändertem - nämlich zumeist innergesellschaftlichen - Charakter
hilflos gegenüber.
Aus der OhJ:unacht der internationalen Gemeinschaft lassen sich grund­
sätzlich zwei Schlüsse ziehen: erstens, daß multinationales Krisen- und
Konfliktmanagement aufgrund seiner vielfältigen immanenten Schwierig­
keiten und DefIZite fast zwangsläufig scheitern muß. Umgekehrt läßt sich
aber aus der Ohnmacht folgern, daß die Strategien und Instrumente, die
internationalen Organisationen zum Krisen- und Konfliktmanagement
zur Verfügung stehen, verändert und verbessert werden müssen. Im Mit­
telpunkt der einschlägigen Diskussionen stehen zwei Konzepte: einer­
seits die Effektivierung der rn.ilitärisehen Schlagkraft der UNO sowie der
relevanten Regionalorganisationen; andererseits ein Umdenken, das
darauf abzielt, die UNO und andere Organisationen dazu zu befähigen,
künftig frühzeitig auf Krisen und Konflikte reagieren zu können und zu­
mindest deren Eskalation .zu Kriegen zu verhindern.

93



Folgende konkrete Fragen stehen auf der Projekt-Agenda:
Welche Rolle können heute internationale Organisationen (beispiel­
haft die OSZE) bei der Friedenssicherung überhaupt spielen? Wie
sollte die Arbeitsteilung zwischen global und regional tätigen Orga­
nisationen funktionieren? .
Welches' Verständnis von Konfliktprävention bzw. Gewaltverhütung
ist in den internationalen Organisationen vorherrschend? Über wel­
che Präventions-Konzepte verfügen sie? Welche "flankierenden.
Maßnahmen" stehen zur Verfügung?
Wann sollen präventive Aktivitäten einsetzen? Wer leitet sie auf­
grund welcher Datenlage in die Wege? Gibt ·es in anderen wissen­
schaftlichen Disziplinen Anknüpfungspunkte, um diese Fragen zu
beantworten?
Welche praktischen Erfahrungen hat die OSZE mit präventiver Di­
plomatie gemacht?
Wie müßte die OSZE reformiert werden, damit sie künftig eine akti­
vere und erfolgreichere Rolle im Bereich von Konfliktprävention
bzw~ Gewaltverhütung spielen kann?
Welche Organisationen oder Gruppen auf der nichtstaatlichen Ebe­
ne gibt es, die die OSZE bei der Wahrnehmung ihrer neuen Funk­
tion unterstützen könnten? Wie müßte in Zukunft die Zusammenar­
beit von staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen geregelt
werden?
Wie könnte (besser: müßte) ein analog zu anderen wissenschaftli­
chen Disziplinen und gesellschaftlichen Bereichen entwickeltes ideal­
typisches politisches Präventionskonzept aussehen?
Welche innergesellschaftlichen Voraussetzungen erhöhen die inter­
nationalen Anwendungschancen der Prävention? Worin könnte der
konkrete Beitrag' einer zivilen bundesdeutschen Außenpolitik zur
Steigerung der Präventionskompetenz bestehen?

Wissenschaftliche Kooperation:
. Dr. Albrecht Schnabel, American University of Bulgaria, Blagoev-; I

grad

Veröffentlichung .zum Thema:
.- Von der Reaktion zur Aktion. Sicherheitspolitik heißt auch Kampf

gegen .Armut, für Demokratie und Menschenrechte, in: Freie Presse
Chemnitz, 20.10.1995.
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Bearbeiterin: Anna Kreikemeyer

Projekt: Russische Außen- und Sicherheitspolitik in bewaffneten Kon­
flikten auf dem Territorium der früheren Sowjetunion (1993­
1995)

Kurzbeschreibung:
Seit der Gründung der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS)
fanden auf dem Territorium der früheren Sowjetunion mehrere bewaff­
nete Konflikte statt, die zahlreiche Menschenleben forderten und große
Fluchtbewegungen auslösten. Trotz einer leichten Stabilisierung Ende
1995 bestehen weitere Konfliktrisiken. Rußland war und ist in verschie­
dener Weise in diese bewaffneten Konflikte verwickelt. Das von der
Volkswagen-Stiftung geförderte Forschungsprojekt hat das Ziel, die rus­
sische Außen- und Sicherheitspolitik in bewaffneten Konflikten in der
GUS an sechs Fallstudien (Dnjestr-Region Moldavien, Nagornyj-Kara­
bach, Süd-Ossetien, Abchasien, Inguschetien/Nord-Osseten, Tschet­
schenien) zu untersuchen.

Ergebnis des Projekts ist u.a., daß die veränderten Rahmenbedingungen
russischer Sicherheitspolitik in der Transformationsperiode, die russi­

. sehen Sicherheitsinteressen und die jeweiligen Akteurskonstellationen
authochtone Konfliktursachen überlagerten und konfliktverschärfend
wirkten.

Während der Transformationsphase wird die russische Außen- und Si­
cherheitspolitik in hohem Maße von den schwankenden Kräfteverhält­
nissen konkurrierender Akteure beeinflußt. In dem Maße wie nationali­
stische Kreise an Einfluß gewinnen, kommt es zu hegemonialem Ver­
halten Moskaus bei Konfliktregelungen. In den untersuchten Konflikten
·,oszillierte die russische Sicherheitspolitik zwischen Militarisierung und
Chaotisierung. Die Auswirkungen dieser Trends erhöhten die Risiken
einer Eskalation zu zwischenstaatlichen Kriegen und trugen zu einer
Verschärfung anderer außenpolitischer Konflikte bei. Hegemoniales
Verhalten und unkontrollierte Militäreinsätze von russischer Seite er­
höhten das Gewaltrisiko. Bei multilateralen Formen der Konfliktrege­
lung stellte sich die Frage ihrer Wirksamkeit einerseits und der Bereit­
schaft Rußlands, sie zu nutzen, andererseits. Die stabilisierende Rolle
der Hegemonialmacht Rußland im GUS-Raum ist daher ambivalent.
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Das deutsch-russische Kooperationsprojekt wurde Ende 1995 abge­
schlossen. Die Forschungsergebnisse werden in einer Monographie ver­
öffentlicht.

Wissenschaftliche Kooperation
Staatliches Institut für Internationale Beziehungen (MGIMO),
Moskau·

Veröffentlichungen zum Thema:
Renaissanceof Hegemony and Spheres of·Influence - TheEvolu­
tion of the Yeltsin-Doctrine, in:· Hans-Georg Ehrhart/Anna Kreike­
meyer/ Andrei V. Zagorski (eds.), Conflict Management in the CIS.
Whither Russia?, Baden Baden 1995, S. 193-214~ .
Introduction; Conclusion, in:. Hans-Georg Ehrhart/Anna Kreike­
meyer/Andrei V. Zagorski (eds.), Conflict Management in the CIS.
Whither Russia?, Baden Baden 1995, S. 11-16,255-260 (zus. mit
Hans-Georg Ehrhart und Andrei V. Zagorski).
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Bearbeiter: Erwin Müller

Projekt: Weltinnenpolitik: Vom Wort zum Konzept

Kurzbeschreibung:
An der Schwelle zum dritten Jahrtausend steht die Menschheit vor qua­
litativ neuen oder doch in ihrer Größenordnung bislang unbekannten
Herausforderungen, die sich ihrer singulären Natur wegen nicht in das
vertraute Problemspektrum einpassen lassen, sich zu diesem jedoch hin­
zuaddieren. Sie verdanken sich Prozessen der destruktiven Veränderung
der Biosphäre durch Menschenhand, ermöglicht von der Entwicklung
und Anwendung technologischer Optionen. Als Stichworte mögen
"global warming" und Klimakollaps genügen.

Ihre Aktualität für die Friedensforschung gewinnen Phänomene dieses
Kalibers durch ihre immanente Konfliktträchtigkeit, cl.h. durch ihr Ver­
mögen, in der Konsequenz neue Konfrontationslinien aufzubauen.

Selbst dann aber, wenn es keine· neuen Problemtypen gäbe, wäre die
Nachfrage nach· innovativen Konzepten zur Bewältigung zunehmend glo­
balisierter Herausforderungen doch mehr als gesichert: Die Hoffnung
auf eine neue, friedlichere Weltordnung nach dem Ende des Ost-West­
Konflikt~ hat sich längst als Illusion erwiesen. Der Krieg - eine intellek­
tuell ehedem an'deren Kontinenten zugewiesene barbarische und atavisti­
sche Form des Konfliktaustrags - ist nach Europa "zurückgekehrt". An­
dernorts war er ohnehin nie von der Bildfläche verschwunden: Über
Tendenzen zu separatistisch~er Fragmentierung erleben die Strukturmu­
ster organisierter kollektiver Gewaltanwendung eine dramatische Hoch­
konjunktUr. Weitere Konfliktkonstellationen könnten sich der zuneh­
menden Verknappung öffentlicher wie privater Ressourcen, u.a. strategi­
scher Rohstoffe und Energieträger, verdanken.

Aus dieser akuten Lage wie den potentiellen Perspektiven erwächst der
Friedensforschung die' Verpflichtung, sich einem breiten Spektrum sozial
relevanter intellektueller Herausforderungen zu stellen. Dazu gehört in
der Rubrik der analytischen und normativen Problemlösungsansätze un­
zweifelhaft die im internationalen Maßstab unter wechselnden sprachli­
chen Etikettierungen mit zunehmender Intensität diskutierte Idee einer
"Weltinnenpolitik".
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Der Diskurs ist jedoch nicht allzuweit gediehen: Feste Anhaltspunkte
fehlen; Konturen sind nur undeutlich wahrnehmbar; das Profil des Kon- .

.zepts harrt seiner Modellierung.

Dieser Stand der Dinge legt mit einer gewissen Zwangsläufigkeit etliche
Forsch~gsdesideratenahe, die sich in diverse Leitfragenummünzen las­
sen:

1. Was, heißt "Weltinnenpolitik", wenn man begriffsanalytisch an die
Frage herangeht und sich der Kriterien und Charakteristika von
"Innenpolitik" im allgemeinen vergewissert?

2. Kann es demzufolge eine "Weltinnenpolitik" im strengen Sinne
des Innenpolitik-Konzepts überhaupt geben?

3. Welches sind die strukturellen Voraussetzungen und Prämissen
(die notwendigen Bedingungen im Sinne der "conditio sine qua

. non.") für die Chance, Weltinnenpolitik treiben zu können?
4. . Ist Weltinnenpolitik nur auf der Basis globaler Staatlichkeit

("Weltstaat") implementierbar, oder bieten sich Alternativoptio­
nen nichtetatistischer Natur an?

5. Welche. konkrete Gestalt könnten diese Varianten annehmen,
wenn man sie nicht anband einer stets dem Utopieverdacht aus­
gesetzten freien Phantasie kreiert und propagiert, sondern als Re­
sultat einer Durchmusterung de,s Fundus an historisch-empiri­
schen Modellen präsentiert, die ihre Leistungsfähigkeit bereits
unter Beweis gestellt haben (hier insbes. internationale und su­
pranationale Organisationen, aber auch Konföderationen)?

Die Anpassung der analysierten Modelle an die Erfordernisse der Zeit
soll es in der Konsequenz gestatten, ein breites Spektrum von Optionen
für die organisatorische Gestaltung von Weltinnenpolitik anzubieten. Die
Evaluation und präzise Benennung ihrer Vorzüge und DefIZite unter be­
sonderer Berücksichtigung ihres prinzipiell in einem Verhältnis umge­
kehrter Proportionalität stehenden EffIZienz- und Realisierbarkeitsa-.
spektes soll der Umsetzung des konv~nierendstenKonzepts in Realpoli­
tikdie Grundlage bereiten.

V~rötJentlichungenzum Thema:
"Weltinnenpolitik" - .mehr als ein Wort?, in: Vierteljahresschrift für
Sicherheit und Frieden (S+ F), 1/1995, S.7-12.
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Bearbeiter: Reinhard Mutz

Projekt: Europäische Sicherheit zwischen alter und neuer Frontenbil­
dung und die sicherheitspolitische Orientierung der Bundesre­
publik Deutschland.

Kurzbeschreibung:
Ziel des Forschungsvorhabens ist, Voraussetzungen und Erfordernisse
zu klären, die den Gesellschaften Europas eine Zukunft gewährleisten

ohne Krieg,
frei von äußerer Bedrohung,
in politischer Selbstbestimmung und
für alle Beteiligten vorteilhaften Zusammenarbeit.

Das. ~~ger~.~.~!kenntnisinteress~ des Projekts richtet sich auf den mögli­
chen Beitrag der deutschen Politik zur Verwirklichung des Zielzustan­
des.

Die Konzipierung einer Ordnung des gesicherten Friedens in Europa
wirft strukturelle wie strategische Fragen auf. Zunächst zu klären sind
die Funktionen, die ein leistungsfähiges System regionaler Sicherheit er­
füllen muß. Daraus folgt der Bedarf an Analyse und Entwicklung funk­
tionsgerechter Institutionen, Mechanismen und Instrumente. Beide Pro­
blemkomplexe stehen nicht im Vordergrund dieser Untersuchung; sie
werden in anderen Projekten bearbeitet. Das Forschungsvorhaben kon­
zentriert sich auf die Frage nach den angemessenen Transformations­
strategien: Auf welchen Wegen und durch welche Mittel kann der Über­
gang von einer Sicherheitsstruktur, die nach wie vor blockförmige Züge
und konfrontative Orientierungen aufweist, zu einer kooperativen (kol­
lektiven) Sicherheitsordnung Europas bewirkt werden? Welche Entwick­
lungen begünstigen einen solchen Übergang, welche Hindernisse stehen
ihm entgegen?

Dazu sind vornehmlich drei Ernpiriefelder, die derzeit tiefgreifenden
Veränderungen unterliegen, realanalytisch zu bearbeiten:
a) Sicherheitspolitische Risikofaktoren. Aus welchen Ursachen und Anläs­
sen können künftig in Europa sicherheitsrelevante zwischenstaatliche
Konflikte erwachsen? Welche Krisen- und Konfliktzonen bergen neue
(nationale, ethnische, menschenrechts- und minoritätspolitische, ökono­
mische, ökologische) Gefahrenpotentiale? Bedrohen außereuropäische

99



Konflikte Europa? Kommt eine größere. Verantwortung für den Frieden
.in Krisenregioneri der Dritten Welt auf Europa zu?
b) Sicherheitspolitische Interessenlagen. Wie defmi~ren die wichtigsten
europäischen Staaten ihre Sicherheit nach außen? Wodurch sehen sie
sich·zu Sicherheitsvork~hrungenveranlaßt? W.elche Ziele und Interessen
verbinden sich mit der Forderung nach verstärkter sicherheitspolitischer
Integration Westeuropas? Was veranlaßt d~s Bestreben mittel- und ost­
europäischer Länder nach Assoziierung und Integration in die multina­
tionalen Zusammenschlüsse des Westens auch auf militärischem Gebiet?
c) Sicherheitspolitische .Strategien. Welche Methoden, welche Instrumente
der Konflikteinwirkung haben während- des vergangenen Jahrfünfts in
Europa welche Ergebnisse gezeitigt? Wie ist ihre künftige siclierheitspo­
litische Bedeutung zu beurteilen? Welche Erfolge, welche Mißerfolge
verzeichnen. die relevanten internationalen Institutionen und Organisa­
tionen? Wie ist ihre künftige sicherheitspolitische Bedeutung zu beurtei­
len?

Die Ergebnisse des .Projekts sollen Aufschlüsse über HandlUligsspiel­
raum und Optionen der deutschen Sicherheitspolitik erbringen. Die Mit­
tellage Deutschlands impliziert zugleich eine Mittlerrolle. Wie sie bisher·
wahrgenommen wurde, unterliegt einer kritischen Beurteilung und eröff­
net die Frage nach problemangemessenen Alternativen.

VerötTentlichungenzum Thema:
- Möglichkeiten und Grenzen der Konfliktvorbeugung und der nicht­

militärischen Konfliktlösungen, Stellungnahme für die öffentliche An­
hörung des Auswärtigen Ausschusses des Deutschen Bundestages am
25. Mai 1994 in Bonn, in: Protokoll der 97. Sitzung der 12. Wahlpe­
riode des Auswärtigen Ausschusses; S. 135-179 (zusammen mit Sabi­
ne Jaberg und Konrad Klingenburg) .
Militärmacht Deutschland? in: Friedhelm Solms, Reinhard· Mutz,
Gert Krell (Hrsg.), Friedensgutachten 1994, Münster/Hamburg 1994,
S.213-228.
Zivilisierung als Projekt - Zur Frage der Kompatibilität von Normen
und Interessen in der deutschen Außenpolitik, in: Jörg' Calließ/
Bernhard Moltmann (Hrsg.), Die Zukunft der Außenpolitik - Deut­
sche Interessen in den internationalen Beziehungen, Loccum 1995, s.
298-305.
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Bearbeiter: Reinhard Mutz/Götz Neuneck/Jörg Wallner

Projekt: Vorbeugende Rüstungskontrolle - Ziele lmd Aufgaben unter
besonderer Berücksichtigllllg verfahrensmäßiger und institutio­
neller Umsetzung im Rahmen internationaler Rüstungskon­
troll- und Abrüstungsregime

Kurzbeschreibung:
Nach der abrüstungspolitischen Erfolgsbilanz Anfang der neunziger Jah­
re erscheint die Zukunft der Rüstungskontrolle heute ungewisser denn
je. Mit dem KSE-Vertrag war der Durchbruch zur Reduzierung konven­
tioneller Rüstungen in Europa gelungen, die START-Abkommen wer­
den die nuklearstrategischen Arsenale Rußlands und der USA drastisch
verringern und mit der Konvention über chemische Waffen wurde erst­
mals die vollständige Beseitigung einer ganzen Kategorie von Massen­
vernichtungsmitteln vereinbart sowie deren Anwendung geächtet. Jedoch
hat der RüstungskontrollprozeB seither keine markanten Impulse mehr
erhalten, die Verhandlungen wurden eingestellt oder stagnieren.
Die Notwendigkeit einer neuen Aufgabenbestimmung für Rüstungskon­
trolle drängt sich auf. Zum einen haben sich die sicherheitspolitischen
Rahmenbedingungen grundlegend gewandelt. Zum anderen zeichnet
sich ab, daß militärische Fähigkeiten zukünftig immer mehr auf hochin­
novativen - und überwiegend zivilen - Technologien basieren werden.
Vor dem Hintergrund verändeter politischer Interessen, beschleunigter
technologischer Entwicklungen und neuer Bedrohungsmuster müssen
die Aufgaben von Rüstungskontrolle erweitert werden in Richtung auf:

Krisen- und Konfliktmanagement,
Vermeidwig der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen,
Vermeidung von regionalen oder technologischen Wettrüsten,
Vermeidung der Diffusion destabilisierender Waffentechnologien.

Vorbeugende Rüstungskontrolle bewegt sich dabei im Spannungsfeld
zwischen der Gestaltung von Technologie zur Gewährleistung der äuße­
ren Sicherheit des eigenen Staates und der Eingrenzung des Bedro­
hungspotentials, das aus neuen Militärtechnologien resultiert. Sie setzt
vor allem auf der Ebene von Forschung und Entwicklung - sowie gegebe­
nenfalls bei der Beschaffung - an. Anband bestimmter Kriterien sollen
rüstungstechnologische Trends frühzeitig aui 3tabilitätskritische bzw. de-
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stabilisierende Wirkungen überprüft werden und es soll eine Beurteilung
der Frage ermöglicht werden, ob eine Weiterentwicklung entsprechender
Technologien anzustreben ist bzw. wie sie gestaltet werden soll.
Ziel des Projekts ist es, auf dem Erfahrungshintergrund bisheriger Rü­
stungskontrolle und mit Blick auf die Aufgaben zukünftiger Rüstungs­
steuerung institutionelle und verfahrensmäßige Probleme 'präventiver
Rüstungskontrolle ~ analysieren, mögliche Lösungen auf politische
Operabilität zu überprüfen und einer nationalen wie internationalen Ent­
scheidungsfmdung zugänglich zu machen. Die praktische Intention ist,
einen umsetzbaren Vorschlag zu erarbeiten, der die politischen Ent­
scheidungsträger in den Verfassungsorganen der Bundesrepublik
Deutschland zu eigenständiger kompetenter Urteilsbildung in Fragen
präventiver Rüstungskontrolle und zukünftiger Technologiegestaltung
befähigt. Die Bezugsebene ist dabei nicht allein die nationale Entschei­
dungskompetenz, sondern auch regionale wie internationale Zusammen­
arbeit.
Das Projekt wurde im Auftrag des TAB (Büro für Technikfolgen-Ab-'
schätzung beim Deutschen Bundestag) durchgeführt. Die Untersu­
chungsergebnisse faßt ein Gutachten von 300 Seiten zusammen. Es liegt
dem Bundestagsausschuß für Wissenschaft, Forschung und Technologie
sowie dem Unterausschuß für Abrüstung und Rüstungskontrolle vor.
Die Freigabe zur Veröffentlichung wird erwartet.
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Bearbeiter: Götz Neuneck

Projekt: Die Weiterverbreitung und Diffusion moderner, militärrele­
vanterTechnologien

Kurzbeschreibung:
Vor dem Hintergrund einer sich beschleunigenden Wissenschafts- und
Technologiedyn~ik, zunehmender internationaler Handelsbeziehun­
gen, eines sich verschärfenden, internationalen Wettbewerbes und der .
fortschreitenden Fragmentierung von nationaler Sicherheitspolitik wird
sich die Weiterverbreitung von Technologien zur Herstellung von Mas­
senvernichtungswaffen und dazugehörigen Transportsystemen, sowie die
Diffusion von Technologien zur Herstellung von konventionellen Waffen
in den nächsten Jahren möglicherweise weiter verstärken.· Allgemein
wird die Proliferation von Massenvernichtungswaffen sowie von Techno­
logienzu ihrer Herstellung als eine wesentliche globale Gefährdung an­
gesehen. Hierbei handelt es sich aber nicht nur um ein Problem, sondern
um ein Dilemma, denn die technologisch führenden Nationen sind die
Vorreiter in der Produktion und der militärischen Integration von Mas­
senvernichtungswaffen und hochmodernen Waffensystemen.
Ziel der Projektes ist es, die unterschiedlichen Dimensionen der hori­
zontalen wie vertikalen Proliferation aufzuarbeietn sowie die Mittel zu
ihrer Eindämmung auf ihre Effektivität und Funktionsfähigkeit hin zu
überprüfen. Leitfragen sind:
1. Was sind Massenvernichtungswaffen (MVW)? Welche Kenntnisse,

Materialien und Militärtechnologien sind zu ihrer Herstellung erfor­
derlich?r Welche Bedrohungen und Auswirkungen resultieren aus
der Weiterverbreitung von MVW global bzw. regional? Welche Ge­
fahren der mißbräuchlichen Aneignung sind denkbar? Welche Ge­
fahren ergeben sich im Vergleich zur Proliferation von konventionel­
len Waffensystemen?

2. Was sind die Gründe und Motive für Aneignung von MVW, Träger­
systemen und fortgeschrittenen konventionellen Waffensystemen?

3. Welches Verständnis von (Nicht-)Weiterverbreitung bzw. Rüstungs­
kontrolle haben die nationalen und internationalen Akteure? Wel­
che Verfahren und Vorschläge in bezug auf die Eindätnmung haben
sie erarbeitet?

4. Welche Maßnahmen und Methoden sind zur Verhinderung oder
Eindämmung von Weiterverbreitung staatlich bzw. international
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handhabbar bzw. ,möglich? Welche nationalen bzw. internationalen
Regitne existieren? Welche Erfahrungen, wurden gesammelt?

5. Welche Ziele und Funktionen können globale und/oder regionale
Rüstungskontrollvereinbarungen bzw. Sicherheitsorganisationen
nach Ende des Ost~West-Konfliktes in bezug auf präventive Kon­
fliktprävention erfüllen?

Es wurden nationale wie internationale Programme zur Eindämmung
der Proliferation näher studiert, so die Programme.in den Weißbüchern
,von Japan, den USA, ~ada" Deutschland, Frankreich und Großbritan­
nien. Sowohl eine'umfassende Datenbank zur E:rfassung der einschlägi-
'gen Literatur wird aufgebaut wie auch eine Datenbank, die technische
und sicherheitspolitische .Parameter ballistischer Trägersysteme erfaßt.
Im Rahmen der Expertise für das Büro für Technikfolgenabschätzung
des Deutschen Bundestages zur Vorbeugenden Rüstungskontrolle wurde
eine umfangreiche Studie erarbeitet, die das Proliferationsproblem
miteinschließt. Konzepte wie "Counterproliferation" und "Information
Warfare" wurden einen intensiven Untersuchung unterzogen.

Wissenschaftliche Kooperation:
IANUS, c/o Institut für Kernphysik, Darmstadt
Union of Concerned Scientists, Cambridge/Mass.
Defense and Arms Control Program, MIT, Cambridge/Masss.

- Federation of American Scientists, Washington D.C.
Old Dominion University, Norfolk Virginia

Veröffentlichungen zum Thema:
- Schritte zur Abschaffung ballistischer Raketen - Ein wesentlicher

Beitrag zur Kontrolle von Trägersystemen für Kernwaffen, in: Wis­
senschaft und Frieden 1/1995, S. 30-51 (zusammen mit Jürgen
Scheffran)
The Diffusion of Advanced Technologies, Missile Non-Proliferation
and Global Arms Control, in: Wolfgang Liebert/Jürgen Scheffran:
Against Proliferation Towards General Disarmament, Münster 1995,
S.144-148
Nonproliferation und Counterproliferation, in: Vierteljahresschrift
für Sicherheit und Frieden (8 +F) 3/1995, S. 141-148 (zusammen mit
Jörg Wallner)
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Bearbeiter: UIrike Neureither/Hans-Joachim Gießmann

Projekt: Technik - Gewalt - Ethik. Entwicklung von Gesellschaft und
Technik, ihrer wechselseitigen Beeinflussung und Kontrolle.

Kurzbeschreibung:
Den Revolutionen im Bereich der Kommunikation,· Information und
Gentechnik steht keine weltanschauliche Entwicklung gegenüber, die un­
ser Verhalten ebenso revolutioniert hätte. Die Anwendungsmöglichkei­
ten entziehen sich bisher gegebenen staatlichen, kulturellen, ethischen
und biologischen. Grenzen. Entwicklungen in der Evolution kennen
ebensowenig Moral wie in der Wissenschaft. Es ist die Anwendung durch
den Menschen, die beurteilt und beeinflußt werden kann.

Das Projekt verfolgt im Rahmen des Schwerp~ts "Weltinnenpolitik"
das Ziel, den wechselseitigen Einfluß von Gesellschaft und Technik zu
analysieren. Wie. beeinflußte Technik Gesellschaft? Wie beeinflußte Ge­
seIlschaft Technik? Welche Rolle spielt potentielle und tatsächliche Ge­
walt in diesen Entwicklungen?

Die wechselseitige Beziehung soll an zwei Technologiebereichen gezeigt
werden: einem militärischen (Zerstörungstechnik) und einem zivilen
(Gentechnik). Die jahrtausendealte Entwicklung der Zerstörungstechnik
menschlicher Gesellschaften wird anband der fundamentalen Durch­
brüche nachvollzogen. Welche technische Entwicklung veränderte den
Charakter von Kriegen? Welche Gesellschaft ermöglichte sie? Zu wel­
chen politischen Veränderungen führte sie? Wer kontrollierte sie und
wie?

Diese Untersuchungsweise soll auf den zivilen, vollkommen neuen Tech­
nologiebereich der Gentechnik übertragen werden.

In einem dritten Schritt sollen Entwicklungsmuster für diese beiden
Technikbereiche sowie ihre politischen und gesellschaftlichen Steu­
erungsmöglichkeiten auf ihre Vergleichbarkeit untersucht werden.

Die Beurteilung der Übertragbarkeit und Anwendung dieser (Au­
to)Mechanismen auf die revolutionären neuen Techniken, bedeutet eine
bessere Antizipation dieser Entwicklungen und kann eine Orientierungs-
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möglichkeit sein bei ihrer jetzt anstehenden, noch offenen rechtlichen,
politischen und ethischen Regulierung.

Wissenschaftliche Kooperation (geplant):
- Institut für Wissenschaft und Ethik, Bonn (IWE)
- Gen-ethisches Netzwerk, Berlin
- Zentrale Kommission zur Wahrung ethischer Grundsätze in der. Me-

dizin und ihren Grenzgebieten, Köln (ZEKO)

. Veröffentlichung zum Thema:
- Genetische Veränderung des Menschen, in: Bahr,'Egon/Lutz, Dieter

s..(Hrsg.), Unsere Gemeinsame Zukunft - Globale Herausforderun­
gen, Baden-Baden 1994/1995, S. 121-129.
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Bearbeiterin: Ursel Schlichting

Projekt: Minderheiten und europäische Sicherheit. "Ethnische' Identität"
und Politik:. Sprachgruppen und Wahlverhalten an ausgewählten
Fallbeispielen

Kurzbeschreibung:
Spannungen zwischen ethnischen Minderheiten und Mehrheiten gibt es
in zahlreichen Staaten nicht nur Mittel- und Ost-, sondern auch Westeu­
ropas. Minderheitenschutz ist einerseits eines der Kriterien für die Auf­
nahme neuer Mitglieder jn gesamt-und westeuropäische Strukturen. An­
dererseits sind aoer auch Mitglieder der EU mit Minderheiten­
problemen konfr~tiert. Geplant ist daher eine vergleichende Studie, die
.anband von Fallbeispielen die· Minderheitenfrage in Ländern Westeuro­
pas und potentiellen Mitgliedern (west-)europäischer Institutionen un­
tersucht.
Spannungen, in denen ethnische Identität zumindest ein konfliktver­
schärfender Faktor ist, entladen sich in einigen Fällen bereits in bewaff­
neten Auseinandersetzungen (ehemaliges Jugoslawien, ehemalige So­
wjetunion), äußern sich in einzelnen Gewalttaten ethnisch motivierter
extremistischer Gruppen (Spanien) oder - eher latent, zumindest nicht
gewaltsam - in ethnisch motiviertem Wahlverhalten. Auf der oberen
Ebene dieser Skala, als bewaffnet ausgetragener Konflikt, sei es als Bür­
gerkrieg, sei es als zwischenstaatlicher Krieg, sind sie eine manifeste Be­
drohung der gesamteuropäischen Sicherheit. Auf der unteren"Ebene .;
ethnisch motiviertes Wahlverhalten - befmden sie sich in einem Stadium,
dessen Analyse als "Frühwarnsystem" einer Politik der Gewaltprävention
bzw. der Vorbeugung der Eskalation teilweise ethnisch motivierter Kon­
flikte Orientierung bieten kann.
Ausgehend von der Hypothese, daß das Wahlverhalten in ethnisch segre­
gierten Parteiensystemen in hohem Maße ethnisch determiniert, Ethnizi­
tät mithin eine Bestimmungsgröße politischen Verhaitens ist, lautet die
übergeordnete Fragestellung, ob und inwieweit ein ethnisch segregiertes
Parteiensystem ethnisch motivierte Spannungen in einer ethnisch diffe­
renzierten Gesellschaft institutionell auffangen k.ann.
Das Rahmenkonzept des Projekts unterscheidet drei Ebenen: die ab­
strakte Ebene des Zusammenhangs von ethnischer Identität und Politik
allgemein, die Ebene des konkret zu untersuchenden Sachverhalts, d.h.
des Einflusses von Sprachgruppenzugehörigkeit auf das Wahlverhalten,
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und die Ebene der empirischen Messung dieses Zusammenhangs auf der
aggregierten Ebene von Gemeinden bzw. Wahlbezirken.
Der erste Teil der GesatIltstudie widmet sich allgemein dem Phänomen
der "Ethnizität", erörtert Begriffe wie' "Volk" und "Minderheit", be­
schreibt den Stand des Minderheitenschutzes in Europa und zeigt Kon­
flikte und Konfliktpotentiale auf. Der zweite Teil umfaßt mehrere Fall­
studien, die wiederum in zwei Teile gegliedert sind: Zunächst werden je­
weils dieRahmenbedingungen in den ausgewählte]l Staaten untersucht.
Hierzu gehören quantitativ-demographische Daten (ethnische Zusam~

. m.ensetzung der Bevölkerung, .räumliche Verteilung etc.), historische As­
pekte, die wirtschaftliche und soziale Situation (spezifische Lage der be­
treffenden Sprachgruppen/Minderheiten im Verhältnis zur Gesamtbe­
völkerungjMehrheit), die Nationa1ität~n-/Minderheitenpolitik der jewei­
ligen Regierung (allgememe. Grundlagen, verfassungsmäßige. Rechte zur
Wahrung von Identität wie· z.B. Diskriminierungsverbot, Sprachregelun-
'gen, expliziter Minderheitenschutz bzw. kollektive Rechte, rechtlicher
Status der. Sprachgruppen, Staatsbürgerschaft .oder Ausländerstatus,
Wahlrecht, gegebenenfalls territoriale Autonomieregelungen etc.), die
politischen Partizipationsmöglichkeiten (politische Institutionen, Par­
teien, insbesondere explizit ethnisch defInierte Parteien) und Konfliktpo­
tentiale im einzelnen (Interessen, Akteure). Anschließend erfolgt die
Messung des Zusamm.enhangs von Sprachgruppenzugehörigkeit und
Wahlverhalten anband emer sozialräumlichen Analyse von Wahlergeb­
nissen als Methode der elllpirischen Sozialforschung~

Für eine erste Fallstudie wurde zunächst Estland ausgewählt. Die dort
lebende russischspracJ;rige Minderheit (ca. 500.000) 'macht rund ein Drit­
tel der Bevölkerung aus. Aufgrund des neuen Staatsbürgerschaftsgeset­
zes, das Anfang 1995 verabschiedet wurde, sind - bislang allerdings erst
wenige - Angehörige der russischen Sprachgruppe wahlberechtigt. Bei
den Parlamentswahlen int März 1995 erreichte ein russisches Wähler­
bündnis knapp sechs Prozent der abgegebenen Stimmen. Als weitere
Fallstudien kommen z.B. Spanien, Frankreich, Rumänien, Ungarn, die
Tschechische Republik und Länder der Gemeinschaft Unabhängiger
Staaten in Betracht.

Wissenschaftliche Kooperation:
Prof. Dr.Heinz Renn, Universität Hamburg, Institut für Soziologie.

- Dr. Aksel Kirch, Institut für mternationale und soziale Studien an der
Estnischen Akademie der Wissenschaften, Ta]]jnn/Estl~d.
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Bearbeiter: Jörg Wallner/Götz Neuneck

Projekt: Von Nonproliferation zu Counterproliferation: Die (richtige?)
Antwort des Westens auf die globalen Proliferationsgefahren

Kurzbeschreibung:
Die Weiterverbreitung (Proliferation) von Massenvernichtungswaffen
und Trägersystemen, aber auch von fortgeschrittenen konventionellen
Militärtechnologien und von Kommunikations- und Fernerkundungssa­
telliten, hat ein Stadium erreicht, das in den westlichen Staaten immer
größere Besorgnisse hervorruft. Ca. 40 Staaten sollen bis zur Jahrtau­
sendwende in der Lage sein, Nuklearwaffen zu produzieren, deutlich
mehr werden voraussichtlich biologische W·affen herstellen können und
etwa 100 Länder sollen bereits h~ute die Anlagen und das Know-how zur
Produktion von chemischen Waffen haben.
Natürlich ist die Fähigkeit nicht automatisch gleichzusetzen mit der Ab­
sicht, diese auch zu nutzen; so ist der Kreis von Nuklearwaffenstaaten bis
.heute relativ begrenzt geblieben, die Anzahl von Ländern, die Program­
me zur Entwicklung von chemischen bzw. biologischen Waffen unterhal­
ten, soll bei "nur" jeweils einem runden Dutzend liegen. Als besonders
problematisch gilt dabei aus westlicher Sicht, daß viele der fraglichen
Staaten bereits im Besitz von ballistischen Raketen sind, die als Träger­
systeme fungieren können, oder versuchen, sie zu erwerben. Der leichte­
re Zugang zu Weltraumsystemen, insbesondere zu Fernerkundungssa­
telliten, könnte ihnen ,die Daten liefern, die für eine genaue Zielplanung
benötigt werden.
Der Zerfall der UdSSR, die Erfahrungen mit dem Irak und mit Nordko­
rea, die zunehmende Ausbreitung von Wissen, doppelverwendbaren
Technologie.n und leistungsstarken Rüstungsindustrien in den weniger
entwickelten Ländern haben gezeigt bzw. bewirkt, daß die Kontroll- und
Einflußmöglichkeiten des Westens auf diese Prozesse gesunken sind.
Das läßt für die Zukunft wenig Gutes ahnen und nährt qbendrein den
Verdacht, daß der traditionelle Ansatz, Proliferation mit politischen,
diplomatischen und ökonomischen Maßnahmen und Mitteln zu verhin­
dern (Nonproliferation), nicht mehr greift.
Die USA haben aus den skizzierten Entwicklungen und Problemen die
Notwendigkeit abgeleitet, die ·Bemühungen um eine Prävention der Pro­
liferation um solche zu ihrer Bekämpfung und zum Schutz vor ihren Fol-
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gen zu ergänzen. Im Herbst 1993 wurde zu diesem Zweck die Defense
Counterproliferation Initiative (DCI) ins Leben gerufen.
Das Ziel des Projekts ist es, die Defense Counterproliferation Initiative
einer kritischen Bewertung' zu unterziehen, danach zu fragen, ob sie die
richtige Antwort auf die globalen Proliferationsgefahren ist oder ob ge­
gebenenfalls bessere Alternativen vorhanden bzw. denkbar sind. Wichti­
ge Bewertungskriterien sind: Die technische, fmanzielle und politische
Realisierbarkeit der einzelnen Ansätze, die zu erwartende Leistungsfä­
higkeit in bezug auf die Verhinderung bzw. den Abbau von Proliferation
und Bedrohungen (bzw. Bedrohungsperzeptionen), die Kompatibilität
mit· völkerrechtlichen .und rüstungskontrollpolitischen Normen und Be­
stimmungen sowie die wahrscheinlichen Auswirkungen auf die interna~

tionalen Beziehungen. Im einzelnen werden vor allem folgende Fragen
untersucht:
- .Wie weit ist die Proliferation fortgeschritten, welche Entwicklungen

sind in den kommenden Jahren wahrscheinlich? .
- Welche konkreten Bedrohungen und welche anderen Auswirkungen

resultieren daraus, welche können für die Zukunft prognostiziert
werden?

- Auf welchem' Stand sind die für Counterproliferations-Zwecke
vorgesehenen Technologie- und Rüstungsprogramme, wie sind ihre
technische Machbarkeit und Finanzierbarkeit einzuschätzen?

- Wie wird sich die Counterproliferations-Initiative auf die tatsächli­
chen oder vermeintlichen Proliferatoren auswirken, welche regiona­
len und überregionalen Folgen sind zu erwarten?

- Wird die Konzeption von den Verbündeten der USA übernommen,
beteiligen sie sich an bestimmten Programmen?

Wissenschaftliche Kooperation:
Interdisziplinäre Arbeitsgruppe Naturwissenschaft, Technik und
Sicherheitspolitik (IANUS)
Massachusetts Institute of Technology (MIT)
Federation of American Scientists (FAS)

Veröffentlichung zum Thema:
Götz Neuneck, Jörg Wallner, Nonproliferation und Counterprolife­
ration, in: Vierteljahresschrift für Sicherheit und Frieden (S +F)
3/1995,S.141-148.
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Bearbeiter: WolfgangZellner

Projekt: Strategien zur Bewältigung des sicherheitspolitischen Vakuums .
in Osteuropa: Das Beispiel Ungarns 1990 bis 1995

Kurzbeschreibung:
Das Ende des Blocksystems bedeutete den Zerfall der außenpolitischen
(Zwangs-)Integrationsstrukturen im östlichen Teil Europas und stellte
die Staaten Ostmittel- und ·Südosteuropas ebenso wie die Folgestaaten
der Sowjetunion vor die Aufgabe, ohne feste Rahmenbedingungen neue
Außen- und Sicherheitspolitiken entwickeln zu müssen, wobei die spezi­
fischen Bedingungen dafür äußerst unterschiedlich sind.
Ungarn ist ein Schlüsselland für die Entwicklung in Ostmittel- und Süd­
osteuropa. Das Land liegt nicht nur an der Trennlinie zwischen Ostmit­
tel- und Südosteuropa mit seinen je spezifischen Entwicklungsproblemen
und Konfliktstrukturen, sondern ist darüber hinaus "durch starke ungari­
sche Minderheiten in den meisten Nachbarstaaten mit deren Schicksal
verbunden. Auf de~ Hintergrund der schwach ausgeprägten Sicherheits­
strukturen in der Regi9n. birgt die Lage Ungarns an einer strukturellen
Bruchlinie zusam~.en mit den Minderheitenproblemen erhebliche au­
ßenpolitische Risikopotentiale, die nach denen Post-Jugoslawiens als die
zweitbrisantesten in Ostmittel- und Südosteuropa einzuschätzen sind.
Damit kommt der ungarischen Außenpolitik über die Regulierung spezi­
fischer bilateraler Beziehungen hinaus hohe Bedeutung für die Stabilisie­
rung der gesamten Region zu.
Die ungarische Außenpolitik steht im Spanungsfeld zweier zumindest
partiell widersprüchlicher Orientierungen: Einerseits kommt im ungari­
schenSelbstverständnis dem Ziel der Westintegrationdie oberste Prio­
ri~ät zu. Dem entspricht der Wunsch, sich als das mit am höchsten ent­
wickelte Land Ostmitteleuropas vom Schicksal dieser Region abzukop­
peln und so schnell wie möglich die volle EU-und NATO-Mitgliedschaft
zu erreichen. Andererseits unterstreichen offene Probleme im Verhältnis
zu Rumänien, Serbien und zur Slowakei, daß die Stabilität und damit
auch die wirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten Ungarns entschei­
dend von der Stabilität des gesamten Raums und die Westintegration
Ungarns damit von einer aktiven ungarischen Kooperations- und Nach­
barschaftspolitik abhängen.
Vier Hauptfaktoren beeinflussen dieses Spannungsverhältnis zwischen
Westorientierung und Regionalpolitik:
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erst die Existenz der Sowjetunion und die Präsenz ihrer Truppen,
dann ihr Zerfall und die Sorge vor dessen destabilisierendem Ver­
lauf·,
der Krieg im ehemaligen Jugoslawien, der mitten in Europa in ei­
nem Nachbarland Ungarns militärische Gewalt als Mittel der Poli­
tik wiedererstehen läßt und spezifisch die ungarische Minderheit in
Serbien und den serbisch besetzten·Gebieten bedroht;
der Zerfall der·Tschechoslowakei, der Ungarn mit derneuen Reali­
tät einer unabhängigen Slowakei konfrontiert;
und schließlich übergr~ifend der neu-alte Stellenwert des Minder­
heitenproblems als Stabilitätsfaktor.mit einer sowohl außen- wie in­
nenpolitischen Dimension.

Die. zentralen Fragestellungen der Studie lauten daher: In welcher Weise
verarbeitet die neu entstehende ungarische Außenpolitik die genannten
vier Hauptfaktoren? Wie wird indiesein Rahmen das Verhältnis von
Westorientierung und Regionalp~litik formuliert? Inwieweit gelingt es,
die teilweise widersprüchlichen Bedingungen und Orientierungen ungari-

., scher Außenpolitik in eine Gesamtstrategie einzuordnen? Wo liegen die
Chancen, Risiken und Grenzen ungarischer Außenpolitik?

Wissenschaftliche,'Kooperation:
'Prof. Dr. P81 Dunay, Eötvös-UniversitätBudapest, stellv., Direktor des
Ungarischen Instituts für Auswärtige Beziehungen '

VerötTentlichung zum Thema:
,Die Außenpolitik Ungarns im ersten Jahr der Regierung Horn, in: Süd­
osteuropa, 11-12/1995.
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4. Veröffentlichungen

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des IFSH haben 1995 insgesamt
elf Bücher veröffentlicht und mit .über 150 Beiträgen schriftlich an der
öffentlichen und wissenschaftlichen Diskussion teilgenommen. Im ein­
zelnen wurden publiziert:

IFSH

Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der Uni­
versität Hamburg/IFSH (Hrsg.), OSZE-Jahrbuch 1995. Jahrbuch
zur Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit (OSZE)
Band 1, Baden-Baden 1995.

Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der Univer­
sität Hamburg (IFSH), Die Europäische Sicherheitsgemeinschaft..
Das Sicherheitsmodell für das 21. Jahrhundert, Bonn 1995.

Jonathan P.G. Bach

The Partnership and the Pendulum. The Foreign Policy Debate in
the United States and Implications for European Security, Ham­
burger Beiträge zur Friedensforschung und Sicherheitspolitik, Heft
94, Hamburg 1995.

Susanne Bund

Weltinnenpolitik. Neuere Literatur zum Themenschwerpunkt, in:
Vierteljahresschrift für Sicherheit und Frieden (S +F) 1/1995, S. 55­
54.

Jahresbericht 1994, Hamburger Beiträge zur Friedensforschung
und Sicherheitspolitik, Heft 88, Hamburg 1995 (Red.)

Hans-Georg Ehrhart

Peacekeeping im Jugoslawienkonflikt und die Folgen für die sicher­
heitspolitische Kooperation in Europa, in: Aus Politik und Zeitge­
schichte B 6/1995, S. 13-20.
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Some Remarks on Germany's European Policy, in: Janusz Gole­
bioski (Hrsg.), Poland-Germany-Russia: Perspectives on Collabora­
tion, Warsaw: World Economy Research Institute 1995, S. 29-32.

Crisis Management in the CIS: Whither Russia? Baden-Baden 1995
(Hrsg. zusammen mit Anna Kreikemeyer 'und Andrei V. Zagorski).

Introduction, in: Hans-Georg Ehrhart/Anna Kreikemeyer/ Andrei
V. Zagorski (Hrsg.), Crisis Management in the, CIS: Wither Russia?
Baden-Baden 1995, S. 11-16 (zusammen mit Anna Kreikemeyer
und Andrei V. Zagorski).

Conclusions, in: Hans~Georg Ehrhart/Anna Kreikemeyer/ Andrei
V. Zagorski (Hrsg.), Crisis Management in the CIS: Wither Russia?
Baden-Baden 1995, S. 247-252 (zusammen mit Anna Kreikemeyer
und Andrei V. Zagorski).

Problems of Peacekeeping in a New International Environment, in:
Hans-Georg Ehrhart/Anna Kreikemeyer/ Andrei V. Zagorski
(Hrsg.), Crisis Management in the CIS: Wither Russia? Baden-Ba­
den 1995, S. 229-243.

The "New Peacekeeping" and European Security: German and
Canadian Interests and Issues, Baden-Baden 1995 (Hrsg. zusam-
men mit David G. Haglund). .

Germany and the· Peacekeeping Challenge, in: Hans-Georg Ehr­
hard/David Haglund (Hrsg.), The "New Peacekeeping and Euro­
pean Security", Baden-Baden 1995, S. 267-283.

Introduction, in: Hans-Georg Ehrhart/David Haglund (Hrsg.), The
"New Peacekeeping and European Security", Baden-Baden 1995, S.
17-28 (zusammen mit David G. Haglund).

Gerhard Cafay/Deniz Unal-Kesenci; Repenser L'Europe, Paris
1993, Besprechung in: Internationale Politik und Gesellschaft,
2/1995, S. 198-199.



Die Europäische Union am Scheideweg: Welches Europa soll es
sein?, in: Reinhard Mutz/Bruno Schoch/Friedhelm Solms (Hrsg.),
Friedensgutachten 1995, Münster/Hamburg 1995, S. 116-128.

Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der Univer~

sität Hamburg (IFSH), Die Europäische Sicherheitsgemeinschaft.
Das Sicherheitsmodell für das 21. Jahrhundert, Bonn 1995 (Mit­
verf.).

Die EU und die .Sicherheit Europas (Teil I), Integrationspolitische
und rüstungswirtschaftliche Aspekte, Hamburger Beiträge zur Frie­
densf~rschungund Sicherheitspolitik, Heft 91, Hamburg 1995.

Deutschland mtd Frankreich: Internationale Beziehungen und ge­
genseitige Verflechtung, Eine Bibliographie 1983-1990, hrsg. vom
Deutsch-Französischen Institut, München u.a. 1994, Besprechung
in: Vierteljahresschrift für Sicherheit und Frieden (8 +F) 1/1995, S.
65.

Verena Fritz

"Wir müssen lernen, für uns selber zu denken". Der Mongolei hat
die neue Zeit zunächst eine Spaltung zwischen vielen Armen und
einigen (Neu)Reichen gebracht, in: Frankfurter Rundschau vom 20.
März 1995, S. 6.

llans-Joachinn CTießnnann

Security Policies in Eastern Central Europe, in:" The Polish Quar­
terly of International Affairs 4/1994, S. 47-54.

Sicherheitspolitik in Ostmitteleuropa. Probleme - Konzepte - Per­
spektiven, Baden-Baden 1995.

Handbuch Sicherheit. Militär und Sicherheit in Mittel- und Osteu­
ropa. Daten, Fakten, Analysen (Hrsg. zusammen mit Ursel Schlich­
ting), Baden-Baden 1995.

115



116

Albanien, in: Hans-Joachim Gießmann/Ursel Schlichting (Hrsg.),
Handbuch Sicherheit. Militär und Sicherheit in Mittel- und Osteu­
ropa. Daten, Fakten, Analysen, Baden-Baden 1995, S. 9-21 sowie
die Kapitel: Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, Polen,
Rumänien, Slowakische Republik, Tschechische Republik, Ungarn.

Die "Westdrift" Ostmitteleuropas~ Probleme und Chancen der Wirt­
schaftsreform und die Zusammenarbeit im Rahmender OSZE, in:
Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der Univer­
sität Hamburg/IFSH (Hrsg.), OSZE-Jahrbuch 1995, Baden-Baden,
1995, S. 353-363.

Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der Univer:"
sität HamburgjIFSH (Hrsg.), Die Europäische Sicherheitsgemein- '
schaft. Das Sicherheitsmodell für das 21. Jahrhundert, Bonn '1995
(Mitverf.).

Frieden schaffen ~it deutschen Waffen? Der diskrete Abschied von
strengenE~ortkontrollen, in: Reinhard Mutz/Bruno Schoch/
Friedhehn Sohns, (Hrsg.), Friedensgutachten 1995,· Mün­
sterIHamburg 1995, S. 316-326.

Regionale Konversion. Bilanz und Perspektiven, in: Jörg Calließ·
(Hrsg.), Die Soldaten ziehen ab - Was wird aus den Standorten,
Rehburg-Loccum 1995, S. 309-316.

Chinas Umweltpolitik - "Totentanz" einer globalen Ökokatastro­
phe?, in: Vierteljahresschrift für Sicherheit ~d Frieden (S +F)
1/1995, S. 31-35.

Zivilisierung durch We1tinnenpolitik?, in: Berliner Debatte Initial
6/1995, S. 13-22.

Politische Herausforderungen des 21. Jahrhunderts, in: Delta-Re­
port 1995, (Hrsg. von der Forschung Gesellschaft und Technik der
Daimler Benz AG), Berlin 1995, S. 10-16.

Osteuropäische Sicherheit - Bedingungen, Perspektiven, Anforde­
rungen an die Bundesrepublik Deutschland - Thesen, in: Jörg Cal-



ließ/Bernhard Moltmann (Hrsg.), Die Zukunft der Außenpolitik.
Deutsche Interessen in den Internationalen Beziehungen, Loccu­
meT Protokolle 67/1994, Rehburg-Loccum 1995, S. 391-400.

Abrüstung und Konversion in Deutschland, in: Konversion als
Chance zur regionalen Entwicklung, Graue Reihe Nr. 7 (Hrsg. vom
Institut für Regionalentwicklung und Strukturplanung - IRS), Erk­
ner b. Berlin 1995, S. 9-14.

Vorwort, in: Marion Hinte, Internationale Imperative und nationale
Restriktionen in der Energiepolitik der VR China, in: Hamburger
Beiträge zur Friedensforschung und Sicherheitspolitik, Heft 89,
Hamburg 1995, S. 7-18~

Die Elixiere des Geschäfts, in: Freitag. Die Ost-West-Wochenzei­
tung Nr. 8 vom 17. Februar 1995, S. 7.

Die Karte im Ärmel. Der Vertrag über die Nichtweiterverbreitung
von Kernwaffen läuft aus, in: Freitag. Die Ost-West-Wochenzeitung
Nr. 10 vom 3. März 1995, S. 1.

Willygate, in: Freitag. Die Ost-West-Wochenzeitung Nr. 14 vom 31.
März 1995, S. 2.

Verspielte Ch~cen, in: Freitag. Die Ost-West-Wochenzeitung, Nr.
27 vom 30. Juni 1995, S. 2.

Hilflos in Drohgebärde, in: Freitag. Die Ost-West-Wochenzeitung
Nr. 30 vom 21. Juli 1995, S. 4.

Rückkehr des Faustrechts?, in: Freitag. Die Ost-West-Wochenzei­
tung Nr. 32 vom 4. August 1995, S. 1.

Nuklearschirm für Kerneuropa. Fadenscheiniges Angebot, in: Frei­
tag. Die Ost-West-Wochenzeitung Nr. 38 vom 15. September 1995,
S.2.

Tod für die Welt, in: Die Woche Nr. 46 vom 10. November 1995, S.
11.
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Frithjof Knabe, Unter der Flagge des Gegners. Wertewandel im
Umbruch in den Streitkräften - Von der NVA zur Bu.pdeswehr, Be­
sprechung in: Vierteljahresschriftfür Sicherheit und Frieden (S + F)
1/1995, S. 65-66.

Thomas Baaken/Jens Christophers (Hrsg.), Management der Kon­
version. Konzepte, Methoden, Erfahrungen der betrieblichen Rü­
stungskonversion, Besprechung in: Vierteljahresschrift für Sicher­
heit und Frieden (8 +F) 4/1995, S. 262-263.

Die OSZE und die Zukunft von Rüstungskontrolle und Abrüstung
in Europa, in: Vierteljahressc~ift für Sicherheit und Frieden (S + F)
4/1995,S. 239-241.

Stephan Nonhoff, in der Neutralität verhungern? Österreich und
die Schweiz vor der europäischen Integration, Besprechung in:
Vierteljahresschrift für Sicherheit und Frieden (S +F) 4/1995, S.
262.

Marathon mit Wadenkrampf. EU-Gipfel in Madrid: Wie zerrissen
ist die Europäische Einigung?, in: Freitag. Die Ost-West- Wochen~
zeitung Nr. 51 vom 15. Dezember 1995, S. 8.

Hans-Friedrich Graf

Beobachtetete und modellierte Klimaveränderungen - Projektionen
in die Zukunft. Volker Linneweber, Nutzung globaler Ressourcen
als Konfliktpotential, Hamburger Beiträge zur Friedensforschung
und Sicherheitspolitik, Heft 92, Hamburg 1995.

Jürgen Groß

Die unterschätzte Öffentlichkeit. Sicherheitspolitische Einstellun­
gen der Bundesbürger, in: Vierteljahresschrift für Sicherheit und
Frieden (S+F) 2/1995, S. 114-119.

Die eingebildete Ohnmacht. Internationale Staatengemeinschaft
und lokale Kriege, Hamburger Beiträge zur Friedensforschung und
Sicherheitspolitik, Heft 95, Hamburg 1995.
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Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der Univer­
sität Hamburg (IFSH), Die Europäische Sicherheitsgemeinschaft.
Das Sicherheitsmodell für das 21. Jahrhundert, Bonn 1995 (Mit­
verf.).

Marion Hinte

Internationale Imperative und nationale Restriktionen in der Ener­
giepolitik der VR China, Hamburger Beiträge zur Friedensfor­
schung und Sicherheitspolitik, Heft 89, Hamburg 1995.

Margret Johannsen

Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der Univer­
sität Hamburg (IFSH), Die Europäische Sicherheitsgemeinschaft.
Das Sicherheitsmodell für das 21. Jahrhundert, Bonn 1995 (Mit­
verf.).

"Nie wieder Krieg?". Wege zum Frieden, Pädagogische Informatio­
nen zur Friedensforschung und Sicherheitspolitik, Ausgabe 5, Ham­
burg 1995.

Zwischen Hoffnung und Schrecken. Der Friedensprozeß im Nahen
Osten, in: Reinhard Mutz/Bruno Schoch/Friedhelm Solms (Hrsg.),
Friedensgutachten 1995, Münster/Hamburg 1995, S. 168-183 (zu­
sammen mit Claudia Schmid).

50 Jahre nach Hiroshima: Mit der Bombe leben?, Pädagogische In­
formationen zur Friedensforschung und Sicherheitspolitik, Ausgabe
6, Hamburg 1995.

Der' Friedensprozeß im Nahen Osten, in: Joachim Betz/Stefan
Brüne (Hrsg.), Jahrbuch Dritte Welt 1996, München 1995, S. 259­
268 (zusammen mit Claudia Schmid).

Die Chancen für eine Denuklearisierung des Nahen Ostens im
Lichte des arabisch-israelischen Friedensprozesses, in: Vierteljah­
resschrift für Sicherheit und Frieden (S +F) 3/1995, S. 148-156.
Frieden durch Wohlstand? Zur Politischen. Ökonomie des israe-
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r.

lisch-palästinensischen Friedensprozesses, in: nord-süd aktuell
3/1995, S. 435-444 (zusammen mit Claudia Schmid).

Alle für einen oder jeder für sich? Soll und Haben der Vereinten
Nationen, Pädagogische Informationen zur Friedensforschung und
Sicherheitspolitik, Ausgabe 7, Hamburg 1995 (zusamnlen mit
Bettina Klee).

Matthias Z. .Karadi

Auf den ·Trümmern der "Neuen Weltordnung. Das Scheitern von
UNO und NATO im Balkankrieg, in: Vierteljahresschrift für Si­
cherheitund Frieden (S +F) 1/1995, S. 16-23 (zusammen mit Kon­
rad Klingenburg).

Kein Frieden in Sicht: Der BalkaJ;1 im vierten Kriegsjahr, in: Rein­
hard Mutz/Bruno Schoch/Friedhelm Solms (Hrsg.), Friedensgut­
achten 1995, Münster/Hamburg 1995, S. 33-46 (zusammen mit

. Konrad Klingenburg).

Chancen und Risiken von militärischen Aktionen unter dem Dach
der UNO, in: IPW der Univer~ität Heidelberg (Hrsg.), 50 Jahre
Vereinte Nationen. Begleitreaderzum IPW-Forum 1995, Heidel­
berg 1995, S. 87-98.

Putting Troops on Russias' Border?, in: European Brief 8/1995, S.
41f.

Bombs for Peace? The United States, Germany and the War in
Bosnia, in: European Brief 9/1995, S. 34f.

Time for Peace. Das Friedensgutachten 1995, in: IFSH-aktuell
17/1995.

Die 53 OSZE-Mitgliedstaaten. Daten, Fakten, Kooperationsfor­
men, in: Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der
Universität Hamburg/IFSH (Hrsg.), OSZE-Jahrbuch 1995, Baden­
Baden 1995, S. 561-575.
Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der Univer-
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sität Hamburg (IFSH), Die Europäische Sicherheitsgemeinschaft.
Das Sicherheitsmodell für das 21. Jahrhundert, Bonn 1995 (Mit­
verf.).

Henry A. Kissinger, Die Vernunft der Nationen, Berlin 1994, Be­
sprechung in: Vierteljahresschrift für Sicherheit und Frieden (S +F)
4/1995, S. 263-265.

Bettina Klee

Von der Diplomatie zur friedlichen Streitbeilegung vor Gericht, in:
Frankfurter Rundschau Nr. 127 vom 2. Juni 1995, S. 18 (zusammen
mit Dieter S. Lutz).

Ein Schiedsgerichtshof für Europa, in: Vierteljahresschrift für Si­
cherheit und Frieden (S+F) 2/1995, S. 104-109 (zusammen mit
Dieter S. Lutz).

Zivilisierungsfortschritt oder Aktionismus angesichts von Machtlo­
sigkeit gegen Krieg und Gewalt in Europa? Die Verwirklichung von
Menschenrechten und die Aktivitäten der OSZE, in: Institut für
Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der Universität Ham­
burg/IFSH (Hrsg.), OSZE-Jahrbuch 1995, Baden-Baden 1995, S.
257-276 (zusammen mit Anna Kreikemeyer).

Internationales IFSH-Symposion in Hamburg anläßlich der Präsen­
tation des OSZE-Jahrbuches, in: IFSH-aktue1l18/1995 (zusammen
mit Konrad Klingenburg).

DieOSZE wird allmählich immer wirkungsvoller, in: Das Parla­
ment 44-45/1995, S. 13 (zusammen mit Anna Kreikemeyer).

Alle für einen oder jeder für sich? Soll und Haben der Vereinten
Nationen, Pädagogische Informationen zur Friedensforschung und
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s. Anhang

5.1. Interdisziplinäre Arbeitsgruppe "Naturwissenschaft und Interna­
tionale Sicherheit in der Universität Hamburg (CENSIS)

Die Arbeitsgruppe 'Naturwissenschaft und internationale Sicherheit'
hatte sich 1988 in der Universität Hamburg zusammengeschlossen, um
Fragestellungen aus dem Schnittfeld zwischen Naturwissenschaft und In­
ternationaler Sicherheit zu bearbeiten sowie in die Lehre einzubringen.
Die Gruppe besteht aus Wissenschaftlern der Fachbereiche Physik, Ma­
thematik und Informatik. Aus den Fachdisziplinen heraus sollen mittels
interdisziplinärer Zusammenarbeit Wissenschaft und Technikfolgen un­
tersucht und Ansätze bzw. Verfahren für einen verantwortlichen Um­
gang mit den Ergebnissen von Wissenschaft und Technik yrarbeitet wer­
den. Der Forschungsschwerpunkt lag bisher auf der sicherheitspoliti­
schen Entwicklung in Europa; Forschungsfragen zum Umweltmonitoring
sind inzwischen hinzugekommen. Folgende Forschungsprojekte werden
in den jeweiligen Fachbereichen bearbeitet:

1. Mathematische Studien zu Abrüstung und StLibilität (Projektlei­
ter Prof. W. Kerby)
Die Gruppe beschäftigt sich am Fachbereich Mathematik der
Universität Hamburg mit der mathematischen Modellierung. von
Abrüstungsprozessen, den Funktionsprinzipien Kollektiver Si­
cherheitssysteme und der Bestimmung von Machtindizes in
Wahlsystemen. Es werden dabei dynamische Gleichungssysteme
sowie spieltheoretische Methoden verwendet. Die Forschungsar­
beiten fmden in Form von Dissertationen statt. Die Dissertation
"Die mathematische Modellierung von konventioneller Stabilität
und Abrüstung" (Götz Neuneck) wurde abgeschlossen.

2. VerifIkation -konventioneller Abrüstung in Europa mittels Fern­
erkundung.
Im Rahmen von zwei Forschungsprojekten werden in Koopera­
tion mit Physikern und Informatikern technische Aspekte des
Einsatzes von flugzeug- und satellitengestützten Fernsensoren zu
VerifIkationszwecken untersucht. Den Hintergrund dafür bildet
der "Vertrag über Konventionelle Streitkräfte in Europa" sowie
der Vertrag über den "offenen Himmel". Für Forschungszwecke
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fmden z.B. Flugbildexperimente statt. Bei der Überfliegung des
Flughafens Nürnberg wurden Multispektral- und Schwarz-Weiß­
Photos erstellt.

2a) Projekt OSCAR Rechnergestützte Bildauswertung (Projektleite­
rin: Prof. Dr. Leonie Dreschler-Fischer).
Untersuchungsgegenstand im OSCAR-Projekt (Open Skies for
Conventional Arms Reduction) ist die Entwicklung von Metho­
den bzw. Verfahren zu rechnergestützter Auswertung von Luft-

,und Satellitenbildern als Hilfsmittel zur Verifikation.

2b) Projekt: Physikalische Grundlagen der Fernerkundung (Projekt­
leiter: Prof. Dr. Johann Bienlein; Prof. Dr. Hartwig Spitzer)
In dem Projekt werden die physikalischen .Aspekte der Bildent-

.stehung, die bei der Beschreibung und KlassifIZierung von Verifi­
kationsobjekten von ·Bedeutung sind, bearbeitet. Es werden Klas­
siflZierungsverfahren entwickelt, die die Basis für wissensbasierte
Bildinterpretationen abgeben können. Während sich ein Teilpro­
jekt zusätzlich mit den politischen und technischen Optionen für
eine Erweiterung des 'Open-Skies' Vertrages befaßt, werden
auch zunehmend Fragen des Umwelt-Monitoring und der Land­
schaftsdiagnose bearbeitet.

3. Modernisierung und Stabilität. Die Auswirkung neuer konventio­
neller Waffentechnologien (Prof. Dr. Hartwig Spitzer, Dr. Götz
Neuneck)
Ziel des Projektes ist es, Entwicklungen in der konventionellen
Rüstung zu analysieren, die zur Auslösung neuer Rüstungswett­
läufe sowie zur Entstehung militärischer Ungleichgewichte und
Kriseninstabilitäten führen können. Die Projektarbeit konzen­
trierte sich bisher auf fünf Bereiche der Entwicklung neuer kon­
ventioneller Waffensysteme: Panzer und Panzerabwehr, Stealth­
technologie im Flugzeugbau, Spin-Offs des SDI-Programms für
konventionelle Rüstung, konventionelle Waffen großer Zerstö­
rungskraft sowie Raketen und Raketenabwehr. Maßnahmen für
präventive, qualitative Rüstungskontrolle, insbesondere auf dem
Gebiet der elektromagnetische.n Geschosse und der Panzerab­
wehrIdes Panzerabwehrwettrüstens, wurden erarbeitet und sol-
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len weiterentwickelt werden. In Zukunft werden Fragen der Wei­
terverbreitung (Proliferation) mit einbezogen.

In Zusammenarbeit mit dem IFSH wird eine Datenbank über
Raketentechnologien weiterentwickelt~ Zu diesem Zweck hielt
sich ein Mitarbeiter des Projektes cand. phys. Soenke Richardson
ein Jahr an der Old Dominion University; NorfolkjVirginia auf.

Die Forschungsgruppen treffen sich monatlich einmal zur Diskussion der
Forschungsergebnisse und für organisatorische Fragen in den Fachberei­
chen. Ca. ein- bis zweimal im Jahr werden die Ergebnisse im IFSH
vorgestellt und diskutiert.
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November 1991-Januar 1992.*
Sabine Jaberg, KSZE 2001, Profil einer Europäischen Sicherheitsordnung ­
Bilanz und Perspektiven ihrer institutionellen Entwicklung. Dezember
1992.*
JörgBarandat, Wasser - Ein Pulverfaß. Dezember 1992.*
Dieter S. Lutz, Krieg als ultima ratio? Zum Einsatz der Bundeswehr au­
ßerhalb des Territoriums der Bundesrepublik De~tschland. Januar 1993.*
Jahresbericht 1992. Februar 1993.
Otfried Ischebeck, Proliferation von Raketen und Kernwaffen und die
deutsche Sicherheitspolitik. März 1993.*
Vom Recht des Stärkeren zur Stärke des Rechts. Die Europäische
Sicherheitsgemeinschaft (ESG) als Garant von Sicherheit und Frieden ­
Eine Studie des IFSH -. April 1993.*
English Version: From the Law of the Strongest to 'the Strength of the

'Law. A EuropeanSecurity Community (ESC) to Safeguard Peace and
Security - A Study by the Institute for Peace Research and Security Policy
at the University of Hamburg (IFSH) - April 1993.
Maria Schoppa, Auf der Suche nach dem neuen Modus vivendi: die
polnisch-ukrainischen Beziehungen im Wandel. April 1993.*
Valentin Falin, Die Perestroika und der Zerfall der Sowjetunion. Ein
Essay. April 1993.*
Hans-Joachim Gießmannn, "Globle Sicherheit" Chance oder Trugbild'?
Herausforderungen und Ansätze. August 1993.*
Nicola Mögel, 'Die gescheiterte Hoffnung: "Rüstungskonversion" in
Rußland, Dezember 1993.
Wolfgang Zellner, Ungarns Sicherheitspolitik im Spannungsfeld zwischen
Westorientierung und regionalen Risiken in Mittel- und Südosteuropa, De­
zember 1993.
Alexander Ryzhenkov, Politico-economic Premises for an evolutionary
Stabilization and Integration of the Commonwealth of Independent States,
Januar 1994.
Hans-Georg Ehrhart/Hans-Joachim Gießmann/Dieter S. Lutz/Etwin
Müller, Kollektive Sicherheit zwis~hen Realität und Modell, April 1994.
Jahresbericht 1993. April 1994.
Emeka Nwokedi, Violence and Democratisation in Africa, April 1994.
Kurt Tudyka, Der weltweite Kampf um Arbeit, August 1994.
Peter-Michael Zenk, Auf dem Weg zur Weltinnenpolitik? Zur Problematik
militärischer Intetvention bei innerstaatlichen Konflikten. August 1994.*
Dieter S. Lutz/Adam Daniel Rotfeld, Security for Europe. Two Views.
December 1994.
Jahresbericht 1994. April 1995.
Marlon Hinte, Internationale Imperative und nationale Restriktionen in
der Energiepolitik der VR China. Mai 1995.
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Heft 90 Tbomas Kiefer, Modernisierung in der VR China: Neue Konfliktpotentiale
und immanente sowie globale Regelungsmechanismen. Mai 1995.

Heft 91 Hans-Georg Ehrhart, Die EU und die Sicherheit Europas (Teil I). August
1995.

Heft 92 Hans-Friedrich Graf, Beobachtete und modellierte Klimaveränderungen -
Projektionen in die Zukunft. 'Volker Linneweber, Nutzung globaler
Ressourcen als Konfliktpotential. August 1995.

Heft 93 Dmitry A. Trofimov, Islam in the Political Culture of the Former Soviet
Union: Central Asia and Azerbaijan. Oktober 1995

Heft 94 Jonathan P.G. Bach, Tbe Partnership and the Pendulum: Tbe Foreign
Policy Debate in the United States and Implications for European Security.
Oktober 1995.

Heft 95 Jürgen Groß, Die eingebildete Ohnmacht, Internationale Staatengemein-
schaft und lokale Kriege. November 1995.

"Hamburger Informationen zur Friedensforschung
und Sicherheitspolitik"

Heft 8 Dieter S. Lutz, Tiefflug - Daten, Fakten, Probleme, Alternativen. Juli 1989.
Heft 9 St~llungnahme des IFSH zu den Verhandlungen "Zwei plus Vier": Ein

geeintes Deutschland in einem neuen Europa - Vom Blocksystem zur
Sicherheitsgemeinschaft. April 1990.

Heft 10 Krieg oder Frieden am Golf? Stellungnahme des IFSH zur Golfkrise,
November 1990.*

Heft 11 Deutsche an die Fronten? Lehren aus dem Golfkrieg. März 1991.
Heft 12 Friedensforschung nach dem Ende des Ost-West-Konflikts. Alte Probleme

und neue Herausforderungen. Eine Studie aus dem IFSH. Januar 1992.
Heft 13 Dieter S. Lutz, Endzeit: Alptraum oder Wirklichkeit? Plädoyer für eine

deutsche Weltinnenpolitik. August 1993.
Heft 14 Egon Bahr/Dieter S. Lutz, Nach der Einheit - Aussöhnung durch Am-

nestie?, Dezember 1993.
Heft 15 Hans-Georg EhrhartjKonrad Klingenburg, Was heißt Peacekeeping? Au­

gust 1994.*
Heft 16 ·Sabine Jaberg, Nichtmilitärische Konfliktbearbeitung. Juli 1994.*

"Pädagogische Informationen zur Friedensforschung
und Sicherheitspolitik"

Heft

Heft

Heft
Heft
Heft

Heft

2

3

4
5
6

7

Margret Johannsen, Baupläne für Europa. Institutionen europäischer
Sicherheit in den 90er Jahren. September 1990.
Günther Gugel, KriegsdienstvelWeigerung und Zivildienst 1991. November
1991.
Margret Johannsen, Frieden für Palästina? August 1994.
Margret Johannsen, "Nie wieder Krieg?" Wege zum Frieden. Mai 1995.
Margret Johannsen, 50 Jahre nach Hiroshima: Mit der Bombe leben?
August 1995.
Margret JohannsenjBettina Klee, Alle für einen oder jeder für sich? Soll
und Haben der Vereinten Nationen. Dezember 1995.

*) vergriffen
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5.3. Kontakte des IFSH - eine.Auswahl

Amerika-Haus, Hamburg
American Institute for Contemporary German Studies, The Johns
Hopkins University, Washington D.C~ ,
Arbeitsstelle Friedensforschung Bonn (AFB)

.- Arbeitsstelle Transatlantische Außen- und Sicherheitspolitik, Freie
Universität Berlin

,Association for Political Sciences of Uzbekistan, Taskent
Australian National University, Research School of Pacific Studies,
Canberra, Australien
Auswärtiges Amt, Bonn
BDIMR der OSZE, Warschau
Berghof-Forschungszentrum für konstruktive Konfliktbearbeitung,
Berlin
BESA Center for Strategie Studies, Ramat Gan, Israel
Birkbeck-College, University of London
Bonn International Center for Conversion (BICC), Bonn
Bremische Stiftung für Rüstungskonversion und Friedensforschung,

. Bremen
Brookings Institution, Washington D.C.
Bundesakademie für Sicherheitspolitik, Bonn
Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und internationale Studien,
Köln

•
Bundeszentrale für politische Bildung, Bonn
Canadian Institute of Strategie Studies, Ottawa
Center for Defense Journalism, Boston Univerity
Center for International Affairs, Harvard University
Center for International Relations, Queens University, Kingston,
Kanada
Center for Strategie and International Studies, Washington D.C.
Center of International Studies, Moscow State Institute of Interna­
tional Relations,. Ministry of Foreign Affairs, Moscow
Center ofPeace and Conflict Research at the University of Copen­
hagen
Centre Interdisciplinaire des Recherehes sur la Paix ct d'Etudes de
Seeurite (CIRPES), Paris
Committee for External Relations of the Supreme Soviet of the Re­
public of.Kazakhstan, Alma Ata
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Congressional Research Service, Washington, D.C.
Deutsche Forschungsanstalt für Luft- und Raumfahrt (DLR),
Köln/ Oberpfaffenhofen
Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG), Bonn
Deutsche Gesells.chaft für·Auswärtige Politik (DGAP), Bonn
Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen (DGVN), Bonn
Deutsche Vereinigung für Politikwissenschaft (DVPW), Hamburg
Deutscher Bundestag, Büro für Technikfolgenabschätzung, Bonn
Eötvos-Lorand-University, International Law Department, Buda­
pest
Europa-Institut, Akademie der Wissenschaften Rußlands, Moskau
Europa Universität Viadrina, Frankfurt/Oder
Europäisches Parlament, Straßburg / Brüssel
Europarat, Forschungssekretariat, Straßburg
Europarat, Direktion-Menschenrechte, Straßburg
European Institute for Security, Luxemburg
Federation ofAmerican Scientists (FAS), Washington D.C.
Fondation pour les Etudes de Defense Nationale, Paris
Forschungsgruppe Europa, Institut für Politikwissenschaft, Johan­
nes-Gutenberg Universität, Mainz
Forschungsstätte der Evangelischen Studiengemeinschaft (FEST),
Heidelberg
Forschungsstelle Umweltpolitik, Freie Universität Berlin
Forum.' Informatik für. Frieden und gesellschaftliche Verantwortung,
Hamburg
Friedensforschung Linz, Österreich
Friedrich-Ebert-Stiftung (FES), Bonn
Fritz-Thyssen-Stiftung, Köln
Führungsakademie der Bundeswehr (FüAk), Hamburg
George Washington University, Washington D.C.
Gorbatschow-Stiftung für sozialwissenschaftliche und politische
Forschung, Moskau
Hamburger Weltwirtschaftsarchiv (HWWA), Hamburg
Hans-Böckler-Stiftung (HBS), Düsseldorf
Hessische Stiftung Friedens- und Konfliktforschung (HSFK),
Frankfurt
Humboldt-Universität zu Berlin
IANUS, Institut für Kernphysik, TH Darmstadt
Innovations- und Technologieberatungstelle, IG-Metall
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Institut Fran~ais des Relations Internationales (IFRI), Paris
Institut für allgemeine Überseeforschung, Hamburg
Institut für Europäische Politik,Bonn
Institut 'für Friedenssicherungsrecht und Humanitäres Völkerrecht
(IFHV), Ruhr-Universität Bochum
Institut für Internationale Beziehungen, Warschau
Institut für Inte~nationalePolitik und RegionaIstudien, PU Berlin
Institut für Internationale Studien, Bratislawa
Institut für Lehrerfortbildung,Hamburg
Institut für Östliche Studien, Universität.Warschau
Institut für Politikwissens.chaft, Universität Minsk
Institut für Strategische und Verteidigungsstudien, Budapest
Institut für Theologie und Frieden, Hamburg
Institut für USA- und Kanada-Studien, Akademie der Wis~enschaf­

ten Rußlands, Moskau
Institut für Weltwirtschaft lind Internationale Beziehungen der
Akademie der W~ssenschaftender. Ukraine, Kiew
Institut für östliche Studien, Universität Warschau
Institute for Defence Studies and Analyses, Neu Delhi, Indien

.. Institute for East-West-Security Studies, New Yotk
Institute for Pedagogics, University of Bishkek, Kyrgyzstan
Institute for Policy Studies (IPS), Washington D.C.
Institute for World Policy, New York
I~stitute of International Relations, Prag
Inter Nationes, Hamburg
International Institute for Strategie Studies (IISS), London
Jaffee Center for Strategie Studies, Tel Aviv, Israel
Kazakhstan Association for the Advancement of International
Scholarly Projects and Exchanges (KAAISPE), Alma Ata
King's College, Department of WarStudies, London .
Konrad-Adenauer-Stiftung, St. Augustin
Landesverteidigungsakademie, Wien,
Landeszentrale für politische'Bildung, Hamburg
Massachusetts Institute of Technology (MIT), Cambridge, USA
MacArthur-Foundation, Chicago
Militärakademie der Tschechischen Republik, Brno
Mohyla-Academy at the University of Kiev, Ukraine
Naturwissenschaftler für den Frieden, Hamburg
Österreichisches Institut für Friedensforschung, Stadtschlaining
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Österreichisches Institut für Internationale Politik, Wien
Orient-Institut, Hamburg
Ostkolleg, Köln
OSZE, Wien
Pacific Institute for Studies in Development, Environment and Se­
curity, Berkeley
Panteion University of Social and Political Studies, Institute of
Internatinal Relations, Athen
Peace Research Institute Oslo (PRIO), Norwegen
Purdue University, Indiana, USA
Ouaid-I-Azam Univerity, Islamabad, Pakistan
Royal Institute of International Affairs, London
Schweizerische Friedensstiftung, Bern
Sozialwissenschaftliches Institut der Bundeswehr (SOWI), Straus­
berg
Stiftung Entwicklung und Frieden, Bonn
Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP), Ebenhausen
Stockholm International Peace Research Institute (SIPRI), Stock­
holm
Südosteuropa-Institut, München
Tampere Peace Research Institute (TAPRI), Finnland
UNESCO-Institut für Pädagogik, Hamburg
Ungarisches Institut für Internationale Angelegenheiten, Budapest
Union of Concerned Scientists, Washington D.C.
United Nations Institute for Disarmament and .Development Re­
search (UNIDIR),Genf
Universite de Montreal, Kanada
Universität der Bundeswehr, Hamburg
Universit~tder Bundeswehr, München
University of St. Louis, Missouri, USA
Verein für Friedenspädagogik, Tübingen
Vereinigung Deutscher Wissenschaftler (VDW), Berlin
Volkswagen Stiftung,· Hannover
Werner Heisenberg Institut für Physik, München
WEU, Institute for Security Studies, Paris
Wissenschaftszentrum Berlin
World Climate Research Programme, Genf
Zentrum Innere Führung der Bundeswehr, Koblenz
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Friedensforscher sehen europäische Sicherheit in Trümmern
Deutsche Experten legen Jahresgutachten vor I Bundesregierung wird für die wachsenden Rüstungsexporte gegeißelt

Von Matthias Arning

Für führende deutsche .'riedensforscher
steht "die Politik europäischer Sicherheit
vor einem Trümmerhaufen". Zugleich be­
fürchten sie in ihrem "Friedensgutachten
1995", daß der Westen in das alte Block­
denken zurückkehrt und sich selbst in die
Gefahr hrin~t, "eine Jahrhundertchance"
inl Ilihblirk auf künftige friedliche Ko­
operationen zu verspielen.

FHANKF'U"RT h. l\t, 19. Juni. Das
"Friedensgutachten", das der Frankfurter
Rundschau vorliegt und am ~-1ittwochver­
öffentlicht werden soll, skizziert eine glo­
bale Lage, die im wesentlichen durch zwei
gegenläufige Entwicklungen gekennzeich­
net ist. Während die Europäische Union
(EU), "eiBe der wenigen Inseln des Frie­
dens und des Wohlstandes", auf dem Weg
zu einem in Frieden verfaßten uFöderalis­
mus freier Staaten" sei, häuften sich in
unmittelbarer Nachbarschaft zählebige

Konflikte. Zu ihnen zählen die Friedens­
forscher die brutalen Auseinandersetzun­
gen auf dem Balkan, wo "der Kriegswille
der Konfliktparteien ungebrochen ist",
und das Vorgehen der ,Russen "mit bra­
chialer Gewalt" gegen die Zivilbevölke­
rung im Kaukasus. Weiter weisen die
Konfliktexperten auf die Unfähigkeit der
Türkei hin, mit den Kurden eine politi­
sche Lösung des Konflikts zu finden.
Durch eine militärische Invasion versuche
Ankara diese Misere zu kaschieren.

Das "Friedensgutachten 1995" ist ein
gemeinsames Werk der drei friedenswis­
senschaftlichen Institute in der Bundesre­
publik. An der Studie, die als Buch aufge­
legt wird, haben mitgewirkt: das Hambur­
ger Institut für Friedensforschung und Si­
cherheitspolitik, die Hessische Stiftung
für Friedens- und Konfliktforschung und
di~ Heidelberger Forschungsstätte der
Evangelischen Studiengemeinschafl..

In ihrer Expertise monieren die Kon­
fliktforschcr die veränderten Strategien

für eine Erweiterung der Nato. Der Stand
der Debatte dokumentiere, "wie weit sich
die Überlegungen zu einer neuen Sicher­
heitsstruktur Europas inzwischen von ih­
rem Ausgangspunkt entfernt haben".
Während noch vor fünf Jahren klar gewe­
sen sei, daß Sicherheit künftig auch
anders als durch Bündnisstärke und Waf­
fenmacht garantiert werden könne,seifür
die sich um Beitritt zur Allianz bemühen­
den Osteuropäer nichts anderes übrig ge­
blieben als "Vormundschaftsofferten":
Versuche von seiten des Westens, "die
asymmetrische Machtverteilung des ge­
schichtlichen Augenbliclts auf Dauer fest­
zuschreiben". Zu diesen'l sicherheitspoliti­
schen Bereich gehört auch, daß der
Westen seit dem Krieg in Tschetschenien
im Hinblick auf die Berechenbarkeit Ruß­
lands verunsichert sei. Doch nach Ansicht
der Friedensforscher kann der Militärein­
satz "kaum als langfristig geplante, kühl
kalkulierte Aktion" gewertet werden. Zu
vermuten sei vielmehr, daß es sich "um

den klas~ischen Fall unbeabsichtigter
Eskalation handelte".

Selbst wenn die EU sich hin zu einem
"Föderalismus freier Staaten" entwickele,
sehen die Experten doch von ihnen für be­
denklich gehaltene Tendenzen, beispiels­
weise in Griechenland und in Deutsch­
land. Am südöstlichen Rand der EU mün­
ze das mit seinen Nachbarn Türkei, Alba­
nien und Mazcdonien verfeindete Grie­
chenland "seine Mitgliedschaft erfolgreich
in einen Positionsvorteil zur Wahrneh­
mung nationaler Partikularinteressen
um". Kritik richten die Konfliktforscher
- ähnlich wie in der vergangenen Woche
bereits das Stockholmer Friedensfor­
schungsinsitut Sipri - wegen stark ge­
wachsener deutscher Rüstungsexporte
auch an die Bundesregierung. In dem
"Friedensgutachten" wird Bonn vorge~'or­

fen, "mit der Lockerung nationaler Aus­
fuhrbeschränkungen den Kurs ihrer re­
striktiven Exportpolitik verlassen und ein
schädliches Signal gesetzt" zu haben.
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Unzuständig, unzulänglich, überfordert
Der Balkan-Konflikt / Friedensinstitute warnen vor Nato-Erweiterung

Lt. BERLIN, 21. Juni. Die drei deut­
schen Friedensforschungsinstitute haben
vor nachlassender Aufmerksamkeit bei der
Abrüstung gewarnt und die bisherigen Be­
mühungen um eine gesamteuropäische Si­
cherheitsordnung als ..,völligen Fehlschlag"
bewertet. Das Gutachten -kritisiert die Bun­
desregierung, die ihre Exportbeschränkun­
gen rur Rüstungsgüter immer weiter locke­
re, so .daß Deutschland zum zweitgrößten
WafTenexporteur der Welt geworde'D sei.

Der stellvertretende Direktor des Ham­
burger Instituts rur Friedensforschung und
Sicherheitspolitik.. Mutz., sagte bei der Vor­
stellung des Jahresgutachtens in Berlin.. die
Bundesregierung habe die Liste jener Län­
der halbiert" für die ein Waffenexport-Ver­
bot bestehe. Die deutschen Exporterlöse
aus Militärgerät hätten sich zWischen 1992
und 1994 verdoppelt. Mutz sagte.. die Bun­
desrepublik verspiele ihren Ruf als ein zu­
rückhaltendes Exportland bei WatTenliefe­
rungen: überdies sabötiere sie die interna­
tionalen Bemühungen um wirksame Ein­
schränkungen des WafTenhandels. Die drei
Forschungsinstitute.. zu denen auch die
Hessische Stiftung für Friedens- ,und Kon­
fliktforschung so~e die Forschungsstätte
der Evangelischen Studiengemeinschaft
zählen.. äußern sich überdies besorgt, daß
die Nuklearmächte der Welt derzeit keine
Anstrengungen mehr zur weiteren Verrin­
gerung ihres AtomwafTenarsenals unter­
nehmen. Auch nach der Erfüllung nuklea­
rer Abrüstungsabkommen behielten die
Vereinigten Staaten und Rußland im näch­
sten Jahrtausend jeweils 3500 strategische
AtomwatTen-Trägersysteme. Zudem kriti­
sieren die Institute die französische Ankün­
digung weiterer Atomtests als einen Af­
front gegen die gerade beschlossene Verlän­
gerung des AtomwatTensperrvertrages. Die

Bundesregierung. müsse diese Absicht ver­
urteilen, statt sie als innere Angelegenheit
Frankreichs zu bewerten.

Zudem warnen die Friedensforschungs­
institute vor einer Düpierung Rußlands im
Blick auf eine Ost-Erweiterung der Nato
und auf .~iie Weigerung westeuropäiscner
Staaten, Anderungen am Vertrag über kon­
ventionelle Abrüstung zuzulassen. Mutz
prophezeite, der konventionelle Abrü~

stungsvertrag "treibt dem Zusammenbruch
zu". Im Abrüstungsvertrag seien unter den
Bedingungen des Kalten Krieges nach ei­
nem Paritätsschlüssel die Abrüstungskon­
tingente verteilt worden., diese Fonnel grei­
fe aber nach dem Zusammenbruch des
Warschauer Paktes nicht mehr. Mutz äu­
ßerte Verständnis für russische Wünsche,
den Vertrag zu modifizieren.. und warnte
vor der Gefahr, daß westliche Staaten "die
Russen absichtlich auflaufen lassen~". Eine
Ost-Erweiterung der Nato werde Rußland
nach Ansicht der drei Institute ebenfalls
"stigmatisierenH und zu einem Gegner er­
klären. Die Bundesrepublik.. die ihre außen­
politischen Gewinne seit 1989 dem Wandel
in Moskau verdanke., sollte sich nach der
Empfehlung des Gutachtens vielmehr ei­
nem Sicherheitskonzept verschreiben., das
eigene Sicherheit nicht zu Lasten fremder
Sicherheit erwirke. Mutz sagte" er halte eine
gestärkte OSZE für das g'eeignete Instru­
ment dafür: heute aber sei jene Organisa­
tion ....nicht einmal ein Papiertiger~~.

Mutz vertrat die Ansicht.. das Dilemma
der europäischen Sicherheitspolitik werde
derzeit vom Krieg auf dem Balkan illu­
striert. Fünf internationale Organisationen
konkurrierten dort bei der Suche nach Frie­
den .. manche handelten unzuständig, ande­
re unzulänglich .. und alle seien mit der Auf­
gabe übert~rdert.

Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 22. Juni 1995
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t Wird Europa erneut in militärische Abschreckungsblöcke geteilt?
Symposion des Hamburger Friedensforschungsinstitutes diskutierte über die Sicherheit des KontinentsJ Kann Rußland integriert ,,'erden?

1996 soll dann über dIe Zul.mnll eln~r ~~,

chen Sicherheil4iMdutektw dJskutiert w~r,

den.
Auch wenn flS knUsche Stimmen qibt. St

ist das Urteil der Frieden~orscher,Wd5 derl
Edolg~n 20 Jahren KSZE/OSZC ftnhetnfft
doch uberwiegcnd posiUv. Die Orqanisalion
habe .R.ahmoobedlngungen Im d~e Ubcr·
windung des StahlS quo gesetzt" •meint Die·

·ler S. Lutz. weil sic;h die tnedlichen Frei·
beitsrevolutionen in MiI'~J- und 051europa
auf ihre Vereinolltungen hallen Lerulen
können Der· ~merik.ani8che Diplomat Jon.
than Dean meint QM, die OSZE habe das p(.­
lential. .die wiehligste Sicberbeit5Orqöm6a­
Uon 10 Europa U1 werden·, Allrrdings Sf!i il'u
Hauptproblem4 daB ihre wkhli:-l'tH:" Aufgabe
-die Integration RußUinds In eu: ·~ttlbiies eu­
ropäiKhes Sic:herbeilssytitem - nut allen
Ihren Risikenund Schwiengteiten- .eine'zu .
große ,Aufgabe äst. 411 doB sie .Ueln von ,~.

OSZE gelOSt Werden könn: Sie erfordert dte
Hilfe größerer Institutionen Wie der Euro­
päi5chen Union und der NATO sowie die
Unterstützung riurdl bilat~(aIe Bezlehun-
gen-. __
" Das Hamburger Insti4ut tür Friedr.~n,(or­

schung und Sicherhp.ilspohuk hat deB Vor­
~hlag erarbeitet. die OSZE im Laufe der
Jcthre i.'l einer .. Europäische Sidlltrheitsge­
lIleiIlSchcdt" (ESGt zu uberi\ihf'f'n. Das ord·
nungspoillische LeitpriOZiP emer ESG 5011
leuten: Der Gebraudt von \\raUenqf·w~'1 10

de.n Beziehunqen ZWischen saa4a.'Il: ~. rt
hiebt zuructlallen In ddS Eam~sssen ',-' ,.'.;. :'I~­
Ueben VOll Regierungen; siindern r.~:U) I, •

~u1tima rallo" pohtischen. llandeln..~ f

uberstaatlich verbtndlich(~nNorrnu!nnlf '1 ••

__rwonen werden, Die ESG soll eine ~. ::hts-
G"dnung schaflt"ß, "m der Streitkratle qe­
bündelte Sanklioosmf,tnJmf!ßte gegen den
aechtsbrocb wcroen", Ein erster Sehntt lin
'cliese Richtunq wttrt.!. 50 Insotut&leller Lutz,
.:;den Bf'S('hhl~<;ffi 'dnd EntSC'}lCldunqm d4er
QSZE eod1kh ':ol".<enechtl1cbe Bindung zu·
a,lwelsen-.

jDas erste Ja~trbuch ~ur (ie5t.:hichte und
. ukunlt der Of,ZE ist ersd'llenen bei der No­
. 05 Verlag59,esedscbaft Baden-Baden, 51~2

~j'en. Df\1 ~8a Titel: OSZE-J4hrbuch 199.'5,

mit einem Gerüst von institutIonen ausgp.­
stattel: ZUm Beispiel einem "Rat der Außen­
minister". einem SekreS8riat. emem Kon­
fliklverhütungaenlrum und einem Büro für
Ireie Weblen.Freilich. die hehren Vontel·
lungen. von der Entwicklung der europil­
!lehen Poottk und von der Effektivität der
OSZI! taben sidJ ntdlt erfWlI. In gewüiser
Weise. 50melnt Prol. TudykClIn semem·8ej.
~ag rur das Jahrbuch. seien sok"he Orga.
nis.honen (wie auch die UNO) ndazu dll, die
ErwartungderOffentUchkeitzu erfüllen. daß
die Regierungen die zahlreicJ1 yomendenen
Konflikte nicht ignorieren oder ihnen telen..
los zusehen" . '

Dieler S. Lutz. Nachfolger von Egon Sahr
als LeIter des HlUOburger FriedensfClr­
schungsialilihdes. konstabed. dal Europa
WIeder in Zonen ungleicher Sjf;~theitge­
spalten ,Rl. InZwischen gebe es. im Gegen­
.aa ZI1I' lrüheren West-O&t-Spaltung. gleich
vier Gruppierungen in Burope: Die we$tli­
eben S~ten. ein Rußlan.d. ~s müitlriscb
stark,' aber im Inneron instabil sei. die nach
•v.'eiten- tendierenden Refonnsta"len und
die konftik.treicbe Region der nlSSliCh de-

. minierten GUS-Linder. Lutz stellt die Frage,
ob sieh am HOIi7.0nt der Geschichte •nicht
wieder ein in AbschreckwlQSblöcke zern;·
senes Europa· abzeichne. in dena die Mi­
l"ärpotenliale der Stadl~neine g.ößerp. Rol­
Je $pieJten al& ihre zivilen f\.iö!Jfkhkl~en.

Auf dem KSZE-Gipfel im Oktobe, 1994 in
Budapesl ~eichnetensieb die neuen Kontro­
versen deuWch ab. Alsnoch wenige Tagcvor
dEim Treffen die NATO-l\.of.tnisterratstagung
beschloß. über eine Erweiterung der· NATO
in Richtung Osten fPolcnJ nachzudenken,
.WelT ein Temperaturstul'% ,,'orprogram..
miert", ~chreibtderÖSterreicher Prof. Hein­
rich SclJneider in dem Jahrbuch, Keine Eini­
gung gab es doch über Resolutionen zum
Krieg im ehemaligen JugoslawJen, \vt-tl sich
Rtililand als Verfecbterserbisrilcr Interessen
enl1es. Bescblo5sen wurde hingegen. lII1
Lauteder kommenden zweiJahre eine "breit
angelegte. und umfassende Diskus§ion•
durchzuführen. Illit dem Ziel, .. ein Konzept
rur die Sicherheit 1m 21. Jahrhundert aunu·
arbeiten". Bc] dem nächsten Gipfellretfpß

s~rerVölkererfüllen: Uner!tdllittcrhches Be­
kenntms zu eJßer au' Menschenrechten und
Gnmdfrmhejlen beruhenden lJemokretie.
",'oblstand durcb wlrtschafLlicile freiheit
und soziale Gerechtigkeit und glcKhe Si­
dlel beit lüt aUtt' unsere Länder...

F.rstmüb; wurde die KSZE - blb dahin eh~r

eine A05ftmmlung \'on,Willenserklarungeo-:-

. deI" durch sein Proaramm des .. neuen Den·
,. kens- tn der SowJetunwn. 1990 lrafen ~kh

die Sltaals- und Reglenmgscbefs der KSZE­
Staaten 10 der franzosischen Metropole und
steiften in der _Charta von Paris~ enlhusia­
ilisd. in der Präambel lest: .Nun ist die Zeit
gekommen. in der sich die JlIhrzehntelang
gehegten Hoflnungen und Crw.rtu~~t'nun..

V'JII un~(,Jem Korl\,·spl)lK'Wn1Cn
Thomd5 ~_rtJ_ol..:...~_fta._t _

H&lAbur,. Von eiOCl ..neuen Weltord­
nung· WIU ophmish!'f.b die Rede. als die So..
WJctumon ;uL\(...inflcrhrm<il und der ..EUieme
Vorhdnq" lrllwbnlOlz. rJ'ls in der .. Charte
von PiU1S· H}9() verkunc:ktte neue "Zeitftltur
del Fnedf!ß5 .. u;t er~t recbt ein 5chöD9t
7rd l .lm, ~It P.fStmals ID der te~ 20 'Jahre aJ;.
IfOn Geschichte,der Oryorusatäon. 'ür Sicb;.
heit und Zusammenarbeü in Europa tOS J
Krie~ und Bürgerkriege die Region
schultern. Cesletn wurde bei Wittm SymP9­
sion. veram,tallet vom lnstitut fur Friede....
fors('hun" und Skberheitspolitik In Halft..
burg. eine·Bilan~ gezogen. roll namheflept
Experten ftUS eUer Wf!I~. Und erstmals ~­
,de t!in Jfthlbuch Zur Ge,chicbte und ZukuJjft
der OSIE vorgestellt. das siri1 unter ~dfoo

rem mit der Frage befftßt: Wie stebt es um ""
Sicherheit unseres KontinentsI ~

Am 1. Augu$t 1975 hetten 33 europilisct)e
Staaten sOWJe die USA und Kanada in Hel­
sinki di~ Sch!ußakle der Konferenz über Si·
cherhell und ZUsilrumenarbeil in Burope
KSZE (se1t 1994 in OSZ,E umbenennt. un­
ler1.eichnet und damit emc ooue Epoche ln
<:er ~uropCtl&Chen Nadlkrieg$gescbichle
("inQE-liiutet. .In ihren Anflingen Wdr die
KSZE eher ~in Spic<aetbild dpJ Kon'rontbtlOn
hmder Sllt>ermuchte in Europa·, analysaert
Pro" Kurl P. Tudyka BUS den Niederlanden ,I
die erslen Juhre, Wähnmci sich dei Haupt~
interesse dP.s Westens dul die Verwilk­
üchung der Mfllnschcnrecbte und ~uf 9röjle~

. re frei7.iigagkelt nmlete, verhielten sicb qie
kOinmunisli$chen Staaten r~riktlvI was die .
AuswandenJ[I(J, den Reiseverkebr, die Fami­
li~nz~mulen'fübrun9, die Albeilsbedlu"
gungen hir Journitlasten und detl Verkttul
wesllich~Zeltu~en4ogiR9. ". ___

AuclJ du~ gegenseitige Tellmilime MI mi- ~
litärisrh~n Mdnovem im Rahmen VP.rtIClU- , • 9' fi"
tt'nshildenderMatkulhmenfftndnichtwle". ,'" '. ~ I 'I '.nI~......lUöill
wuns('ht st~n,l)onn aber habe dIe KSZE .. wie ' .._ .. .',' Y, ~ ~. I I
ein Kftla)ysator den WdDdeJ YCHD·sd1roUen : '. ", " ·.a~::t:., (' .:: ,'r;- <I- •• ~. ~~' ~. '~ ~,.~4f

' . tt , " ,~, ~ ~__ r~ ',/.~ ~ li't, - ".. ..........~'
Ge~enemander zur Uberw1nt;tung der t?U": ~ ; ..,',. ,.:~';c. ~' ..~, ,:t::it-~ ~ #I' . ~; '~T"~' :, .;:. ~ ,'~" ... ~.. • .....;

ropalschen Teilnnq erielchton·, 1'0 Tudyka. i. ,',:,:" " .• :·s;..~ ::,.: ~'t ~~, ~:~~ ;'~?i"'~' • ; { . ,;;:'~. ~':~ ',$ ~ f ?:~ ~~",,,,4lfi
Michali GorbBtlichow beförderte oon 11 \\1411" ',~~~~~ '~,~., .... _a__~~,~~~!'::.c~.~.a,-..-..-.2'....
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Direktor des Moskauer Instituts für Internatio­
nale Beziehungen, Andrei Zagorski, seine Sicht
der OSZE vor. Er bedauene, dass die Werte­
gemeinschaft der KSZE, die auch von der Sowjet­
union in den letzten Jahren vor deren Aunösung
1991 voll mitgetragen wurde, durch die rasche
Aufnahme aller G US-Mitglieder verspielt worden
sei. Zagorski zielte auf die Zentralasiaten und
prangerte vor allem Usbekistan an, das sich inner­
halb der GUS sogar der Annahme eines Men·
schenrechtskatalogs widersetze.

Dem in Hamburg vorgetragenen deutschen
Wunsch einer stärkeren Verrechtlichung und ln­
stitutionaiisierung der OSZE hielt der junge Mos­
kauer Wissenschafter entgegen, dass tragfähige
Entscheide nicht durch Strukturen, sondern durch
die politische Bereitschaft der Mitglieder zu­
stande kämen. Das bisherig~ Konsensverfahren
sei effizient genug. Zagorski 'hält nichts von der
immer wieder zu hörenden Idee, die OSZE zu
einem europäischen Sicherheitsrat auszugestalten,

r auf Grund von Mehrheitsentscheiden Frie­
denstruppen entsenden könnte.

zagorski schätzt das Vorgehen der OSZE im
Tschetschenienkrieg, das nicht in Konfrontation
mündete, sondern im Konsens mit Moskau ge­
schah, als gutes Zeichen ein. Die heutigen Regeln
hätten ja durchaus die AnwenQ~ngdes Mechanis­
mus wegen Verletzung der Menschenrechte ­
ohne Zustimmung Moskaus - erlaubt. Nur das
kooperative Vorgehen habe den bisherigen Erfolg
der Tschetschenien-Mission ennöglichl Bei die­
ser Bewertung übergeht Zagorski die nicht zu
unterschätzenden Auswirkungen der Geiselnah­
me von Budjonnowsk und die Übernahme des
Tschetschenien-Dossiers durch Tschemomyrdin.

Das erste Jahrbuch der OSZE

Kooperation als Antrieb der Sicherheitspolitik
Ein Symposion des Hamburger Instituts für Friedensforschung und·Sicherheitspolitik hat

neue Fonnen der Zusammenarbeit diskutie~ wie sie heute von der Organisation für Sicher­
heit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) erprobt werden.; Amerikanischen und deut·
schen Vorstellungen, dass Mehrheitsentscheide in Sicherheitsbelangen anzustreben wären,
stand die russische Meinung gegenüber, das alte Konsensprinzip leiste wirksamere Dienste.

Doe. Hamburg, im September

Das Institut für Friedensforschung und Sicher­
heitspolitik an der Universität Hamburg hat an
einer Tagung kürzlich das erste Jahrbuch der
Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit
in Europa (OSZE) vorgestellt. Der Institutsdirek­
tor Dieter Lutz erwanet· von der Wissenschaf~

dass sie mit unabhängig-kritischen Publikationen
die Organisation «(antreibt)) und gesellschaftlich
besser.veranker~ als dies bisher der Fall war. Ihre
Arbeit müsse der Öffentlichkeit im offenen Dis­
kurs bekannt werden. Darauf setzt auch der
OSZE-Generalsekretär Wilhelm HÖynck, der
überdies vom Jahrbuch eine Anregung des eige­
nen Denkens erwartet Der im Nomos-Verlag er­
schienene Band 1 entspricht diesen Vorgaben und
Wünschen über weite Strecken; er könnte tatsäch­
lich zum Marketing der Organisation beitragen ­
wenn er nur einen Titel trüge! Aber nein, das neue
Logo und die Amtsblattbezeichnung «OSZE­
Jahrbuch 1995» sollen die Leser von «corporate
identi~ und selbstverständlicher Wichtigkeit
überzeugen. Aus Neugier, die mit einem anspre­
chenden Titel geweckt werden könnte, soll das
Buch offenbar niemand kaufen.

Neuer oder bestehender Rahmen?
Einige der Jahrbuch-Autoren sind vom Ham­

burger Institut zu einem Symposion eingeladen
worden, um des zwanzigsten Jahrestages der
Schlussakte von Helsinki zu gedenken und um
den Wandel der KSZE zur heutigen OSZE und
ihre Zukunft zu diskutieren. Der langjährige ame­
rikanische Europadiplomat Jonathan Dean hat im
Jahrbuch einen erhellenden Beitrag über die
Ambivalenz Washingtons gegenüber der OSZE
«zwischen Förderung und wohlwollender Ver-
nachlässigung» verfasst; er macht die Vorsicht der Präventiv tätiue Feldmissionen
USA deutlich, die die WEU als Konkurrenz zur ~

Nato und die OSZE nur als zweitwichtigstes In- Das Hamburger Symposion schloss mit praxis-
strument zur Pflege ihrer Interessen in Europa nahen Ausblicken in die präventive Diplomatie.
sehen; das erklärt den Widerstand Washingtons Die Konfliktvorbeugung wurde richtig nicht als
gegen stärkere Institutionalisierung und gegen festes Instrument, sondern in ihrem Spannungs..
supranationale Ansätze, die einige Europäer der feld zwischen vorhandener Frühwarnung und
OSZE-Arbeit zugrunde legen möchten. fehlendem Willen zu raschem Handeln darge-

Deans Referat in Hamburg über Europas stellt Zur Prävention gehört auch die Konsolidie­
Sicherheitsarchitektur im 21. Jahrhundert ging nmg eines Konflikts, wie sie in den meisten
von- der ohne Zweifel richtigen Annahme aus, OSZE-Feldmissionen die Arbeit vor der Konflikt­
dass noch lange Jahre der Frustrationen zu erdul- lösung dominiert. Der bisherige Leiter der Mis­
den sein werden, bis ein «Sicherheitsvenrag») sion in Georgien und künftige Chef der deutschen
wirksam werden könne. Voraussetzung dafür sei, OSZE-Delegation in Wien, Hansjörg EiIT, mach­
dass die beute 53 Mitgliedstaaten alle nJ·funktio"· ·:te --ife'üt1ic1i~ .dass verstärKtes Gewicht aür··wirt­
nierenden Demokratien und· Nato-Mitgliedern schaftliche Anreize und auf die Menschenrechts­
würden, denn Deans Modell sieht eine umgestal- betreuung zu legen sei. EifT unterstrich die bisher
tete Nato als militärischen Arm der OSZE vor. feststellbare Wirksamkeit des OSZE-Hochkom­
Dieser Zeitpunkt liege in weiter Feme, weil missars für Minderheiten im Baltikum, in der Slo­
Regierungspolitik nicht auf langfristiges strategi- wakei und in Rumänien. Diese dringe wegen der
sches Handeln, sondern auf kurzfristige Interes- Diskretion des Amtsinhabers van der Stoel nur ir
sen ausgerichtet sei, betonte Dean. geringem Ausmass an die Öffentlichkeit. EifT ,-

Mit Distanz zur gängigen Selbstdarstellung der andere haben fü~ d~s Jahrb,:!ch Darstellung'"
russischen Aussenpolitik trug der Stellvertretende Analysen der MIssIonsarbeIt verfasst.

Neue Zürcher Zeitung vom 19. September 1995

145



Die Vision eines Europas -.mit,
eigener~·Eingr~ÜjrQ.ppe<~':;'~~!0f·:

~~1~~~~~e=üi~~~~~
r~E~~~~ Zb;~~~~~
JuUte zulpricht,zeilt ein de.wu­
aonlertes Weltbild,

Lutz will allerdings verankert
wissen, daß der StarUchuß für
einen militärischen Einsatz au.·
schließlich in der Veran~o"~
lichkeit der Gemeinlchaft una
im Einklang mit der Charta der
V~tenNationen liegt. Dabei

nelle politiscne Einf1ußnahmen
bis zur Verhinguni wirtlchatW­
eher Sanktionen."

Würden die Regelungen der

~~~~1:~u:~t~~~RI~~
oder· Belllziamul ge~enltandl­
101. Der Harnbu~erFriedensfor­
scher pocht darauf: "Das Gewalt­
verbot ist Nonn und Praxil zu­
Kleiet)." Lutz ist dabei klar, daß
es Verletzunlen des Verbatl
gibt., .aher sie beftltlgen nur die

1O11 die ESG "in allen Fällen ak­
tiv werden, in denen eine Frie­
denaget'ihrdung, eine 'Friedens­
bedrohung, ein Friedensbruch
oder eine Aggreuion vorliegt":
• Im Falle eine. bewatrneten

J' AnIritf. leien ein Mitglied ~er
~ Gemeinschaft sind die Geme!n­
IChaft und deren Mitglieder zum
automatilchen Beistand ver·

. pPichtet, egal, ob der Aggreslor
Mitglied der ESG tat oder nicht.
• Im Falle innel'1esellachaftll­
cher gewaltaamer Konflikte in

. den MltglledltUten der Gemein­
, achaft ist die ESG dann zustän­

dia, wenn sich die.e Konflikte zu
internationalen Streitigkeiten
entwickeln oder zu entwickeln
drohen, und
• im Falle der Nichteinhaltung
von Minderheiten. und Men-
IChenrechten.

Um die Handlung.fähigkeit
der GemeinlChaft sicherzustel·
len, 1011es einen Generaaekretär

r~:~~J:a ~OU"~~~llZ~~
ESG-Genera1Jekretär aber mit

.. weitreichenden Vollmachten
ausgestattet sein. Die Kompe­
~nzveneilunl~chendenent­
acheidungsbetugten Organen ­
Europäischer Sicherheitsrat,
Ständige Kommission, Guneral­
aekretär und ESG-Gerichtshof ­
soll zwar ..in einem hohen Maß
demokratisiert"' sein, aber nicht
zu gegenseitiger Lähmunl'l füh­
ren.

Ein einzelstaatliches Veto­
recht wie im Sicherheitsn\t der
Vereinten Nationen lehnt Dieter
Lutz ausdrücklich ab.

Erstaunliches Novum ist der
Rat des Friedensfonchers: "Die
ESG muß einen Zugriff auf
Streltkrifte haben." Da6el billigt
er den einzelnen Staaten wf!iter­
hin nationale Streitkrä.fte zu. Der

~~~uS:==c::~~:
KrilenreaktionUrltte tür ihre
Einsitze zur Verfügung steh(!n.

"Es könnte sich einerseits um

~~~rlt:i~rjC:::e=~~~~ ~~i~~:m~~~~~:\geJ~ ~~r~ur~:h~r~~:s~~~
~~~::h~~~~:~ ~~~~~=:i~trt=~~: ~~~=SIIi~~enIOg~=~
~~Chet::~re~e~~itigkeiten ä~:~Y~I~~~~~e~~a:~8J~ ~~~~e:ri~~~.e~~~~i

"Dazu dient der ESG ein brei- IW1I aUllebroehener Gewalt einer Division.·
ter Flcher ziviler Einwirkungl- einsetzen., Gäbe es eme solche Europäl·
mittel ..... von der obligatorischen "Die ESG muß ihre systemei- sche Sicherheiugemeinschaft.
(Schieda->Gerichtlbarkeit über .. Ztme11 Verbinde alaeineArt Puf- ' auflebaut auf dem Leitgedan-
k1uIiIche und unkonvenUo- er zwiachen~·UDdAIl-,.~ ::S'~k'e=h~tStlf!~~~b~n~

.... den mit der Möglichkeit del Ein-
satzes militärUw:her Mittel, wtir-

GClDter VerbeuftD. Frakttou-Vl_ and aa.8eDpolitlaeber den Afgressoren "a priori abge-
Spneber ~er 8PD: .E1n~ Europiii.che Sicherheiugemein- '" ,-,-.h~~~:I~~~:at ;=r bei der .
sc.Mit i6t~ mJcb die zwmgen~eKonsequenz a~ der nua- " ....~~=SU.FDP-·

""- ehe,~~~~utn~chfWs.F.'I'i2. Regterungn r"8PD;Op-
, BoSl1len-Ko~hat,esbe~esen. D~NATOdJentdergemeJ.lJ- .., position eine \iber den Tag hin-'
~en VerteJCÜfW26~Mitglieder, ihr EJngre1fen im e~~JnlI- aUlreichende ..grand strategy"

'. ~ JugOtUWlen !st eme ~umabme.Aus iier OSZE konnte erkennbar sei. Der Regierung
em Sptem pmftU1AUl1er SJcherheit tar PIlZ ~enUte; schreibt er ins Stammbuch:
n., dM von dea andeIelJ lJutItutiolaeJlGnDI'OB wird. , -" Trotz der Nöte del tagespoliti-

sehen Gelchiftel müsse auch sie
_'.' lich Gedanken zur Sicherheits­
..... politik machen. damit das Kind

,mcht in den Brunnen falle.
'; ~ :.Auch und gerade für Deutsch­

land. Wegen RUler Geschichte
und seiner moralischen Schuld.

, r:::nmi~~~erin r~~f.h~~~:~ -
lem'er wlrtschatUichen Größe

unS~tä~eKfudli=~~~i1:~;n
Brunnen gefallen. bitten Politik
und Politiker versagt. "Die Reali­
tat aufdem Balkan 1st der Beleg.•

Den Sozialdemokraten hat
Lutz sein Konze~Anfan~Okto-

~i~:~:·3~~~D,tf~~r?S~h::
ping, hat nicht darauf reagiert.
g",Elgentlich habe ich von diesem
t"olItiker auch ruchtl anderes er­
wartet", sagt Lu tz.

Wunsch de9 Friedens(orschers
war gewe}Jen. d.a.t3 ..entsprechen·
·ie konzeptionelle und operative
Beschlüsse" belm Mannheimer
Parteitag gefa.6t werden.

Von ULRIKE BRENDLIN

Der Hamburger
. Friedensforscher
Dieter Lutz schlägt

eine neue
Sicherheits­

Gemeinschaft
von Staaten vor.

D i t" Zeit ist reif für eine t{ro­
.ße politische Alternative
mit einer visionären Qua­

lität, vergleichbar jener der so­
zialdemokratischen Ost- und
Ents~annungspolitik"t behaup­
tet DIeter Lutz.

Der Direktor dei Instituts tür
:<'riedensfonchung und Sicher­
~leitspolitik an der Universität
Hamburg ist· Nachfolger von
Egon Bahr, dem einstigen Bera­
tervon Willy Brandt. Zum Partei·ta, der SPD in Mannheim hat der
46)ährige Politik- und Rechts­
wIssenschaftler ein Konzept ZW'

"Kontliktverhütunl(spolitik­
vorgelegt.

Der Fiiedensfoncher will aus
der bestehenden Organisation
für Sicherheit und Zusammenar­
beit in Europa (OSZE), die vor 20
Jahren in Helsinki unterdem Na­
men "Konferenz für Sicherheit
und Zusammenarbeit in Euro­
pa" aus der Taufe gehoben wur­
de, eine Europäische Sicher­
heltsgemeinschaft (ESG) entwik­
kein, Ihm schwebt keine Ideal-

:'~~ ::uttr:o~~~gK:le:U:'~~~:
möglich. "Ein Bosnien mit vielen
Millionen Ennordeten, Verstüm­
melten, Vergewaltigten und Ver­
triebenen", davon ilt Lutz über­
zeugt, "darf es in Europa nicht
wieder ~eben."

Diese Ereigniue vor Augen
will Lutz '··or allem die Sozialde­
mokraten von seinen Thesen
üben~uq~n. Denn ..schon immer
war es Oie Sozialdemokratie, die
el verstand, Visionen uber den
Tag hinaus zu entwl~Keln una
lUl(leich mit dem poUtischen 1ll­
I(~s~eschäftzu verbinden".

~ .ütz konstatiert: "Ohne Ent-

'~~~W~~~~~~~~ig~:~~~
;el durch Annähernnl keine
:p.utsche Einheit, Ohne gemein­
.ame C:)icherhE'\t kein Gorba­
·;chow. Ohne str..tkturelle An­
srifTsunfähilkeit kein Vertrag
·.!ber die konventionellen Streit..
kräfte in EUf1?pL-

In der Logik dieser Entwick­
lung liegt für den Friedenafor-.
scher, daß die Sozialdemokraten
die Vision eines "Europäischen
Systems Kollektiver Sicherheit"
haben müßten. Schließlich set
deren Rea11aienml bereits in den
fünfziger Jahren von der SPD
gefordert worden. Und im Go­
delbenrer. Programm der SPD
von 1959 heiße es: "Alle Völker
müssen IIch einer internationa­
len Rechtsordnung unterwerfen,
die über eine ausreichende Exe­
kutive verfüllt. ~r Krieg darf
kein Mittel der Politik !lein."

Diese zu Zeiten"1p.s kalten
Krieges falt utopilcn KHnl(enden
Vorstellungen müßten jetzt Rea­
lität werden, fordert Lutz.

c~~~=~~:it~~~K~ES~)~i~
ein regionales System kollekti­
ver Sicherheit entstehen. Denn
derzeit würden sich die Bündnis­
se NATO, WEU (West-Europäi­
sche-Union) und OSZE häufig
gegenseitig behindern. Selbit
die UNO habe sich so manches
Mal als Hindernis erwiesen.

Gleichwohl soll die ESG nach
Lutz' Wunsch ähnlich funktio­
nieren wie die UNO: nach dem
Prinzip des konsequenten Ein-
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& RussischerWissehschaftler zur Lage nach den Wahlen:

schwd~Ii~~,~gegn~t~~(;h'äÖc~~ für Jelzin
... Hamburr. Die ParlanieritäWahl ,'~ ~nsehaftJer~ df!t:. gesiem') ~irtesier RiVale' fUr Boris J~lzln DennQCh wird die Innenpolltl­
len in Rußland haben die innen-,., belni HambUi-ler institut fUr Frle- ~·lehandelt. lat nach seinem Ab-::~he Lage des Präsidenten in den
politischen Gewichte verschoben! '~ de'nsforsehung und Sicherheits.. !'sturz am vet-gangenen Wochenen- kommenden Monaten schwierig.
Mit dem Wahlsieg tler Kommunl~ polltik·das ruaslache Wahlergeb-· ' de als ersthafter' Kandidat der Sjuganows Fraktion wird. sich
lten und dem - trotz aller Verlullf niS ,analyslerte~}, Du gute. A~r'C Rechten aus dem Rennen. Speku- nach der endgültigen AuszAhlung
.te ..:'~ unerwartet starken Ab- schneldenderKommunlstendUr- .:latlonen. wonach der populäre. auf eine massive relative Mehr­
1C~~en ,des Ultra-~atlonall· )fe nichtdarilber hinwegtäusc~en.,',und gradllnige Ex~MniUlr immer heit in der Duma stUtzen können.
.sten', Schlrlnowsld verfl1gen die .. daß Iq',-Chef Gennadi .S~uganow :nocb 'mit den Kommunisten ge- Addiert man die Direktmandate
~e~gner über die Mehrheit· In der ÖfrenWchkelt Dicht ·an-.. meiilsame Sache machen könnte. 'derKP-nahen Agrar-Partei und
ilm Parlament Paradox: Dennocl\:" komm~ ": ,( 'f': .' >, seien. So ZargoWski,wenigstich... die Sitze des nationalistischen La­
JChelneri nach Ansicht von Beob:'~t ..~4l~. Kommunisten'gUt:' J:>ie" haltig: ,.Lebed wäre als Kandidat, gers hinzu, liegen die Jelzin-~g-,
achtern die Chancen Boris Jelzll1l ~ Pa(te~,~~ ,gewählt. .nichl ihr" fUr die Kommunisten zu schwer ner nahe bei der Zweidnttel-

. ftlr ·die~, P.rIsidentach8ftswahle~~,führend~rPolitiker. Belden PrI-~'konlr911ierbar'" '; '.", ' :' Mehrheit - eine kritische Marke.,
. ~ JunJ'JN steigen..;: .. ' .,.'?. T • :,'.,:;:~dentschaftswahlen kann: sich~ i..Auch ~er Exponent' ,der extre: ~ Denn mit einem ZweidritteI-

Den '.~P~~). daftJf "8i~h~~f der Mange~~C~als tödli-u .mell Rechte~ Wladlmlr Schlr1n~~:Votum kann das~nsten rela~v
der VlZedtrektor'.~ .Moskaller .~h~ Handikap aUSWirken•. Sjuga.l ~/~askl. scheidet als ernstzuneh..;.: machtlose Parlament auch ein
Instituts ftlr'Intemaüonale ,~~e-;~. now, ein hölzerner und ungelen- ~mender;, PJtsidentschafl.sbewer~ Veto des Präsidenten niederstim­
~ung~n, AndreJ Zagorski, ..ln ~l~':ker ~arte~ldat,: d~~ A~ttein. ',ber 8USf(tda die Wllhlerbasis des ,men. Jelzin u!1d seine Regi~rnng
nem entscheidenden Manko de,i:,den Medien;",1Tleldet,. werden ,Demagogen ~ schmallst. Bel al- 'wären blockiert. EntscheIdend
Rero~~r: Weder bel .:derl.:~ kaum Chancen lege~ dep amtle~'! ler; I Unzufriedenheit ,1m Land könnte sein,wie sich die 70 Unab­
Komm\mlaten, noch Im naUonai \ rend~P.rAsldenten einmrAum.t., .~ JeJzln also vermutlich von 1 hängigen Kandidaten verhalten,

'lIen Lager is~ ein I;{andldat in,~ ~ \. ft1lhere.,. Fallschirrnspnn.~ :den personellen Schwlct}en 'sel- die per Direktmandat ins ParIa­
Sicht, der Jel%in. wirklich leflhi·!·~ter-ae~ffll;'AlexandrLebed cJa~ ner .Gegner profitieren. Es rrian'-. menteinzogen.
,lieh werden könnte, 80 der Poli-·';' gegen, yor~emDuma-Wahlen als gelt schlichtweg an Alternativen. FRANK LINDSCHEID
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